19. Sitzung des Ortschaftsrates Merzien

29.08.2017 19:00 Uhr



Kéthen (Anhalt), 21.08.2017
- Bekanntmachung -

zur 19. Sitzung des Ortschaftsrates Merzien
am Dienstag, dem 29.08.2017 um 19:00 Uhr
Kulturraum Gemeindehaus Merzien, .

06369 Merzien

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein.

Vorgesehene Tagesordnung:

TOP Thema Vorl.

1 Eroffnung

1.1 Einwohnerfragestunde -

1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung

2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs

2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -

2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -

2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

2.4 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -

25 Benutzungsgebuhrensatzung fur das Stadtarchiv Kothen 2017105/6

2.6 2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage 2017109/5
der Verbandsbeitrédge der Unterhaltungsverbande "Westliche
Fuhne-Ziethe" und "Taube-Landgraben"

2.7 3. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) 2017113/5
2.8 MaRnahmen an Gewaéssern in Kéthen tber das Umweltsofortprogramm 2017101/1
29 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -
3 Behandlung der nichtoffentlichen TOPs
3.1 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -
3.2 Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)
3.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -
3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -
3.5 VeraulRerung Grundstick in der Gemarkung Merzien, Flur 1, Flurstiick 2017089/1
129
3.6 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -

Mit freundlichen GriRen

Adolf Tauer
Ortsblrgermeister



Diese Tagesordnung hat ab 24.08.2017 zur 6ffentlichen Bekanntmachung ausgehangen.

Abgenommen am: ........cccooeiiiiennieeneee



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 29.08.2017

Sitzung : 19. Sitzung des Ortschaftsrates Merzien

Vorlage-Nr. . 2017105/6

TOP 2.5 . Benutzungsgebihrensatzung fir das Stadtarchiv Kothen

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 8
Merzien

Sitzung am 29.08.2017 IST Stimmberechtigte 5

TOP 2.5 Befangen 0

Ja-Stimmen 5

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kéthen (Anhalt), 30.08.2017

Adolf Tauer
Ortsblrgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 29.08.2017

Sitzung : 19. Sitzung des Ortschaftsrates Merzien

Vorlage-Nr. : 2017109/5

TOP 2.6 : 2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kdthen (Anhalt)
zur Umlage

der Verbandsbeitrage der Unterhaltungsverbande "Westliche
Fuhne-Ziethe" und "Taube-Landgraben”

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 8
Merzien

Sitzung am 29.08.2017 IST Stimmberechtigte 5

TOP 2.6 Befangen 0

Ja-Stimmen 0

Nein-Stimmen 5

Beschluss abgelehnt Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kdéthen (Anhalt), 30.08.2017

Adolf Tauer
Ortsblrgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum . 29.08.2017

Sitzung : 19. Sitzung des Ortschaftsrates Merzien

Vorlage-Nr. . 2017113/5

TOP 2.7 : 3. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen
(Anhalt)

Protokolltext

Herr Tauer stellt den Antrag, unter 8 4 Absatz 1 Satz 3 den Stichtag auf den 31.12. des Vorjahres zu
andern.

Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 8
Merzien

Sitzung am 29.08.2017 IST Stimmberechtigte 5

TOP 2.7 Befangen 0

Ja-Stimmen 2

Nein-Stimmen 1

Beschluss entspr. prot. And. Enthaltungen 2

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kdéthen (Anhalt), 30.08.2017

Adolf Tauer
Ortbirgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Informationsvorlage

2017101/1

Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 29.08.2017
Ortschaftsrat Merzien TOP: 28
Amt: Amt 73 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017101/1
Az.: erstellt am: 11.07.2017
Betreff

Malnahmen an Gewassern in Kothen tber das Umweltsofortprogramm

Beratungsfolge

Nr. |Gremium

Ist-Termin |Ergebnis

N -

29.08.2017: Ortschaftsrat Merzien
31.08.2017: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss

29.08.2017
31.08.2017

Mitzeichnungspflicht

Person

Unterschrift

Datum

Adolf Tauer

21.08.2017

Beschlussentwurf

Gesetzliche Grundlagen:




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Das Ministerium fir Umwelt, Landwirtschaft und Energie hat ein Umwelt-Sofortprogramm
aufgelegt, welches Malinahmen foérdert, die der Verbesserung der Qualitat und ékologischen
Aufwertung der Gewasser in Sachsen-Anhalt dienen sollen. Antragsteller sind ausschlief3lich
die Gewasserunterhaltungsverbande in Sachsen-Anhalt.

Es erfolgt eine 100 %-ige Forderung.

In diesem Zusammenhang hat der Unterhaltungsverband ,Westliche Fuhne-Ziethe" im
Stadtgebiet Kothen folgende MalRnahmen beantragt und bewilligt bekommen:

1. Ruckbau des Gewdlbedurchlasses in der Ziethe am Kirschweg in Merzien

2. Ruckbau des Gewdlbedurchlasses in der Ziethe in Zehringen am Zehringer
Busch

3. Ruckbau des alten Absetzbeckens am Lehdegraben und Schaffung eines

Durchlasses zur Ziethe

Die beiden Riuckbaumalnahmen der Gewdélbedurchlasse dienen der Verbesserung der
Okologischen Durchgangigkeit der Ziethe. Weiterhin werden durch den Rickbau und die
Angleichung der entstehenden Béschungen an die vorhandenen Béschungen die
Gewasserquerschnitte vergrofRert. Dies fuhrt zur Verbesserung der Abflussverhéltnisse bei
Starkregenereignissen sowie bei Mittel- und Hochwasserstanden. Beide Uberfahrten sind
wegen des schlechten baulichen Zustandes bereits seit langerem gesperrt. Abbruchmaterial
befindet sich schon in der Gewéssersohle. Beide Durchlasse/Uberfahrten sind nicht
Bestandteil von 6ffentlich gewidmeten Feldwegen. Sie haben keine Funktion mehr.

Das alte Absetzbecken am Lehdegraben, kurz vor der Einmindung in die Ziethe, hat seine
wesentliche Funktion, das Absetzen von Grobstoffen aus dem ehemaligen
Gefliigelschlachthof, schon lange verloren. Es ist ein Betonbauwerk. Der Ubergang zur
Ziethe erfolgt Gber einen Doppeldurchlass in einer Héhe, die den gréf3ten Teil des Jahres
Uber der Wasserlinie der Ziethe liegt. Die dkologische Durchgangigkeit fir die aquatischen
Lebewesen zwischen Ziethe und Lehdegraben ist damit nicht gegeben. Um diesen Verbund
herzustellen, wird neben dem Abriss des Betonabsetzbeckens auch ein Durchlass
hergestellt, der die bisherige Hohendifferenz zum Mindestwasserstand der Ziethe nicht mehr
aufweist. Der Durchlass ist notwendig, um den Lutherweg an dieser Stelle nicht zu
unterbrechen.

Alle MaRnahmen wurden seitens der Stadt beflirwortet.

Die bauliche Umsetzung soll noch in diesem Jahr erfolgen. Fir die Stadt Kéthen entstehen
keine Kosten. Die Projektbetreuung liegt in den Handen des Unterhaltungsverbandes.

Der Unterhaltungsverband , Taube-Landgraben” hat keine Malinahmen im Stadtgebiet
Kdthen Uber dieses Foérderprogramm geplant.



.

Anlage 1 - Lageplan und Foto Gewilbedurchlass in der Ziethte am Kirschweq in Merzien.pdf

y

Anlage 2 - Lageplan und Foto Gewiilbedurchlass in der Ziethe in Zehringen am Zehringer Busch.pdf

y

Anlage 3 - Lageplan und Foto Absetzbecken am Lehdegraben.pdf



Gewolbedurchlass am Ende des Kirschweges in Merzien






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Lageplan und Foto Gewölbedurchlass in der Ziethte am Kirschweg in Merzien.pdf


Gewolbedurchlass in Zehringen






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - Lageplan und Foto Gewölbedurchlass in der Ziethe in Zehringen am Zehringer Busch.pdf







Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Lageplan und Foto Absetzbecken am Lehdegraben.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017105/6

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 29.08.2017
Ortschaftsrat Merzien TOP: 25

Amt: Amt 32 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017105/6
Az.: erstellt am: 13.07.2017

Betreff

Benutzungsgebihrensatzung fur das Stadtarchiv Kéthen

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1117.08.2017: Sozial- und Kulturausschuss 17.08.2017 |laut BV
2(21.08.2017: Ortschaftsrat Lébnitz an der Linde 21.08.2017 |laut BV
3123.08.2017: Ortschaftsrat Wilknitz 23.08.2017 |entspr. prot. And.
4124.08.2017: Ortschaftsrat Baasdorf 24.08.2017 |laut BV
5(28.08.2017: Ortschaftsrat Dohndorf 28.08.2017 |laut BV
6 (29.08.2017: Ortschaftsrat Merzien 29.08.2017 |laut BV
7 (30.08.2017: Ortschaftsrat Arensdorf 30.08.2017 |laut BV
8(19.09.2017: Hauptausschuss 19.09.2017 [laut BV
9(26.09.2017: Stadtrat 26.09.2017 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschliel3t die Benutzungsgebihrensatzung fir das
Stadtarchiv Kothen (Anhalt) geman Anlage.

Gesetzliche Grundlagen:

88 5, 8, 45 Abs. 2 Nr. 1 KVG LSA
88 2, 5 KAG LSA

88 10, 11 ArchG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Bei der routinemaRigen Uberpriifung der Benutzungsgebuihrensatzung fiir das Stadtarchiv
Kdthen (Anhalt) wurde festgestellt, dass sie in einigen Punkten lUberarbeitungsbedurftig ist.
Aus diesem Anlass wird dem Stadtrat diese aktualisierte Satzung zur Beschlussfassung
vorgelegt. Die Gegentberstellung der derzeitigen Satzung ("alte" Fassung) und der neuen
Satzung erfolgt in der Synopse, die auch gleichzeitig die jeweilige Begrindung beinhaltet.
Insbesondere wurde das Gebuhrenverzeichnis Gberarbeitet.



Benutzungsgebiihrensatzung und Gebiithrenverzeichnis.pdf Synopse.pdf

Benutzungsgebiihrensatzung alt.pdf



Anlage 1

Benutzungsgebihrensatzung fur das Stadtarchiv Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der 88 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288), der 88 2, 5 und 13a des
Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 13. Dezember 1996
(GVBI.LSA S.405), zuletzt geandert durch Gesetz vom 17. Juni 2016 (GVBI.LSA S.202) und
der 88 10 und 11 des Landesarchivgesetzes vom 28.Juni 1995 (GVBI.LSA S.190), zuletzt
geéandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 03. Juli 2015 (GVBI.LSA S.314), hat der Stadtrat
der Stadt Koéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 14.September 2017 folgende Satzung
beschlossen:

§1
Kostenersatzpflicht

!Die Benutzung des Stadtarchivs ist kostenpflichtig. 2Der Kostenersatz (Gebuhren und
Auslagen) wird nach Mal3gabe dieser Satzung und des Gebuhrenverzeichnisses, das
Bestandteil der Satzung ist, erhoben.

§2
Entstehen und Falligkeit des Kostenersatzanspruches, Kostenersatzschuldner

D) 1Der Kostenersatzanspruch entsteht bei Benutzung des Stadtarchivs. 2Er wird bei
personlicher Benutzung des Stadtarchivs sofort fallig und ist sofort zu zahlen. *Dies gilt auch,
wenn das Stadtarchiv fur einen langeren Zeitraum als die Dauer eines Tages genutzt werden
soll.

(2) 1Soweit keine personliche Benutzung des Stadtarchivs erfolgt, wird der Kostenersatz
durch Bescheid festgesetzt. ?Der Kostenersatz wird mit Bekanntgabe des Bescheids an den
Kostenschuldner fallig und ist innerhalb von 14 Tagen zu zahlen.

3) Kostenschuldner ist der Benutzer des Stadtarchivs.

§3
BilligkeitsmalRnahmen

'Der Kostenersatzanspruch kann entsprechend § 13a Abs. 1 des Kommunalabgabenge-
setzes des Landes Sachsen-Anhalt ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die
Einziehung bei Félligkeit eine erhebliche Harte flr den Kostenschuldner bedeuten wiirde und
der Anspruch durch die Stundung nicht gefahrdet erscheint. 2Ist dessen Einziehung nach
Lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in weiblicher und
mannlicher Form.





85
In-Kraft-Treten, AulBer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kéthen

(Anhalt) in Kraft. Zugleich wird die Benutzungsgebtihrensatzung fur das Stadtarchiv Kéthen
(Anhalt) vom 12. April 2012 aul3er Kraft gesetzt.

Kothen (Anhalt),

Bernd Hauschild
Oberbirgermeister (Siegel)





Gebuhrenverzeichnis zu 8 1 der Benutzungsgebihrensatzung fir das Stadtarchiv
K6then (Anhalt)

1. Benutzung des Stadtarchivs:

a) fur einen Tag pro Benutzer 5,00 €
b) fir eine Woche pro Benutzer 15,00 €
c) fur einen Zeitraum bis hdchstens 12 Wochen pro Benutzer 50,00 €

2. Recherchen bzw. Ermittlungen aus Archivalien ein-
schlie3lich aus dem historischen Melderegister und den
standesamtlichen Sammelakten durch das Stadtarchiv:
je angefangene viertel Stunde 11,00 €

3. Anfertigung einer beglaubigten Kopie aus Personenstands-
Blchern sowie von Personenstandsurkunden
a) je Vorgang bzw. Urkunde (neben der Gebiihr nach Nr. 3
Fallen Gebtihren nach Nr. 1 und Nr. 5 nicht an. Fur die
Anfertigung einfacher Kopien gilt Nr. 3 nicht). 10,00 €
b) fir ein zweites und jedes weitere Exemplar, soweit es
gleichzeitig beantragt und in einem Arbeitsgang

hergestellt wird 5,00 €

4. Einfache schriftliche Auskunft:
je Auskunft 5,00 €

5. Reproduktion aus Archivalien:
a) je Reproduktion DIN A4 s/w 0,50 €
b) je Reproduktion DIN A4 Farbe 1,00 €
c) je Reproduktion DIN A3 s/w 1,00 €
d) je Reproduktion A3 Farbe 2,00 €

6. Fotoaufnahmen durch Benutzer:
pro Fotoaufnahme 1,00 €

7. Digitalisierung von Fotos und anderen Archivalien
durch das Archiv
pro Scan 2,00 €

8. Wiedergabe von Archivgut:
a) Publikationen im Druck oder auf elektronischen

Speichermedien je Reproduktion 5,00 €
b) fir Fernsehsendungen, Videoproduktionen
oder Kinofilme je zur Verfliigung gestellte Reproduktion 10,00 €

9. Gebilhrenbefreiung:
Die Benutzungsgebiihr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt fir die Benutzung und
Auskunftserteilung zu wissenschaftlichen und heimatkundlichen Zwecken. Die
Benutzergebihr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt ferner fir Schiler, Studenten,
Doktoranden, Vereine sowie Sozialhilfe,- ALG II- und Sozialgeldempfanger.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Benutzungsgebührensatzung und Gebührenverzeichnis.pdf


neuer Text ist unterstrichen

Synopse zur Benutzungsgebiihrensatzung

Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Benutzungsgebuhrensatzung fur das Stadtarchiv
Kothen (Anhalt)

Aufgrund der 88 5, 8 und 45 Abs.2 Nr. 1 des
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-

Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA, S.

288), der 88 2, 5 und 13a des Kommunalabgaben-
gesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 13.

Dezember 1996 (GVBI.LSA S.405), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 17. Juni 2016 (GVBI.LSA S.202)

und der 88 10 und 11 des Landesarchivgesetzes vom
28. Juni 1995 (GVBI.LSA S.190), zuletzt geandert
durch Art. 1 des Gesetzes vom _03. Juli 2015
(GVBI.LSA S.314), hat der Stadtrat der Stadt

Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 14. September
2017 folgende Satzung beschlossen:

Aktualisierung der geltenden
Rechtsvorschriften

Benutzungsgebuhrensatzung fur das Stadtarchiv
Kothen (Anhalt)

Aufgrund der 88 4, 6 und 91 der Gemeindeordnung
fur das Land Sachsen-Anhalt in der Fassung vom
10. August 2009 (GVBI. LSA, S. 383), zuletzt ge-
andert durch § 20 StiftungsG LSA vom 20. Januar
2011 (GVBI.LSA S.14) der 88 2 und 5 des
Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt vom 13. Dezember 1996 (GVBI.LSA S.405)
zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 02.
Februar 2011 (GVBI.LSA S.58) und der 88 10 und
11 des Landesarchivgesetzes vom 28. Juni 1995
(GVBI.LSA S.190), zuletzt geéndert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 18. Juni 2004 (GVBI.LSA S.335), hat
hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner
Sitzung am 12. April 2012 folgende Satzung
beschlossen:






Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

§1
Kostenersatzpflicht

Die Benutzung des Stadtarchivs ist kostenpflichtig.
Der Kostenersatz (Gebuhren und Auslagen) wird
nach Mal3gabe dieser Satzung und des Gebihren-
verzeichnisses, das Bestandteil der Satzung ist,
erhoben.

keine Anderungen

§1
Kostenersatzpflicht

Die Benutzung des Stadtarchivs ist kostenpflichtig.
Der Kostenersatz (Gebtuhren und Auslagen) wird
nach Mal3gabe dieser Satzung und des Geblhren-
verzeichnisses, das Bestandteil der Satzung ist,
erhoben.

§2
Entstehen und Falligkeit des Kostenersatzan-
anspruchs, Kostenersatzschuldner

1. Der Kostenersatzanspruch entsteht bei Be-
nutzung des Stadtarchivs. Er wird bei personlicher
Benutzung des Stadtarchivs sofort fallig und ist so-
fort zu zahlen. Dies gilt auch, wenn das Stadtarchiv
fur einen langeren Zeitraum als die Dauer eines
Tages genutzt werden soll.

2. Soweit keine personliche Benutzung des Stadt-
archivs erfolgt, wird der Kostenersatz durch Be-
scheid festgesetzt. Der Kostenersatz wird mit
Bekanntgabe des Bescheids an den Kostenschuld-
ner fallig und ist innerhalb von 14 Tagen zu zahlen.

3. Kostenschuldner ist der Benutzer des Stadtarchivs.

keine Anderungen

§2
Entstehen und Falligkeit des Kostenersatz-
anspruchs, Kostenersatzschuldner

1. Der Kostenersatzanspruch entsteht bei Be-
nutzung des Stadtarchivs. Er wird bei personlicher
Benutzung des Stadtarchivs sofort fallig und ist so-
fort zu zahlen. Dies gilt auch, wenn das Stadtarchiv
fur einen langeren Zeitraum als die Dauer eines
Tages genutzt werden soll.

2. Soweit keine personliche Benutzung des Stadt-
archivs erfolgt, wird der Kostenersatz durch Be-
scheid festgesetzt. Der Kostenersatz wird mit
Bekanntgabe des Bescheids an den Kostenschuld-
ner fallig und ist innerhalb von 14 Tagen zu zahlen.

3. Kostenschuldner ist der Benutzer des Stadtarchivs.






Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

g3
Billigkeitsmaflinahmen

Der Kostenersatzanspruch kann entsprechend § 13a

Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt ganz oder teilweise gestundet
werden, wenn die Einziehung bei Falligkeit eine
erhebliche Harte fir den Kostenschuldner bedeuten
wirde und der Anspruch durch die Stundung nicht
gefahrdet erscheint. Ist dessen Einziehung nach
Lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder
zum Teil erlassen werden.

keine Anderungen

§3
Billigkeitsmalinahmen

Der Kostenersatzanspruch kann entsprechend § 13a

Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt ganz oder teilweise gestundet
werden, wenn die Einziehung bei Falligkeit eine
erhebliche Harte fir den Kostenschuldner bedeuten
wirde und der Anspruch durch die Stundung nicht
gefahrdet erscheint. Ist dessen Einziehung nach
lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder
zum Teil erlassen werden.

§4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser
Satzung gelten jeweils in weiblicher und ménn-
licher Form.

Der Hoflichkeit entsprechend wird weiblich
vor méannlich genannt.

§4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser
Satzung gelten jeweils in mannlicher und weib-
licher Form.

85
In-Kraft-Treten, AuRer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)
in Kraft.

Zugleich wird die Benutzungsgebiihrensatzung fir
das Stadtarchiv Kéthen (Anhalt) vom 12. April
2012 aul3er Kraft gesetzt.

Anpassung des Datums

85
In-Kraft-Treten, AuBer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)

in Kraft.

Zugleich wird die Benutzungsgebuhrensatzung fur
das Stadtarchiv Kéthen (Anhalt) vom 03. November
2004 aulBer Kraft gesetzt.






Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Gebihrenverzeichnis zu § 1 der Benutzungsge-
buhrensatzung fur das Stadtarchiv Kéthen
(Anhalt)

1.Benutzung des Stadtarchivs:
a) fur einen Tag pro Benutzer 5,00 €

b) fiir eine Woche pro Benutzer 15,00 €
c) fur einen Zeitraum bis héchstens
12 Wochen pro Benutzer 50,00 €

2. Recherchen bzw. Ermittlungen aus
Archivalien einschliel3lich aus dem
historischen Melderegister und den standesamt-

lichen Sammelakten durch das Stadtarchiv:
je angefangene viertel Stunde 11,00 €

3. Anfertigung einer beglaubigten Kopie aus
Personenstandshiichern sowie von Personen-
standsurkunden

a) je Vorgang bzw. Urkunde (neben

der Gebuhr nach Nr. 3 fallen Ge-

bidhren nach Nr. 1 und Nr. 5 nicht

an. Fur die Anfertigung einfacher

Kopien gilt Nr. 3 nicht). 10,00 €
b) flr ein zweites und jedes weitere

Exemplar, soweit es gleichzeitig

beantragt und in einem Arbeitsgang

hergestellt wird 5,00 €

keine Anderungen

Aufgrund eines Vergleichs mit den Ge-
bihrenverzeichnissen der Stadtarchive
Halle und Dessau-Rof3lau erfolgt in An-
lehnung daran diese Anderung.

keine Anderungen

Gebuhrenverzeichnis zu 8 1 der Benutzungsge-
buhrensatzung fir das Stadtarchiv Kéthen
(Anhalt)

1.Benutzung des Stadtarchivs:
a) fur einen Tag pro Benutzer 5,00 €

b) fir eine Woche pro Benutzer 15,00 €
c) fur einen Zeitraum bis héchstens
12 Wochen pro Benutzer 50,00 €

2. Recherchen bzw. Ermittlungen aus
Archivalien einschlief3lich aus dem
historischen Melderegister und den standesamt-

lichen Sammelakten durch das Stadtarchiv:
je angefangene halbe Stunde 15,00 €

3. Anfertigung einer beglaubigten Kopie aus
Personenstandsbiichern sowie von Personen-
standsurkunden

a) je Vorgang bzw. Urkunde (neben
der Gebuhr nach Nr. 3 fallen Ge-
bihren nach Nr. 1 und Nr. 5 nicht
an. Fur die Anfertigung einfacher
Kopien gilt Nr. 3 nicht).

b) fir ein zweites und jedes weitere
Exemplar, soweit es gleichzeitig
beantragt und in einem Arbeitsgang
hergestellt wird 5,00 €

10,00 €






Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

4. Einfache schriftliche Auskunft:
je Auskunft 5,00 €

5. Reproduktion aus Archivalien

a) je Reproduktion DIN A4 s/w 0,50 €
b) je Reproduktion DIN A4 Farbe 1,00 €
c) je Reproduktion DIN A3 s/w 1,00 €
d) je Reproduktion DIN A3 Farbe 2,00€

6. Fotoaufnahmen durch Benutzer
pro Fotoaufnahme 1,00 €

7. Digitalisierung von Fotos und anderen

Archivalien durch das Archiv

pro Scan 2,00 €

8. Wiedergabe von Archivgut:

a) Publikationen im Druck oder auf
elektronischen Speichermedien

je Reproduktion 5,00 €
b) fur Fernsehsendungen, Video-

produktionen oder Kinofilme

je zur Verfigung gestellte

Reproduktion 10,00 €

keine Anderungen

Der neue Kopierer ermdglicht jetzt Farb-
kopien, die nun ebenfalls in das Ge-
biihrenverzeichnis aufzunehmen sind.

Der Zusatz "durch Benutzer" ist erforderlich,
da das Stadtarchiv tGber keine Fotoaus-
ristung verfugt. Der Benutzer muss die
technischen Utensilien mitbringen.

Der alte Punkt 6b wird zu Punkt 7. Scans

sind von Fotos und anderen Archivalien
mdaglich und entsprechend angepasst.

aus Punkt 7 wird Punkt 8

4. Einfache schriftliche Auskunft:
je Auskunft 5,00 €

5. Reproduktion aus Archivalien
a) je Reproduktion DIN A4 0,50 €
b) je Reproduktion DIN A3 1,00 €

6. Fotoaufnahmen und Digitalisierung:
a) pro Fotoaufnahme 1,00 €
b) Foto scannen pro Aufnahme 1,00 €

7. Wiedergabe von Archivgut:

a) Publikationen im Druck oder auf
elektronischen Speichermedien

je Reproduktion 5,00 €
b) fur Fernsehsendungen, Video-

produktionen oder Kinofilme

je zur Verfigung gestellte

Reproduktion 10,00 €






Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

9. Gebiuhrenbefreiung:

Die Benutzungsgebuhr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt
fur die Benutzung und Auskunftserteilung zu
wissenschaftlichen und heimatkundlichen Zwecken
Die Benutzergebuhr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt
ferner fur Schiler, Studenten, Doktoranden, Vereine
sowie Sozialhilfe-, ALG-II- und Sozialgeld-
empfanger.

aus Punkt 8 wird Punkt 9

8. Gebuhrenbefreiung:

Die Benutzungsgebihr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt
fur die Benutzung und Auskunftserteilung zu
wissenschaftlichen und heimatkundlichen Zwecken
Die Benutzergebiihr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt
ferner fur Schiler, Studenten, Doktoranden, Vereine
sowie Sozialhilfe- , ALG-2- und Sozialgeld-
empfanger.






Anlage zur Sitzungsvorlage
Synopse.pdf


Anlage S

Benutzungsgebiihrensatzung fiir das Stadtarchiv Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 4, 6 und 91 der Gemeindeordnung fiir das Land Sachsen-Anhalt in der Fas-
sung vom 10. August 2009 (GVBI. LSA S. 383), zuletzt gedndert durch § 20 StiftungsG LSA
vom 20. Januar 2011 (GVBI. LSA S. 14), der §§ 2 und 5 des Kommunalabgabengesetzes
des Landes Sachsen-Anhalt vom 13. Dezember 1996 (GVBI. LSA S. 405), zuletzt gedndert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 02. Februar 2011 (GVBI. LSA S. 58) und der §§ 10 und 11
des Landesarchivgesetzes vom 28. Juni 1995 (GVBI. LSA S. 190), zuletzt gedndert durch
Art. 2 des Gesetzes vom 18. Juni 2004 (GVBI. LSA S. 335), hat der Stadtrat der Stadt
Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 12. April 2012 folgende Satzung beschlossen:

§1
Kostenersatzpflicht

Die Benutzung des Stadtarchivs ist kostenpflichtig. Der Kostenersatz (Gebihren und Ausla-
gen) wird nach Maligabe dieser Satzung und des Gebillhrenverzeichnisses, das Bestandteil

der Satzung ist, erhoben.

§2
Entstehen und Falligkeit des Kostenersatzanspruchs,

Kostenersatzschuldner

(1) Der Kostenersatzanspruch entsteht bei Benutzung des Stadtarchivs. Er wird bei per-
sonlicher Benutzung des Stadtarchivs sofort fallig und ist sofort zu zahlen. Dies gilt auch,
wenn dass Stadtarchiv fiir einen langeren Zeitraum als die Dauer eines Tages genutzt wer-

den soll.
(2) Soweit keine persénliche Benutzung des Stadtarchivs erfolgt, wird der Kostenersatz
durch Bescheid festgesetzt. Der Kostenersatz wird mit Bekanntgabe des Bescheids an den

Kostenschuldner féllig und ist innerhalb von 14 Tagen zu zahlen.

(3) Kostenschuldner ist der Benutzer des Stadtarchivs.





§3

BilligkeitsmaBnahmen

Der Kostenersatzanspruch kann entsprechend § 13a Abs. 1 des Kommunalabgabengeset-
zes des Landes Sachsen-Anhalt ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung
bei Falligkeit eine erhebliche Harte fur den Kostenschuldner bedeuten wirde und der An-
spruch durch die Stundung nicht gefdhrdet erscheint. Ist dessen Einziehung nach Lage des

Einzelfalls unbillig, kénnen sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§4

Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in mé&nnlicher und

weiblicher Form.

§5

In-Kraft-Treten, AuRer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (An-

halt) in Kraft. Zugleich wird die Benutzungsgebiihrensatzung fur das Stadtarchiv Kéthen (An-
halt) vom 03. November 2004 auBer Kraft gesetzt.

Kéthen (Anhalt),

Kurt-Jurgen Zander

Oberblrgermeister (Siegel)





Gebiihrenverzeichnis zu § 1 der Benutzungsgebiihrensatzung fiir das Stadtarchiv
Kéthen (Anhalt)

1. Benutzung des Stadtarchivs:

a) fur einen Tag pro Benutzer 5,00 EUR
b) fir eine Woche pro Benutzer 15,00 EUR
c) fur einen Zeitraum bis héchsten 12 Wochen pro Benutzer 50,00 EUR

2. Recherchen bzw. Ermittlungen aus Archivalien einschlieBlich aus dem Histori-
schen Melderegister und den standesamtlichen Sammelakten durch das Stadtarchiv:
Je angefangene halbe Stunde 15,00 EUR

3. Anfertigung einer beglaubigten Kopie aus Personenstandsbiichern sowie von Per-
sonenstandsurkunden

a) je Vorgang bzw. Urkunde (Neben der Gebuhr nach Nr. 3 fallen Gebuhren 10,00 EUR
nach Nr. 1 und Nr. 5 nicht an. Fur die Anfertigung einfacher Kopien gilt Nr. 3 nicht.)

b) fur ein zweites und jedes weitere Exemplar, soweit es gleichzeitig bean- 5,00 Euro

tragt und in einem Arbeitsgang hergestellt wird

4. Einfache schriftliche Auskunft:
Je Auskunft 5,00 EUR

5. Reproduktion aus Archivalien:
a) je Reproduktion DIN A4 0,50 EUR
b) je Reproduktion DIN A3 1,00 EUR

6. Fotoaufnahmen und Digitalisierung:
a) pro Fotoaufnahme 1,00 EUR
b) Foto scannen pro Aufnahme 1,00 EUR

7. Wiedergabe von Archivgut:

a) Publikationen im Druck oder auf elektronischen Speichermedien je Re- 5,00 EUR
produktion
b) fir Fernsehsendungen, Videoproduktionen oder Kinofilme je zur Verfu- 10,00 EUR

gung gestelite Reproduktion

8. Gebiihrenbefreiung:

Die Benutzergebiihr nach Nr. 1 und Nr. 4 entféllt fir die Benutzung und Auskunftserteilung
zu wissenschaftlichen und heimatkundlichen Zwecken. Die Benutzergebiihr nach Nr. 1 und
Nr. 4 entfallt ferner fur Schiller, Studenten, Doktoranden, Vereine sowie Sozialhilfe- und

ALG-2- und Sozialgeldempfanger.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Benutzungsgebührensatzung alt.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017109/5
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 29.08.2017
Ortschaftsrat Merzien TOP: 26
Amt: Amt 73 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017109/5
Az.: erstellt am: 19.07.2017
Betreff
2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage
der Verbandsbeitrage der Unterhaltungsverbande "Westliche
Fuhne-Ziethe" und "Taube-Landgraben”

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]21.08.2017: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 21.08.2017 |abgelehnt
2(23.08.2017: Ortschaftsrat Wilknitz 23.08.2017 |abgelehnt
3124.08.2017: Ortschaftsrat Baasdorf 24.08.2017 |laut BV
4128.08.2017: Ortschaftsrat Dohndorf 28.08.2017 |abgelehnt
5129.08.2017: Ortschaftsrat Merzien 29.08.2017 |abgelehnt
6 [30.08.2017: Ortschaftsrat Arensdorf 30.08.2017 |abgelehnt
7131.08.2017: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 31.08.2017 |abgelehnt
8(19.09.2017: Hauptausschuss 19.09.2017 [laut BV
9126.09.2017: Stadtrat 26.09.2017 |abgelehnt

10]02.11.2017: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschlieRt die 2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur
Umlage der Verbandsbeitrdge der Unterhaltungsverbénde ,Westliche Fuhne-Ziethe* und
»Taube-Landgraben®.

Gesetzliche Grundlagen:
Wassergesetz LSA
KAG



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Im Jahr 2015 wurde die Satzung zur Umlegung der Beitrage der
Gewasserunterhaltungsverbande neu gefasst, u. a. weil sich ein neuer Umlagemodus bei
den Erschwernisbeitragen ergeben hat.

In die 2. Anderungssatzung sind wieder die fiir das Jahr 2017 ermittelten Satze fiir die
Flachen- und Erschwernisbeitrage beider Unterhaltungsverbande aufzunehmen.

Weiterhin ergibt sich eine inhaltliche Veranderung in der Satzung durch Bertcksichtigung
der Verwaltungskosten, die der Stadt Kéthen im Rahmen der Erhebung der
Gewasserumlage entstehen.

Gemald 8 56 Abs.1 des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt kann die Gemeinde
die Verwaltungskosten, die ihr bei der Umlegung der Verbandsbeitrage entstehen, umlegen.
Im Rahmen der Haushaltskonsolidierung ist die Stadt Kéthen verpflichtet, diese
Einnahmemaglichkeit umzusetzen.

Fur das Jahr 2017 wurde ein Verwaltungskostenaufwand von 20.662,81 € ermittelt. Dieser
setzt sich zusammen aus dem zeitlichen Aufwand der beteiligten Amter (Kammerei und
Umweltamt) und den nach den KGST-Richtlinien zu ermittelnden Verwaltungsgemeinkosten.
Entsprechend der Empfehlung des Ministeriums fur Umwelt, Landwirtschaft und Energie
sollen die Verwaltungskosten nicht gesondert ausgewiesen werden, sondern auf den
Umlageaufwand der Verbande aufgeschlagen werden. Aus Sicht der Verwaltung erscheint
es gerecht, jedes Grundstiick Uber seine Flache einmalig mit den Verwaltungskosten zu
belasten. Damit wird eine gleichmaRiige Verteilung des Verwaltungsaufwandes nach dem
Solidarprinzip erreicht. Der tatsachliche Verwaltungsaufwand, der fur jedes Grundsttick
entsteht, ist nicht zu ermitteln. Er ist in den Jahren unterschiedlich und steht in Abhéngigkeit
von den Grundsticksveranderungen hinsichtlich Eigentiimer, Nutzung, Teilung usw.

Es ist deshalb vorgesehen, die Verwaltungskosten nur Gber den Flachenbeitrag und nicht
Uber den Erschwernisbeitrag umzulegen. Dies hat zur Folge, dass sich héhere
Beitragssatze fur den Flachenbeitrag ergeben als in den letzten Jahren. Bisher wurde der
Flachenbeitrag der Unterhaltungsverbande in gleicher Hohe in die Umlagesatzung der Stadt
Kdthen ibernommen. Die Ermittlung des neuen Flachenbeitragssatzes mit Beriicksichtigung
der Verwaltungskosten fur das Jahr 2017 ist der Anlage 1 zu entnehmen. Die Einarbeitung
des stadtischen Verwaltungsaufwandes fihrt danach zu einer Erhéhung des
Flachenbeitragssatzes fiir beide Verbande um 2,63 €/ha.

Die geplante Verfahrensweise bei der Umlage der Verwaltungskosten wurde mit der
Kommunalaufsicht des Landkreises Anhalt-Bitterfeld im Vorfeld abgestimmt.

Weiterhin sind auf der Grundlage der diesjahrigen Beitragsbescheide der
Unterhaltungsverbande vom Umweltamt die Erschwernisbeitragssatze ermittelt worden.
Die Berechnung des Erschwernisbeitrages fir die beiden Verbéande kann der Anlage 2
entnommen werden.

Fur das Veranlagungsjahr 2017 ergeben sich folgende Umlagesatze:

1. Unterhaltungsverband ,Westliche Fuhne-Ziethe*
Flachenbeitrag: 10,88 €/ha (2016: 8,13 €/ha)
Erschwernisbeitrag: 21,77 €/ha (2016: 21,49 €/ha)

2. Unterhaltungsverband ,Taube-Landgraben*
Flachenbeitrag: 13,56 €/ha (2016: 9,65 €/ha)
Erschwernisbeitrag: 3,16 €/ha (2016: 2,15 €/ha)

Diese Beitragssatze sollen in die 2. Anderungssatzung aufgenommen werden.

In der Anlage 1 ist die diesjahrige Beitragszusammensetzung dargestellt.



Hinsichtlich des Erschwernisbeitragssatzes bestehen grofzen Abweichungen zwischen den
beiden Verbandsgebieten. Das erklart sich aus den unterschiedlichen Anteilen an Verkehrs-
und Siedlungsflachen, sowie der Einwohnerdichte. Im Verbandsgebiet des UHV ,Westliche
Fuhne-Ziethe" ist ein hdherer Versiegelungsgrad vorhanden, als im Gebiet des UHV , Taube-
Landgraben®.

Die Verbande erheben die Erschwernisse Uber die Einwohnerzahl. Der hohe Beitragssatz im
Gebiet des UHV ,Westliche Fuhne-Ziethe" entsteht neben dem héheren Anteil an Verkehrs-
und Siedlungsflache auch durch die dichte Besiedlung, da zu diesem Verband die
Einwohner des Stadtgebietes Kéthen und alle Ortsteile aul3er Elsdorf zahlen. Dagegen
befinden sich im Verbandsgebiet des UHV ,Taube-Landgraben” nur die Einwohner der
Ortschaft Elsdorf.

Die Verwaltung empfiehlt dem Stadtrat, die vorliegende 2. Anderungssatzung zu
beschlie3en.

2. Anderungssatzung zur Satzung
der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der Verbandsbeitrage der
Unterhaltungsverbande , Westliche Fuhne/Ziethe" und , Taube-Landgraben*
(Gewasserumlagesatzung)

Aufgrund des § 56 des Wassergesetzes fir das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16.
Marz 2011 (GVBI. LSA S. 492), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes zur
Beschleunigung von Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren und zur
Verbesserung der Verteidigung im Hochwasserschutz vom 18.12.2015 (GVBL. LSA Nr.
12/2015),der 88 2, 5, 8, 11, 36, 45, 90 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG-LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA S.288) und der 88 1 und 2 des
Kommunalabgabengesetzes fir das Land Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996, zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 17.12.2014 (GVBI. LSA S.522), hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 26.09.2017 die 2.
Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der Verbandsbeitrage
der Unterhaltungsverbande ,Westliche Fuhne-Ziethe* und ,Taube-Landgraben” vom
01.01.2015 beschlossen:

Artikel 1
§1
8§ 2 wird wie folgt geandert:

Die Stadt Kéthen legt die Beitrage, die ihr aus ihrer gesetzlichen Mitgliedschaft in den
Unterhaltungsverbanden entstehen, sowie die in diesem Zusammenhang anfallenden
Verwaltungskosten auf die Umlageschuldner um.

§2
8 7 Abs. (1) wird wie folgt geandert:
Satz 1 wird wie folgt erganzt:

,zuzlglich des ermittelten Beitragssatzes pro Hektar, der sich aus den errechneten
Verwaltungskosten dividiert durch die Gesamtflache ( in Hektar) vom Stadtgebiet ergibt.



§3
8 7 Abs. (2) wird wie folgt geandert

1. nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:
Fur das Kalenderjahr 2017 betragt der Flachenbeitragssatz 10,88 €/ha.
2. Aus Satz 2 wird Satz 3.
3. Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefigt:
Fur das Kalenderjahr 2017 betragt der Erschwernisbeitragssatz 21,77 €/ha.
§4

8 7 Abs. (3) wird wie folgt geandert

1. nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:
Fur das Kalenderjahr 2017 betragt der Flachenbeitragssatz 13,56 €/ha.
2. Aus Satz 2 wird Satz 3.
3. Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefigt:
Fur das Kalenderjahr 2017 betragt der Erschwernisbeitragssatz 3,16 €/ha.

Artikel 2
Die 2. Anderungssatzung tritt riickwirkend zum 01.01.2017 in Kraft.

Kdthen (Anhalt), den Siegel

Bernd Hauschild
Oberburgermeister



my .

Anlage 1 - Ermittlung Flichenbeitrag 1 mit Yerwaltungskosten.pdf
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Anlage 2 - Beitragsermittlung 2017.pdf



ANLAGE 1

Flachenbeitrag 2017 unter Beriicksichtigung der Verwaltungskosten

ermittelter Verwaltungskostenanteil: | 20.662,81 I

UHV Westl.Fuhne-Ziethe UHV Taube-Landgraben
Flachenanteil in ha: 6886,0454 957,96
Gesamtflache in ha: 7844,0054
Flachenanteil in%: 87,79 12,21
Aufteilung
Verwaltungskosten in €: 18.139,34 2.523,47

Flachenbeitrag des

Verbandes in € 56.838,25 10.469,12
entspricht 8,25412 €/ha 10,92856 €/ha
Gesamtbeitrag in € 74.977,58 12.992,59

Beitragssatz unter

Beriicksichtigung der

Verwaltungskosten der

Stadt Kéthen in €/ha 10,88834 13,56277

Erh6éhung Flachenbeitrag in
€/ha: 2,63422 2,63422






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Ermittlung Flächenbeitrag 1 mit Verwaltungskosten.pdf


Ubersicht Beitragszusammensetzung Gewasserumlage 2017

1. UHV "Westliche Fuhne-Ziethe" FlachengroRRe im Verband: 6.886,05 ha davon nicht Grundsteuer A- 1574,35 ha
Einwohner: 26.845 pflichtig:
It.Beitragsbescheid des Verbandes fir Umlagesatzung Stadt
ergibt sich aus dem
Flachenbeitrag in Beitrag Flachenbeitrag in Flachenbeitragssatz des
€/ha 8,25 gesamt: 56.838,25 € €/ha 10,88 Verbandes zuziiglich des
(8,25+2,63) Verwaltungskostensatzes der Stadt
Erschwernisbeitrag Beitrag Erschwernisbeitrag ergibt sich aus dem
in €/Einwohner 1,28 gesamt: 34.272,80 € in€/ha 21,77 Erschwernisbeitrag
geteilt durch die ermittelte
nicht Grundsteuer A pflichtige
gesamt: 91.111,04 € Flache
2. UHV "Taube-Landgraben" FlachengréBe im Verband: 957,96 ha davon nicht Grundsteuer A- 90,18 ha
Einwohner: 277 pflichtig:
It.Beitragsbescheid des Verbandes flir Umlagesatzung Stadt
ergibt sich aus dem
Flachenbeitrag in Beitrag Flachenbeitrag in Flachenbeitragssatz des
€/ha 10,93 gesamt : 10.469,12 € €/ha 13,56 Verbandes zuziglich des
(10,93+2,63) Verwaltungskostensatzes der Stadt
Erschwernisbeitrag Beitrag Erschwernisbeitrag ergibt sich aus dem
in €/Einwohner 1,03 gesamt : 284,66 € in €/ha 3,16 Erschwernisbeitrag
geteilt durch die ermittelte
nicht Grundsteuer A pflichtige
gesamt: 10.753,78 € Flache
Flache Stadt Kéthen, gesamt: 7.844,01 ha davon nicht Grundsteuer A- pflichtig: 1664,5 ha

Einwohner Kéthen, gesamt: 27.122






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - Beitragsermittlung 2017.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017113/5

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 29.08.2017
Ortschaftsrat Merzien TOP: 2.7

Amt: Bereich 030 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017113/5
Az.: erstellt am: 10.08.2017

Betreff

3. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]21.08.2017: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 21.08.2017 |laut BV
2(23.08.2017: Ortschaftsrat Wilknitz 23.08.2017 |entspr. prot. And.
3124.08.2017: Ortschaftsrat Baasdorf 24.08.2017 |laut BV
4128.08.2017: Ortschaftsrat Dohndorf 28.08.2017 |laut BV
5129.08.2017: Ortschaftsrat Merzien 29.08.2017 |entspr. prot. And.
6 [30.08.2017: Ortschaftsrat Arensdorf 30.08.2017 |laut BV
7119.09.2017: Hauptausschuss 19.09.2017 |zuriuickgestellt
8(26.09.2017: Stadtrat 26.09.2017 |zuriickgestellt

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlieRt die 3. Anderungssatzung zur
Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) gemaf Anlage 1 zu dieser Vorlage.

Gesetzliche Grundlagen:
88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr.1 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

1. Regelungsanlass

Anlasslich des Beschlusses des Stadtrates zur 2. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der
Stadt Kéthen (Anhalt) vom 22.06.2017 (Beschluss-Nr.: 2017/StR/19/010) kamen weitere
Anderungswiinsche aus der Vertretung und der Verwaltung auf, die zum damaligen
Zeitpunkt nicht mehr umsetzbar waren und mit dieser Vorlage zur Beschlussfassung
eingebracht werden.

2. Anderung der Hauptsatzung

a)

b.)

8 11 — Einwohnerfragestunde

Aus der Fraktion DIE LINKE kam der Vorschlag, dass in der Hauptsatzung geregelt
werden sollte, dass in der Einwohnerfragestunde nicht nur Fragen gestellt werden
koénnen, sondern allgemein auch Anregungen, Probleme usw. angesprochen werden
konnen.

Dieser Vorschlag wird seitens der Verwaltung als rechtlich nicht umsetzbar erachtet.
§ 28 Abs. 2 KVG LSA benennt die vorgesehene Form der Blrgerbeteiligung explizit
als ,Einwohnerfragestunde”. Zwar soll eine wechselseitige Erdrterung zu dem
jeweiligen Punkt zulassig sein, jedoch ist von dem ,Fragerecht jedes Einwohners
[nicht] die Befugnis [erfasst], eigene politische oder kritische Stellungnahmen
abzugeben* (Miller/Wiegand, in: Kommunalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, § 28
KVG S. 5 — Stand September 2015).

Um die Rechtsanwendung hinreichend bestimmt vornehmen zu kénnen sowie um
eine zeitliche Ausuferung der etwaigen Diskussionsbeitrdge zu vermeiden, ist eine
Einschrankung auf die vorgesehene Form der Einwohnerfragestunde aus Sicht der
Verwaltung beizubehalten.

Pflege- und Unterhaltungsmafnahmen an stadtischen Grunflachen und

Spielplatzen

Bislang war die Zustandigkeit beim BSU in § 6 Abs. 9 Satz 2 Nr. 7 wie folgt geregelt:

.. Anlegung; Erweiterung, Unterhaltung und Pflege stadtischer Griin- und
Waldflachen sowie Spielplatzen,”

Aus Sicht der Verwaltung handelt es sich bei Pflege- und Unterhaltungsmafnahmen
an stadtischen Griunflachen und Spielplatzen in der Regel um Geschafte der
laufenden Verwaltung. Aus diesem Grunde wird in 8 7 Abs. 2 hierfr bis zu einer
Wertgrenze von 25.000 EUR eine Zustandigkeitsregelung fur den Oberblrgermeister
aufgenommen; die Zustandigkeit des BSU ist insoweit zu prazisieren. Pflege- und
Unterhaltungsmaf3hahmen an stadtischen Waldflachen verbleiben in der
Zustandigkeit des BSU.

In § 7 Abs. 2 wird folgende Regelung neu aufgenommen:

L27. Pflege- und Unterhaltungsmanahmen an stadtischen Grinflachen und

Spielplatzen bis zu einer Wertgrenze von 25.000 EUR."




d.

8 6 Abs. 9 Satz 2 Nr. 7 erhalt folgende Fassung:

»7. Anlegung und Erweiterung stadtischer Griin- und Waldflachen sowie Spielplatzen;
Pflege- und UnterhaltungsmalRnahmen an stédtischen Waldflachen und, soweit es
nicht in die Zustandigkeit des Oberbirgermeisters nach § 7 Abs. 2 Nr. 27 fallt, an
stadtischen Grinflachen und Spielplatzen,”

Angelegenheiten des Tierparks

Es soll eine klarstellende Zustandigkeit des SK fiir Angelegenheiten des Tierparks
aufgenommen werden, da es hieran bislang gefehlt hat.

In § 6 Abs. 10 wird folgende Regelung neu aufgenommen:

.19. Angelegenheiten des Tierparks."

Haushaltsrechtliche Zustandigkeiten des Oberblrgermeisters

Im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten kann es vorkommen, dass nach Prifung
einzelne Vorgange periodengerecht einem anderen Haushaltsjahr zugeordnet
werden mussen. Hierfir missen dann ggf. tGber- bzw. au3erplanméaRige Mittel zur
Verfigung gestellt werden, um die korrekten Aufwandsbuchungen programmseitig
umzusetzen. Anderungen ergeben sich lediglich in der Ergebnisrechnung; die
Finanzrechnung bleibt unverandert. Gerade in den ersten doppischen
Haushaltsjahren ist davon auszugehen, dass vermehr derartige Buchungen
vorzunehmen sind. Dies sollte in der Verwaltungskompetenz liegen.

Bislang ist in 8 7 Abs. 2 Nr. 15 folgendes geregelt:

»15. nicht erhebliche Gber- oder aulRerplanméaRige Aufwendungen und Auszahlungen
(8 105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche tber- oder au3erplanméaRige
Verpflichtungsermachtigungen (88 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) bis 30.000
Euro im Einzelfall; ferner Gber- und auBerplanmafige Mehrbedarfe im Rahmen der
Jahresabschlussbuchungen (innerbetriebliche Leistungsverrechnungen und weitere
zahlungsunwirksame Buchungen),”

Als neue Formulierung wird folgende Fassung vorgeschlagen:

»15. nicht erhebliche Uber- oder auBerplanmagige Aufwendungen und Auszahlungen
(8 105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche Uber- oder auRerplanmafige
Verpflichtungsermachtigungen (88 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) his 30.000
Euro im Einzelfall; ferner Uber- und au3erplanmaf3ige Mehrbedarfe im Rahmen der
Jahresabschlussarbeiten unabhangig  einer Wertgrenze  (u.a.  Aufwands-
Umbuchungen hinsichtlich einer periodengerechten Zuordnung, innerbetriebliche
Leistungsverrechnungen und weitere zahlungsunwirksame Buchungen),”

Zudem soll eine Zustandigkeitsregelung fur den Oberblrgermeister flr



Aufwendungen und Auszahlungen im Rahmen der vorlaufigen Haushaltsfihrung im
Sinne des § 104 KVG LSA aufgenommen werden.

Hierzu erhalt der § 7 Abs. 2 eine neue Nr. 15a;

Jd5a. Aufwendungen und Auszahlungen im Rahmen der vorlaufigen
Haushaltsfihrung (§ 104 KVG LSA), soweit es sich um eine Geschaft der laufenden
Verwaltung handelt; ohne Wertgrenze, wenn bereits eine rechtliche oder vertragliche
Verpflichtung zur Leistung besteht; bis zu einer Wertgrenze von 30.000 EUR im
Einzelfall, wenn diese zur Weiterfihrung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar ist
sowie Uber die Fortsetzung von Investitionen und Investitionsférdermalnahmen —
unabhéngig einer Wertgrenze -, flr die im Haushaltplan eines Vorjahres Plananséatze
oder Verpflichtungsermachtigungen vorgesehen waren,"

Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB

Bei Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB handelt es sich um gebundene
Entscheidungen, bei denen kein politischer Ermessenspielraum besteht. Aus diesem
Grunde sollte die Entscheidung hierzu in die Zustandigkeit des Oberbirgermeisters
fallen.

Daher werden folgende Anderungen vorgeschlagen:

§ 6 Abs. 9 Nr. 3 erhélt folgende Fassung:

»3. die planungsrechtliche Zuldssigkeit von Vorhaben im AuRRenbereich im Sinne des
8§ 35 BauGB sowie, soweit die MaRnahmen nicht unter die Zustandigkeit des

Oberbirgermeisters gemalR § 7 Abs. 2 Nrn. 8, 17 und 18 fallen, die
planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben gemal den §8 31 bis 34 BauGB-f&:

und § 7 Abs. 2 Nr. 18 erhélt folgende Fassung:

.18. getingfogige Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen glltiger
Bebauungsplane, "Vorhaben- und ErschlieBungsplanen (8 31 BauGB) sowie
geringfiigige Abweichungen von sonstigem Ortsrecht gemald BauGB und BauO
LSA“

Dieser Vorlage ist eine Synopse als Anlage 2 beigefligt, in der die Neufassung der
Altfassung gegenlber gestellt wird und Erlauterungen enthalten sind.

3. Vorschlag der Verwaltung



Die Verwaltung schlagt vor, die als Anlage 1 dieser Vorlage beigefiigte 3. Anderungssatzung
zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zu beschlieRen.



Anlage 1- 3. Anderungssatzung zur HS 2014.pdf

Anlage 2 _Erlduterungen zur Haupts 201 4.pdf



Anlage 1

2. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt
Koéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 26.09.2017 folgende 3. Anderungssatzung zur Haupt-

satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen:

81
Anderung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
1. 86 Abs. 9 Satz 2 Nr. 3 wird wie folgt neu gefasst:

»3. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben im AufRenbereich im Sinne des
§ 35 BauGB sowie, soweit die MalRnahmen nicht unter die Zustandigkeit des Ober-
birgermeisters gemaf 8 7 Abs. 2 Nrn. 8, 17 und 18 fallen, die planungsrechtliche Zu-
lassigkeit von Vorhaben gemal den 88 31 bis 34 BauGB,*

2. 86 Abs. 9 Satz 2 Nr. 7 wird wie folgt neu gefasst:

ol . Anlegung und Erweiterung stadtischer Grin- und Waldflachen sowie Spiel-
platzen; Pflege- und Unterhaltungsmalinahmen an stadtischen Waldflachen und, so-
weit es nicht in die Zustandigkeit des Oberblrgermeisters nach § 7 Abs. 2 Nr. 27 fallt,

an stadtischen Griinflachen und Spielplatzen,*

3. In § 6 Abs. 10 Nr. 18 wird nach den Wértern ,und deren Férderung“ der Punkt durch

ein Komma ersetzt.

4. In 8§ 6 Abs. 10 wird nach Nr. 18 folgende neue Nr. 19 eingefiigt:
»,19. Angelegenheiten des Tierparks.*

5. 8§87 Abs. 2 Nr. 15 wird wie folgt neu gefasst:

,15.  nicht erhebliche Uber- oder auRerplanmafige Aufwendungen und Auszahlun-
gen (8 105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche tber- oder auRerplanma-
RBige Verpflichtungsermachtigungen (88 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) bis
30.000 Euro im Einzelfall; ferner Gber- und aul3erplanméRige Mehrbedarfe im Rah-
men der Jahresabschlussarbeiten unabhangig einer Wertgrenze (u.a. Aufwands-
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3. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Umbuchungen hinsichtlich einer periodengerechten Zuordnung, innerbetriebliche

Leistungsverrechnungen und weitere zahlungsunwirksame Buchungen),”

6. In 87 Abs. 2 wird nach Nr. 15 folgende neue Nr. 15a eingefugt:

,15a. Aufwendungen und Auszahlungen im Rahmen der vorlaufigen Haushaltsfih-
rung (8 104 KVG LSA), soweit es sich um eine Geschéft der laufenden Verwaltung
handelt; ohne Wertgrenze, wenn bereits eine rechtliche oder vertragliche Verpflich-
tung zur Leistung besteht; bis zu einer Wertgrenze von 30.000 EUR im Einzelfall,
wenn diese zur Weiterfihrung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar ist sowie Uber
die Fortsetzung von Investitionen und InvestitionsférdermaRnahmen — unabhangig
einer Wertgrenze -, fir die im Haushaltplan eines Vorjahres Planansatze oder Ver-

pflichtungsermachtigungen vorgesehen waren,*

7. 87 Abs. 2 Nr. 18 wird wie folgt neu gefasst:

»18. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen glltiger Bebauungsplane, Vor-
haben- und ErschlieRungsplanen (8 31 BauGB) sowie geringfligige Abweichungen
von sonstigem Ortsrecht gemaf? BauGB und BauO LSA,

8. In§7 Abs. 2 Nr. 26 wird nach den Wértern ,es gilt 8 7 Abs. 2 Nr. 21* der Punkt durch

ein Komma ersetzt.

9. In 87 Abs. 2 wird nach Nr. 26 folgende neue Nr. 27 eingeflgt:

,27. Pflege- und UnterhaltungsmaRnahmen an stadtischen Grinflachen und Spiel-

platzen bis zu einer Wertgrenze von 25.000 EUR.*

82
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Kothen (Anhalt),

Bernd Hauschild

Oberburgermeister (Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1- 3. Änderungssatzung zur HS 2014.pdf


Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.

Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

Aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA
S. 288) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in
seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Hauptsat-
zung beschlossen:

I. ABSCHNITT
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§1
Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen

(1) Die Stadt fuhrt den Namen "K6then (Anhalt)".

(2) Die Farben der Stadt Kéthen (Anhalt) sind blau
und weil3.

(3) Das Wappen der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigt in
Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, schwarz ge-
fugt, mit gedffnetem roten Tor, hochgezogenem
blauen Fallgatter und drei aufgesetzten gezinnten
roten, schwarz gefugten Turmen mit je einem Fens-
ter, der grolRere und starkere mittlere Turm mit
blauem Kegeldach und goldenem Knauf.

(4) Die Flagge der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigt die
Farben blau und weil3 und im Mittelfeld das Stadt-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA
S. 288) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in
seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Hauptsat-
zung beschlossen:

. ABSCHNITT
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§1
Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen

(1) Die Stadt fuhrt den Namen "K6then (Anhalt)".

(2) Die Farben der Stadt Kéthen (Anhalt) sind blau
und weil3.

(3) Das Wappen der Stadt Kothen (Anhalt) zeigt in
Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, schwarz ge-
fugt, mit gedffnetem roten Tor, hochgezogenem
blauen Fallgatter und drei aufgesetzten gezinnten
roten, schwarz gefugten Turmen mit je einem Fens-
ter, der groRBere und starkere mittlere Turm mit
blauem Kegeldach und goldenem Knauf.

(4) Die Flagge der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigt die
Farben blau und weil3 und im Mittelfeld das Stadt-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

wappen.

(5) YJede unbefugte oder missbrauchliche Benut-
zung des Stadtwappens oder der Stadtflagge ist
unzulassig. 2Den in Satz 1 genannten Wappen,
Wappenteilen und Flaggen stehen solche gleich,
die ihnen zum Verwechseln ahnlich sind.

§2
Dienstsiegel

!Die Stadt Koéthen (Anhalt) fuhrt ein Dienstsiegel.
2Es zeigt das Stadtwappen mit der Umschrift "Stadt
Kothen (Anhalt)". 3Es wird entweder als Pragesiegel
oder als Drucksiegel gebraucht.

II. ABSCHNITT
ORTSCHAFTSVERFASSUNG

§3
Ortschaftsverfassung

(1) Die Stadt Kothen (Anhalt) gliedert sich in die
Ortsteile Kothen (Anhalt), Arensdorf, Baasdorf,
Dohndorf, Elsdorf, Gahrendorf, GrofRwiilknitz,
Hohsdorf, Kleinwulknitz, Lobnitz an der Linde, Mer-
zien, Porst und Zehringen.

(2) Es werden folgende Ortschaften unter Einflh-
rung der Ortschaftsverfassung gemalf3 den 88 81 ff.
KVG LSA gebildet:

Erlauterungen
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Alte Fassung (a. F.)

wappen.

(5) Jede unbefugte oder missbrauchliche Benut-
zung des Stadtwappens oder der Stadtflagge ist
unzulassig. 2Den in Satz 1 genannten Wappen,
Wappenteilen und Flaggen stehen solche gleich,
die ihnen zum Verwechseln ahnlich sind.

§2
Dienstsiegel

!Die Stadt Koéthen (Anhalt) fuhrt ein Dienstsiegel.
2Es zeigt das Stadtwappen mit der Umschrift "Stadt
Kothen (Anhalt)". 3Es wird entweder als Pragesiegel
oder als Drucksiegel gebraucht.

Il. ABSCHNITT
ORTSCHAFTSVERFASSUNG

§3
Ortschaftsverfassung

(1) Die Stadt Kothen (Anhalt) gliedert sich in die
Ortsteile Kothen (Anhalt), Arensdorf, Baasdorf,
Dohndorf, Elsdorf, Gahrendorf, GrofRwiilknitz,
Hohsdorf, Kleinwtilknitz, Lobnitz an der Linde, Mer-
zien, Porst und Zehringen.

(2) Es werden folgende Ortschaften unter Einfuh-
rung der Ortschaftsverfassung gemaf den 8§ 81 ff.
KVG LSA gebildet:






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt
Kothen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Arens-
dorf, bestehend aus den Ortsteilen Arensdorf und
Gahrendorf,

2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Baasdorf,

3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Dohndorf,

4. Lobnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die
Stadt Koéthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde
Lobnitz an der Linde,

5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Merzien, be-
stehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien und
Zehringen,

6. Wilknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Wilknitz, be-
stehend aus den Ortsteilen GroRwilknitz und
Kleinwtlknitz.

(3) lIn den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat ge-
wahlt. 2Er besteht in den Ortschaften

1. Dohndorf, Merzien und Wilknitz aus neun Mit-
gliedern,

2. Arensdorf, Baasdorf und L6bnitz an der Linde
aus sieben Mitgliedern.

§4
Zustandigkeiten des Ortschaftsrates

(1) Der Ortschaftsrat Merzien ist insbesondere bei

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt
Kothen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Arens-
dorf, bestehend aus den Ortsteilen Arensdorf und
Gahrendorf,

2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Baasdorf,

3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Dohndorf,

4. Lobnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die
Stadt Kothen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde
Lobnitz an der Linde,

5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Merzien, be-
stehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien und
Zehringen,

6. Wiilknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Wilknitz, be-
stehend aus den Ortsteilen GrofR3wilknitz und
Kleinwtlknitz.

(3) lIn den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat ge-
wahlt. 2Er besteht in den Ortschaften

1. Dohndorf, Merzien und Wilknitz aus neun Mit-
gliedern,

2. Arensdorf, Baasdorf und Lo6bnitz an der Linde
aus sieben Mitgliedern.

§4
Zustandigkeiten des Ortschaftsrates

(1) Der Ortschaftsrat Merzien ist insbesondere bei
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft be-
treffen, anzuhéren:
1. Benennung von Stral3en, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestaltungs-
satzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

5. Errichtung, wesentliche Anderung und Aufhe-
bung von éffentlichen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,
7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen,

8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der Kul-
tur und Gemeinschaftspflege, Sport-anlagen, Kin-
derspielplatze und Griinanlagen,

9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Ortschaft.

2Der Ortschaftsrat Merzien verfugt jahrlich eigen-
standig Uber 25,56 Euro je Einwohner. *Basis ist die
Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr
vorangegangenen Jahres. “Die Mittel sind fur Ver-
anstaltungen der Heimatpflege und Forderung des
ortlichen Brauchtums, fir Zuwendungen an Verei-
ne, Verbé&nde und Organisationen, fir Aufwendun-
gen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen
sowie fur die Altenbetreuung insbesondere Renten-
weihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Dra-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft be-
treffen, anzuhoren:
1. Benennung von Stral3en, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestaltungs-
satzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

5. Errichtung, wesentliche Anderung und Aufhe-
bung von 6ffentlichen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,
7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen,

8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der Kul-
tur und Gemeinschaftspflege, Sport-anlagen, Kin-
derspielplatze und Griinanlagen,

9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Ortschaft.

2Der Ortschaftsrat Merzien verfugt jahrlich eigen-
standig tber 25,56 Euro je Einwohner. *Basis ist die
Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr
vorangegangenen Jahres. “Die Mittel sind fur Ver-
anstaltungen der Heimatpflege und Férderung des
oOrtlichen Brauchtums, fir Zuwendungen an Verei-
ne, Verbadnde und Organisationen, fir Aufwendun-
gen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen
sowie fur die Altenbetreuung insbesondere Renten-
weihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Dra-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

chenfest usw. zu verwenden sowie fur re-
prasentative Leistungen und Offentlichkeitsarbeit.
°Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und der
anderen Nutzung von Grundstiicken, die durch die
Eingliederung in das Vermdgen der Stadt Koéthen
(Anhalt) eingebracht wurden, sind die Einwohner
der Ortschaft Merzien bevorzugt, einschlie3lich
Zehringen und Hohsdorf, zu berlcksichtigen. ®Mit
dem Ortschaftsrat ist diesbeziiglich Einvernehmen
herzustellen.

(2) Die Ortschaftsrate Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Lobnitz an der Linde und Wiilknitz sind insbe-
sondere bei folgenden Angelegenheiten, die die
Ortschaft betreffen, anzuhoren:

1. Benennung von Stral3en, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestaltungs-
satzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

5. Planung, Errichtung, und SchlieRung von offentli-
chen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,

7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und In-
standsetzung  kulturellen und sozialer Ein-
richtungen, Sportanlagen, Kinderspielplatze und
Griunanlagen, StraRen, Wege und Platze.

(3) 'Den Ortschaftsraten Arensdorf, Dohndorf, Lob-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

chenfest usw. zu verwenden sowie fur re-
prasentative Leistungen und Offentlichkeitsarbeit.
°Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und der
anderen Nutzung von Grundstticken, die durch die
Eingliederung in das Vermdgen der Stadt Kdthen
(Anhalt) eingebracht wurden, sind die Einwohner
der Ortschaft Merzien bevorzugt, einschlie3lich
Zehringen und Hohsdorf, zu berlcksichtigen. ®Mit
dem Ortschaftsrat ist diesbeziiglich Einvernehmen
herzustellen.

(2) Die Ortschaftsrate Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Lobnitz an der Linde und Wilknitz sind insbe-
sondere bei folgenden Angelegenheiten, die die
Ortschaft betreffen, anzuhoren:

1. Benennung von Stral3en, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestaltungs-
satzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

5. Planung, Errichtung, und SchlieRung von 6ffentli-
chen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,

7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und In-
standsetzung  kulturellen und sozialer Ein-
richtungen, Sportanlagen, Kinderspielplatze und
Griunanlagen, StraRen, Wege und Platze.

(3) 'Den Ortschaftsraten Arensdorf, Dohndorf, Lob-
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Neue Fassung (n. F.)

nitz an der Linde und Wilknitz werden jahrlich 9,00
Euro je Einwohner, dem Ortschaftsrat Baasdorf
werden jahrlich 15,00 Euro je Einwohner fur freiwil-
lige Leistungen, die die Ortschaften betreffen, zur
Verfugung gestellt. ?Basis ist die Einwohnerzahl
zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden
Jahres. ®Die in Satz 1 genannten Betrage werden
bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. “Ab 2010
werden diese Betrdge entsprechend der Haushalts-
lage der Stadt Kothen (Anhalt) jahrlich neu fest-
gesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner nicht unterschritten werden darf. °Die Mittel sol-
len nach MaRRgabe der Ansatze des Haushaltspla-
nes der Stadt Kothen (Anhalt) fir folgende Malf3-
nahmen verwandt werden:

1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Forde-
rung des drtlichen Brauchtums,

2. Zuwendungen fur Vereine, Verbande und Orga-
nisationen,

3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung, insbesondere
fur Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Dra-
chenfeste und gemeindliche Veranstaltungen,

4. in den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf und Lébnitz an der Linde ferner flr reprasenta-
tive Leistungen, Jubilaen, Ehrungen und Offentlich-
keitsarbeit.

(4) Die Ortschaftsrate entscheiden tber

1. Vertrage bis 20.000 Euro uber die Nutzung von
Grundstiucken und beweglichem Vermodgen der
jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermdgen, wel-
ches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht
wurde),

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

nitz an der Linde und Wulknitz werden jahrlich 9,00
Euro je Einwohner, dem Ortschaftsrat Baasdorf
werden jahrlich 15,00 Euro je Einwohner fur freiwil-
lige Leistungen, die die Ortschaften betreffen, zur
Verfigung gestellt. 2Basis ist die Einwohnerzahl
zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden
Jahres. °Die in Satz 1 genannten Betrage werden
bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. “Ab 2010
werden diese Betrdge entsprechend der Haushalts-
lage der Stadt Kothen (Anhalt) jahrlich neu fest-
gesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner nicht unterschritten werden darf. °Die Mittel sol-
len nach MalRRgabe der Anséatze des Haushaltspla-
nes der Stadt Kdthen (Anhalt) fir folgende Malf3-
nahmen verwandt werden:

1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Forde-
rung des drtlichen Brauchtums,

2. Zuwendungen fur Vereine, Verbande und Orga-
nisationen,

3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung, insbesondere
fur Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Dra-
chenfeste und gemeindliche Veranstaltungen,

4. in den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf und Lébnitz an der Linde ferner flr reprasenta-
tive Leistungen, Jubilaen, Ehrungen und Offentlich-
keitsarbeit.

(4) Die Ortschaftsrate entscheiden tber

1. Vertrage bis 20.000 Euro Uber die Nutzung von
Grundstucken und beweglichem Vermdgen der
jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermdgen, wel-
ches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht
wurde),
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Neue Fassung (n. F.)

2. die VeraufRerung von beweglichem Vermdgen bis
20.000 Euro (bewegliches Vermogen, welches
durch die jeweilige Gemeinde eingebracht wurde).

2Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer
anderen Nutzung von beweglichem und nicht be-
weglichem Vermogen, das durch die Eingliederung
in das Vermdgen der Stadt Kéthen (Anhalt) einge-
bracht wurde, ist, soweit die abschlielende Ent-
scheidungskompetenz nicht beim Ortschaftsrat
liegt, dieser vorher zu diesen Angelegenheiten zu
hdren.

lll. ABSCHNITT
ORGANE

85
Stadtrat

(1) Der Gemeinderat der Stadt Kothen (Anhalt) fihrt
die Bezeichnung ,Stadtrat®.

(2) Der Stadtrat wahlt aus dem Kreis der ehren-
amtlichen Mitglieder fur die Dauer der Wahlperiode
einen Vorsitzenden und mindestens zwei Stellver-
treter; diese bilden den Stadtratsvorstand. ?Die An-
zahl der Stellvertreter richtet sich nach der Anzahl
der Fraktionen zum Zeit-punkt der konstituierenden
Sitzung. *Werden keine Fraktionen gebildet, sind
zwei Stellvertreter zu wahlen. “Die Reihenfolge der
Stellvertreter richtet sich nach der Stimmenzahl; bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der
Vorsitzende des Stadtrates zieht.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

2. die VeraufRerung von beweglichem Vermdgen bis
20.000 Euro (bewegliches Vermdgen, welches
durch die jeweilige Gemeinde eingebracht wurde).

2Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer
anderen Nutzung von beweglichem und nicht be-
weglichem Vermégen, das durch die Eingliederung
in das Vermdgen der Stadt Kéthen (Anhalt) einge-
bracht wurde, ist, soweit die abschlieRende Ent-
scheidungskompetenz nicht beim Ortschaftsrat
liegt, dieser vorher zu diesen Angelegenheiten zu
horen.

. ABSCHNITT
ORGANE

85
Stadtrat

(1) Der Gemeinderat der Stadt Kéthen (Anhalt) fuhrt
die Bezeichnung ,Stadtrat”.

(2) Der Stadtrat wahlt aus dem Kreis der ehren-
amtlichen Mitglieder fur die Dauer der Wahlperiode
einen Vorsitzenden und mindestens zwei Stellver-
treter; diese bilden den Stadtratsvorstand. ?Die An-
zahl der Stellvertreter richtet sich nach der Anzahl
der Fraktionen zum Zeit-punkt der konstituierenden
Sitzung. *Werden keine Fraktionen gebildet, sind
zwei Stellvertreter zu wahlen. “Die Reihenfolge der
Stellvertreter richtet sich nach der Stimmenzahl; bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der
Vorsitzende des Stadtrates zieht.
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Neue Fassung (n. F.)

(3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des
Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der gewahl-
ten Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit
die Aufgabe des Vorsitzenden wahr.

(4) Der Vorsitzende und die Stellvertreter konnen
jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder des Stadtra-
tes abgewahlt werden. 2Eine Neuwahl hat unver-
zuglich zu erfolgen.

(5) Die Frist gemaf 8 43 Abs. 3 Satz 3 KVG LSA,
innerhalb der einem Mitglied des Stadtrates Aus-
kunft zu erteilen ist, betragt vier Wochen.

86
Ausschiisse des Stadtrates

(1) Der Stadtrat bildet zur Erfiillung seiner Aufgaben
die folgenden standigen Ausschisse:
1. als beschlieRende Ausschiisse

a) den Hauptausschuss,

b) den Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss,
¢) den Heimausschuss,

2. als beratende Ausschiisse

a) den Sozial- und Kulturausschuss,

b) den Rechnungspriifungsausschuss.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des
Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der gewéhl-
ten Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit
die Aufgabe des Vorsitzenden wahr.

(4) Der Vorsitzende und die Stellvertreter konnen
jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder des Stadtra-
tes abgewahlt werden. 2Eine Neuwahl hat unver-
zuglich zu erfolgen.

(5) Die Frist gemal § 43 Abs. 3 Satz 3 KVG LSA,
innerhalb der einem Mitglied des Stadtrates Aus-
kunft zu erteilen ist, betragt vier Wochen.

86
Ausschiisse des Stadtrates

(1) Der Stadtrat bildet zur Erfiillung seiner Aufgaben
die folgenden standigen Ausschisse:
1. als beschliel3ende Ausschiisse

a) den Hauptausschuss,

b) den Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss,
c¢) den Heimausschuss,

2. als beratende Ausschiisse

a) den Sozial- und Kulturausschuss,

b) den Rechnungspriifungsausschuss.
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Neue Fassung (n. F.)

(2) 'Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadtra-
ten und dem Oberbirgermeister als Vorsitzenden.
2Die Vertretung des Oberblrgermeisters bestimmt
sich nach § 50 KVG LSA.

(3) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
besteht aus elf Stadtraten. ?Vorsitzender des Bau-,
Sanierungs- und Umweltausschusses ist ein Stadt-
rat. 3Die Fraktion, die den Vorsitzenden stellt, be-
nennt auch den Vertreter fur den Verhinderungsfall
aus der Mitte der dem jeweiligen Ausschuss ange-
hérenden Stadtraten der Fraktion.

(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses
und der Vorsitz richten sich nach den Bestimmun-
gen der Eigenbetriebssatzung fir das Pflegeheim
der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 05.03.2014 (AmtsBlI.
03/2014) in der jeweils geltenden Fassung.

(5) Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus
elf Stadtraten und zehn sachkundigen Einwohnern.
2Vorsitzender des Sozial- und Kulturausschusses
ist ein Stadtrat. 3Die Fraktion, die den Vorsitzenden
stellt, benennt auch den Vertreter fir den Verhinde-
rungsfall aus der Mitte der dem jeweiligen Aus-
schuss angehoérenden Stadtraten der Fraktion.

(6) Der Rechnungsprifungsausschuss besteht aus
elf Stadtraten und zehn sachkundigen Einwohnern.
2Vorsitzender des Rechnungspriifungsausschusses
ist ein Stadtrat. *Die Fraktion, die den Vorsitzenden
stellt, benennt auch den Vertreter flir den Verhinde-
rungsfall aus der Mitte der dem jeweiligen Aus-
schuss angehoérenden Stadtraten der Fraktion.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(2) 'Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadtra-
ten und dem Oberblrgermeister als Vorsitzenden.
’Die Vertretung des Oberblrgermeisters bestimmt
sich nach § 50 KVG LSA.

(3) 'Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
besteht aus elf Stadtraten. ?Vorsitzender des Bau-,
Sanierungs- und Umweltausschusses ist ein Stadt-
rat. Die Fraktion, die den Vorsitzenden stellt, be-
nennt auch den Vertreter fir den Verhinderungsfall
aus der Mitte der dem jeweiligen Ausschuss ange-
hdrenden Stadtraten der Fraktion.

(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses
und der Vorsitz richten sich nach den Bestimmun-
gen der Eigenbetriebssatzung fir das Pflegeheim
der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 05.03.2014 (AmtsBlI.
03/2014) in der jeweils geltenden Fassung.

(5) Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus
elf Stadtraten und zehn sachkundigen Einwohnern.
2\Vorsitzender des Sozial- und Kulturausschusses
ist ein Stadtrat. 3Die Fraktion, die den Vorsitzenden
stellt, benennt auch den Vertreter fir den Verhinde-
rungsfall aus der Mitte der dem jeweiligen Aus-
schuss angehdrenden Stadtraten der Fraktion.

(6) Der Rechnungsprifungsausschuss besteht aus
elf Stadtraten und zehn sachkundigen Einwohnern.
2Vorsitzender des Rechnungsprifungsausschusses
ist ein Stadtrat. *Die Fraktion, die den Vorsitzenden
stellt, benennt auch den Vertreter fur den Verhinde-
rungsfall aus der Mitte der dem jeweiligen Aus-
schuss angehdrenden Stadtraten der Fraktion.
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(7) 'Soweit Ausschiisse durch Stadtrate geleitet
werden, richtet sich die Verteilung dieser Aus-
schussvorsitze auf die im Stadtrat vertretenen Frak-
tionen nach dem Hochstzahlverfahren. 2Die Benen-
nung des Vorsitzenden erfolgt durch die zugriffsbe-
rechtigte Fraktion gegen-tber dem Stadtratsvorsit-
zenden. 3Der Stadtratsvorsitzende informiert den
Stadtrat.

(8) Der Hauptausschuss berat in der Regel alle
Angelegenheiten, die der Stadtrat abschlieRend
entscheidet oder die dem Stadtrat zur Kenntnis
gebracht werden sollen. 2Der Haupt-ausschuss
beschliel3t abschlielRend Uber:

1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschisse in
Streitfallen Uber Ausschusszustandigkeiten,

2. die Durchfiihrung von reprasentativen Veranstal-
tungen, Messen, Ausstellungen und Kongressen,

3. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu
erwartenden Kostenaufwand von tber 1.000 Euro
pro Person,

4. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschut-
zes,

5. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Sat-
zung anderen Ubertragen,

6. Zuwendungen an Vereine, Verbande und wirt-
schaftliche Bereiche,

7. Uber den Jahresplan stadtepartnerschaftliche
Angelegenheiten und deren Anderungen,

8. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unterneh-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(7) 'Soweit Ausschiisse durch Stadtrate geleitet
werden, richtet sich die Verteilung dieser Aus-
schussvorsitze auf die im Stadtrat vertretenen Frak-
tionen nach dem Hochstzahlverfahren. 2Die Benen-
nung des Vorsitzenden erfolgt durch die zugriffsbe-
rechtigte Fraktion gegen-tber dem Stadtratsvorsit-
zenden. °Der Stadtratsvorsitzende informiert den
Stadtrat.

(8) Der Hauptausschuss berat in der Regel alle
Angelegenheiten, die der Stadtrat abschlieRend
entscheidet oder die dem Stadtrat zur Kenntnis
gebracht werden sollen. 2Der Haupt-ausschuss
beschliel3t abschlie3end Uber:

1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschisse in
Streitfallen Uber Ausschusszustandigkeiten,

2. die Durchfiihrung von reprasentativen Veranstal-
tungen, Messen, Ausstellungen und Kongressen,

3. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu
erwartenden Kostenaufwand von dber 1.000 Euro
pro Person,

4. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschut-
zes,

5. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Sat-
zung anderen ubertragen,

6. Zuwendungen an Vereine, Verbande und wirt-
schaftliche Bereiche,

7. Uber den Jahresplan stadtepartnerschaftliche
Angelegenheiten und deren Anderungen,

8. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unterneh-
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men,

9. Vermdgensangelegenheiten im Sinne von § 45
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze von
100.000 Euro auf3erhalb des Sanierungsgebietes,

10. alle Félle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt,
sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben sind, im
Einvernehmen mit dem Oberbirgermeister.

(9) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
berat in der Regel Uber

1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des
Baugesetzbuches und anderer baurechtlicher Vor-
schriften durch den Stadtrat entschieden werden,

2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zustan-
digkeit des Stadtrates fallen,

3. Verkehrsentwicklungsplanungen.

2Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss ent-
scheidet Uber folgende Vorgéange und Vorhaben:

1. Vergaben von Bau- und Planungsauftragen in
einer Hohe bis 500.000 Euro,

2. Planungsentwurfe stadtischer Tief- und Hoch-
baumalinahmen,

3. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorha-
ben im AuRenbereich im Sinne des 8 35 BauGB
sowie, soweit die MalRnahmen nicht unter die Zu-
standigkeit des Oberbirgermeisters gemafll § 7
Abs. 2 Nrn. 8, 17 und 18 fallen, die planungsrechtli-

Erlauterungen

Bei Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB
handelt es sich um gebundene Entscheidungen, bei
denen kein politischer Ermessenspeilraum besteht.
Aus diesem Grunde sollte die Entscheidung hierzu

Alte Fassung (a. F.)

men,

9. Vermdgensangelegenheiten im Sinne von § 45
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze von
100.000 Euro auf3erhalb des Sanierungsgebietes,

10. alle Falle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt,
sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben sind, im
Einvernehmen mit dem Oberblrgermeister.

(9) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
berat in der Regel Uber

1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des
Baugesetzbuches und anderer baurechtlicher Vor-
schriften durch den Stadtrat entschieden werden,

2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zustan-
digkeit des Stadtrates fallen,

3. Verkehrsentwicklungsplanungen.

2Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss ent-
scheidet Uber folgende Vorgéange und Vorhaben:

1. Vergaben von Bau- und Planungsauftragen in
einer Hohe bis 500.000 Euro,

2. Planungsentwuirfe stadtischer Tief- und Hoch-
baumalRnahmen,

3. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorha-
ben gemal den 88 31 bis 35 BauGB fur

a|) die EI|IIG|IEHIIg "el" we_lmgebaueleln “I"E Fehr-als
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che Zulassigkeit von Vorhaben gemal den 88 31
bis 34 BauGB

4. Ausnahmen von der Veranderungssperre gemaf
8 14 Abs. 2 BauGB,

5. Entscheidung Uber die Ausubung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinde (88 24, 25 BauGB),

6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen
gultiger Bebauungspléane, Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplane sowie Abweichungen zu sonstigem
Ortsrecht gemalR BauGB und BauO LSA soweit die
MalRnahmen nicht unter Zusténdigkeit des Ober-
blrgermeisters gemal § 7 Abs. 2 Nrn. 17 und 18
fallen,

7. Anlegung und Erweiterung stadtischer Griin- und
Waldflachen sowie Spielplatzen; Pflege- und Unter-

haltungsmaflnahmen an stadtischen Waldflachen

und, soweit es nicht in die Zustandigkeit des Ober-

birgermeisters nach 8 7 Abs. 2 Nr. 27 fallt, an stad-

tischen Grinflachen und Spielplatzen,

Erlauterungen

in die Zustandigkeit des Oberburgermeisters fallen.

Bei Pflege- und UnterhaltungsmalBnahmen an stadti-
schen Griunflachen und Spielplatzen handelt es sich in
der Regel um Geschéfte der laufenden Verwaltung. Aus
diesem Grunde wird in § 7 Abs. 2 hierfir bis zu einer
Wertgrenze von 25.000 EUR eine Zustandigkeitsrege-
lung fir den Oberbirgermeister aufgenommen; die Zu-
standigkeit des BSU ist insoweit zu prazisieren. Pflege-
und UnterhaltungsmalRnahmen an stadtischen Waldfla-
chen verbleiben in der Zustandigkeit des BSU.

Alte Fassung (a. F.)

4. Ausnahmen von der Veranderungssperre gemar
8 14 Abs. 2 BauGB,

5. Entscheidung Uber die Austbung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinde (88 24, 25 BauGB),

6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen
glltiger Bebauungsplane, Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplane sowie Abweichungen zu sonstigem
Ortsrecht gemalR BauGB und BauO LSA soweit die
Malnahmen nicht unter Zustandigkeit des Ober-
blrgermeisters gemal 8 7 Abs. 2 Nrn. 17 und 18
fallen,

7. Anlegung; Erweiterung,—UYnterhaltung-und-Pflege

stadtischer Grin- und Waldflachen sowie Spielplat-
zen,
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8. Ablésung von mehr als drei Stellplatzen gemar3
der Stellplatzablésesatzung,

9. stadtebauliche Gebote gemafl den 88 176 bis
179 BauGB,

10. Genehmigung von Antragen auf Baumfallungen
gemalR Baumschutzsatzung fiir Baumgruppen, die
einen Park bildenden und/oder das Stadtbild pra-
gen,

11. Bezuschussung der Sanierung von Denkma-
lern,

12. den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirt-
schaftsplan ,Stadtebaulicher Denkmalschutz® und
die Wirtschaftsplane der Stadtumbaugebiete ,Alt-
stadt®, ,Risternbreite” und ,Wasserturm“ soweit der
im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz nicht
Uberschritten wird,

13. geringfligige Abweichungen vom Sanierungs-
rahmenplan,

14. geringfligige Abweichungen von Verkehrspla-
nungen (insbesondere Verkehrsentwicklungsplan,
Parkraumkonzepte),

15. Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der Verkehrsplanung,

16. Vermdgensangelegenheiten im Sinne von § 45
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze von
100.000 Euro innerhalb des Sanierungsgebietes,

17. Forderung von Einzelmaflnahmen in den For-
dergebieten des Stadtumbaus, im Sa-
nierungsgebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

8. Ablésung von mehr als drei Stellplatzen gemar3
der Stellplatzablésesatzung,

9. stadtebauliche Gebote gemaR den 88 176 bis
179 BauGB,

10. Genehmigung von Antragen auf Baumfallungen
gemal Baumschutzsatzung fir Baumgruppen, die
einen Park bildenden und/oder das Stadtbild pra-
gen,

11. Bezuschussung der Sanierung von Denkma-
lern,

12. den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirt-
schaftsplan ,Stadtebaulicher Denkmalschutz® und
die Wirtschaftsplane der Stadtumbaugebiete ,Alt-
stadt®, ,RUsternbreite” und ,Wasserturm“ soweit der
im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz nicht
Uberschritten wird,

13. geringfiigige Abweichungen vom Sanierungs-
rahmenplan,

14. geringfiigige Abweichungen von Verkehrspla-
nungen (insbesondere Verkehrsentwicklungsplan,
Parkraumkonzepte),

15. Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der Verkehrsplanung,

16. Vermdgensangelegenheiten im Sinne von § 45
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze von
100.000 Euro innerhalb des Sanierungsgebietes,

17. Forderung von EinzelmafBnahmen in den For-
dergebieten des Stadtumbaus, im Sa-
nierungsgebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet
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.Innenstadt* (Darlehen und Zu-schisse),

18. Ubertragung von OrdnungsmafRnahmen nach
§ 147 BauGB und deren Finanzierung,

19. Grundsatzentscheidungen und allgemeine
Richtlinien im Zusammenhang mit Sanie-
rungsverfahren,

20. einzelne Abweichungen von den im Rahmen-
plan genannten Zielen der Sanierung.

(10) Der Sozial- und Kulturausschuss berét in An-
gelegenheiten der Stadt Kéthen (Anhalt) in der Re-
gel Uber

1. kulturelle Veranstaltungen,

2. Zuwendungen fir kulturelle, sportliche und sozia-
le Zwecke aus Haushaltsmitteln der Stadt Kdthen
(Anhalt),

3. die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken,

4. die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und
Sportvereinen,

5. den Neubau und die Unterhaltung von stadti-
schen Freizeit-, Kultur- und Sportstatten,

6. die Belegung stadtischer Freizeit- und Sportein-
richtungen,

7. den Erhalt und die Forderung kultureller Einrich-
tungen sowie der Sportstétten,

8. Vorschlage fur den Abschluss von Partner-
schaftsbeziehungen zur Forderung der eu-
ropaischen Integration, zu den Jahresaktivitaten in
partnerschaftlichen Beziehungen und Vorbereitung

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

.Innenstadt* (Darlehen und Zu-schisse),

18. Ubertragung von Ordnungsmafnahmen nach
§ 147 BauGB und deren Finanzierung,

19. Grundsatzentscheidungen und allgemeine
Richtlinien im  Zusammenhang mit Sanie-
rungsverfahren,

20. einzelne Abweichungen von den im Rahmen-
plan genannten Zielen der Sanierung.

(10) Der Sozial- und Kulturausschuss berat in An-
gelegenheiten der Stadt Kéthen (Anhalt) in der Re-
gel Uber

1. kulturelle Veranstaltungen,

2. Zuwendungen fur kulturelle, sportliche und sozia-
le Zwecke aus Haushaltsmitteln der Stadt Kdthen
(Anhalt),

3. die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken,

4. die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und
Sportvereinen,

5. den Neubau und die Unterhaltung von stadti-
schen Freizeit-, Kultur- und Sportstatten,

6. die Belegung stadtischer Freizeit- und Sportein-
richtungen,

7. den Erhalt und die Forderung kultureller Einrich-
tungen sowie der Sportstatten,

8. Vorschlage fur den Abschluss von Partner-
schaftsbeziehungen zur Forderung der eu-
ropaischen Integration, zu den Jahresaktivitaten in
partnerschaftlichen Beziehungen und Vorbereitung
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

von einzelnen Veranstaltungen in diesem Zusam-
menhang,

9. die Verteilung von Zuwendungen an Verbande
und Vereine im Sozial- und Jugendbereich,

10. soziale Probleme von Hilfsbedurftigen,
11. Obdachlosenangelegenheiten,
12. Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege,

13. Angelegenheiten der stadtischen Kindertages-
einrichtungen,

14. Angelegenheiten der stadtischen Schulen und
Schulhorte,

15. den An-, Um- und Neubau von stadtischen
Schulen und Kindertageseinrichtungen,

16. stadtische Spielplatzkonzeption und Neugestal-
tung von Spielplatzen sowie Auswahl der Standor-
te,

17. die Umgestaltung von Auf3enanlagen in stadti-
schen Sozial- und Jugendeinrichtungen,

18. die drtliche Jugendfreizeitangebote und deren
Forderung,

19. Angelegenheiten des Tierparks.

(11) Der Rechnungsprifungsausschuss berat in der
Regel Uber

1. die Entgegennahme der Jahresrechnung und die
Entlastung des Oberbirgermeisters fiir die Haus-

Erlauterungen

Es soll eine klarstellende Zustandigkeit des SK fur
Angelegenheiten des Tierparks aufgenommen wer-
den, da es hieran bislang gefehlt hat.

Alte Fassung (a. F.)

von einzelnen Veranstaltungen in diesem Zusam-
menhang,

9. die Verteilung von Zuwendungen an Verbande
und Vereine im Sozial- und Jugendbereich,

10. soziale Probleme von Hilfsbeddrftigen,
11. Obdachlosenangelegenheiten,
12. Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege,

13. Angelegenheiten der stadtischen Kindertages-
einrichtungen,

14. Angelegenheiten der stadtischen Schulen und
Schulhorte,

15. den An-, Um- und Neubau von stadtischen
Schulen und Kindertageseinrichtungen,

16. stadtische Spielplatzkonzeption und Neugestal-
tung von Spielplatzen sowie Auswahl der Standor-
te,

17. die Umgestaltung von Auf3enanlagen in stadti-
schen Sozial- und Jugendeinrichtungen,

18. die drtliche Jugendfreizeitangebote und deren
Forderung-

(11) Der Rechnungsprifungsausschuss berat in der
Regel tber

1. die Entgegennahme der Jahresrechnung und die
Entlastung des Oberbirgermeisters fir die Haus-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

haltsdurchfiihrung,

2. die Stellungnahme zum Prifergebnis der Gberort-
lichen Prifung sowie eine Stellungnahme zum
Prufbericht Gber die Jahresabschlussprifung der
Eigenbetriebe,

3. die Gegenstande der Rechnungsprifungsord-
nung der Stadt Kothen (Anhalt) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(12) Die Information Uber die Beschliisse der be-
schlieBenden Ausschiisse erfolgt Uber die Vertei-
lung der Protokolle an alle Stadtréte.

8§87
Zustandigkeiten des Oberburgermeisters

(1) Geschéfte der laufenden Verwaltung im Sinne
des § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind diejenigen,
die nicht von grundsatzlicher, Uber den Einzelfall
hinausgehender Bedeutung sind und deshalb keine
besondere Beurteilung erfordern, sondern die mit
einer gewissen Regelmanigkeit wiederkehren, nach
feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden
und fur die Stadt Kéthen (Anhalt) sachlich und fi-
nanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind.

(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Kothen
(Anhalt) entscheidet der Oberbirgermeister insbe-
sondere uber

1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ord-
nungen und Satzungen abzuschlieBenden Ge-
schéafte des taglichen Verkehrs,

2. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
haltsdurchfiihrung,

2. die Stellungnahme zum Priifergebnis der Gberort-
lichen Prifung sowie eine Stellungnahme zum
Prufbericht Gber die Jahresabschlusspriifung der
Eigenbetriebe,

3. die Gegenstande der Rechnungsprifungsord-
nung der Stadt Kéthen (Anhalt) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(12) Die Information Uber die Beschliisse der be-
schlielBenden Ausschiisse erfolgt tber die Vertei-
lung der Protokolle an alle Stadtrate.

§7
Zusténdigkeiten des Oberburgermeisters

(1) Geschéfte der laufenden Verwaltung im Sinne
des 8 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind diejenigen,
die nicht von grundsatzlicher, Uber den Einzelfall
hinausgehender Bedeutung sind und deshalb keine
besondere Beurteilung erfordern, sondern die mit
einer gewissen Regelmafigkeit wiederkehren, nach
feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden
und fur die Stadt Kéthen (Anhalt) sachlich und fi-
nanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind.

(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Kothen
(Anhalt) entscheidet der Oberbirgermeister insbe-
sondere uber

1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ord-
nungen und Satzungen abzuschlielRenden Ge-
schéfte des taglichen Verkehrs,

2. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)
25.000 Euro,

3. Geschafte oder andere MalRhahmen, bei denen
im Einzelfall folgende Wertgrenzen (ohne Steuer)
nicht Uberschritten werden:

a) Stundungen bis zu drei Monaten unbegrenzt, im
Ubrigen bis zu 15.000 Euro je Forderung und Ab-
rechnungszeitraum,

b) Niederschlagung, bis zu 5.000 Euro je Forderung
und Abrechnungszeitraum,

¢) Erlass bis zu 2.500 Euro je Forderung und Ab-
rechnungszeitraum,

d) kurzfristige Vereinbarungen uber die Nutzung
stadtischer Liegenschaften (Laufzeit unter funf Jah-
ren),

e) Abschluss von gerichtlichen und auf3ergerichtli-
chen Vergleichen bis zu einem Nachgebensbetrag
in Personalangelegenheiten von 15.000 Euro in
allen Ubrigen Rechtsstreitigkeiten bis 50.000 Euro,

4. die Heranziehung zu kommunalen Abgaben,

5. Loéschungsbewilligungen, Abtretungserklarungen
und Vorrangseinraumungen bis 25.000 Euro,

6. die Erteilung von Prozessvollmachten und die
Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. Erhebung von
Klagen fur Rechtsstreitigkeiten, die fir die Stadt von
nicht erheblicher Bedeutung sind,

7. Auszahlungen, soweit die Summe und der Zu-
schussempfanger im Haushaltsplan genau definiert
sind,

8. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorha-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
25.000 Euro,

3. Geschafte oder andere Mafhahmen, bei denen
im Einzelfall folgende Wertgrenzen (ohne Steuer)
nicht Uberschritten werden:

a) Stundungen bis zu drei Monaten unbegrenzt, im
Ubrigen bis zu 15.000 Euro je Forderung und Ab-
rechnungszeitraum,

b) Niederschlagung, bis zu 5.000 Euro je Forderung
und Abrechnungszeitraum,

c¢) Erlass bis zu 2.500 Euro je Forderung und Ab-
rechnungszeitraum,

d) kurzfristige Vereinbarungen uber die Nutzung
stadtischer Liegenschaften (Laufzeit unter finf Jah-
ren),

e) Abschluss von gerichtlichen und auf3ergerichtli-
chen Vergleichen bis zu einem Nachgebensbetrag
in Personalangelegenheiten von 15.000 Euro in
allen Ubrigen Rechtsstreitigkeiten bis 50.000 Euro,

4. die Heranziehung zu kommunalen Abgaben,

5. Loschungsbewilligungen, Abtretungserklarungen
und VorrangseinrAumungen bis 25.000 Euro,

6. die Erteilung von Prozessvollmachten und die
Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. Erhebung von
Klagen fur Rechtsstreitigkeiten, die fur die Stadt von
nicht erheblicher Bedeutung sind,

7. Auszahlungen, soweit die Summe und der Zu-
schussempfanger im Haushaltsplan genau definiert
sind,

8. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorha-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)
ben gemal den 88 31 bis 35 BauGB fur

a) die Errichtung von Wohngebauden bis zu drei
Wohnungen oder einem anrechenbaren Bauwert
gemall Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000
Euro,

b) die Errichtung von Anlagen fir gewerbliche, kul-
turelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke mit einem anrechenbaren Bau-
wert gemaf Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000
Euro,

¢) Nutzungsdnderungen von Grundsticken und
baulichen Anlagen, die die Gebietscharakteristik
gemal der BauNVO nicht beeinflussen,

d) die Errichtung von Einrichtungen des Einzelhan-
dels, die nicht als groRflachig gemal? § 11 Abs. 3
BauNVO einzustufen sind,

e) die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 20
Stellplatzen,

9. Genehmigungen nach den 88 172, 173 BauGB,

10. die Ablésung von bis zu drei Stellplatzen gemar
der Stellplatzablésesatzung,

11. die sanierungsrechtliche Genehmigung gemaf
§ 144 BauGB,

12. Rechtsgeschéafte gemald § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von 30.000
Euro nicht Uberschreiten,

13. Rechtsgeschéfte gemalR § 45 Abs. 2 Nr. 10
KVG LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von
10.000 Euro nicht tiberschreiten,

14. Vertrdge der Stadt Kéthen (Anhalt) mit ehren-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
ben gemaf den 88 31 bis 35 BauGB fir

a) die Errichtung von Wohngebauden bis zu drei
Wohnungen oder einem anrechenbaren Bauwert
gemall Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000
Euro,

b) die Errichtung von Anlagen fir gewerbliche, kul-
turelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke mit einem anrechenbaren Bau-
wert gemal Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000
Euro,

¢) Nutzungsanderungen von Grundstiicken und
baulichen Anlagen, die die Gebietscharakteristik
gemal der BauNVO nicht beeinflussen,

d) die Errichtung von Einrichtungen des Einzelhan-
dels, die nicht als groRflachig gemal? § 11 Abs. 3
BauNVO einzustufen sind,

e) die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 20
Stellplatzen,

9. Genehmigungen nach den 88 172, 173 BauGB,

10. die Abldsung von bis zu drei Stellplatzen gemar
der Stellplatzablésesatzung,

11. die sanierungsrechtliche Genehmigung gemaf
§ 144 BauGB,

12. Rechtsgeschéafte gemal3 § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von 30.000
Euro nicht Uberschreiten,

13. Rechtsgeschafte gemall § 45 Abs. 2 Nr. 10
KVG LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von
10.000 Euro nicht Giberschreiten,

14. Vertrdge der Stadt Kéthen (Anhalt) mit ehren-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

amtlichen Mitgliedern der Vertretung, sonstigen
Mitgliedern von Ausschissen, von Ortschaftsréaten,
mit dem Ortsvorsteher oder mit dem Hauptverwal-
tungsbeamten, wenn es sich um Vertrage aufgrund
einer férmlichen Ausschreibung oder um Geschéfte
der laufenden Verwaltung handelt deren Vermo-
genswert einen Betrag von 2.500 Euro nicht tber-
steigt gemal 8§ 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA,

15. nicht erhebliche Uber- oder auBerplanmélige
Aufwendungen und Auszahlungen (§ 105 Abs. 1
Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche tber- oder
aullerplanméaRige  Verpflichtungsermachtigungen
(88 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) bis
30.000 Euro im Einzelfall; ferner Gber- und aulRer-
planméaRige Mehrbedarfe im Rahmen der Jahres-
abschlussarbeiten unabhéngig einer Wertgrenze
(u.a. _Aufwands-Umbuchungen hinsichtlich _einer
periodengerechten Zuordnung, innerbetriebliche
Leistungsverrechnungen und weitere zahlungsun-
wirksame Buchungen),

15a. Aufwendungen und Auszahlungen im Rah-
men der vorlaufigen Haushaltsfihrung (8 104 KVG
LSA), soweit es sich um eine Geschéft der laufen-
den Verwaltung handelt; ohne Wertgrenze, wenn
bereits _eine rechtliche oder vertragliche Verpflich-
tung zur Leistung besteht; bis zu einer Wertgrenze
von 30.000 EUR im Einzelfall, wenn diese zur Wei-
terfiihrung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar
ist sowie Uber die Fortsetzung von Investitionen und

Erlauterungen

Im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten kann es
vorkommen, dass nach Prifung einzelne Vorgange
periodengerecht einem anderen Haushaltsjahr zu-
geordnet werden muissen. Hierfir missen dann
gof. Uber- bzw. auRerplanméRige Mittel zur Verfi-
gung gestellt werden, um die korrekten Aufwands-
buchungen programmseitig umzusetzen. Anderun-
gen ergeben sich lediglich in der Ergebnisrechnung;
die Finanzrechnung bleibt unverandert. Gerade in
den ersten doppischen Haushaltsjahren ist davon
auszugehen, dass vermehr derartige Buchungen
vorzunehmen sind. Dies sollte in der Verwaltungs-
kompetenz liegen.

Es soll eine Zustandigkeitsregelung fur den Ober-
birgermeister fur Aufwendungen und Auszahlun-
gen im Rahmen der vorlaufigen Haushaltsfihrung
im Sinne des § 104 KVG LSA aufgenommen wer-
den.

Alte Fassung (a. F.)

amtlichen Mitgliedern der Vertretung, sonstigen
Mitgliedern von Ausschissen, von Ortschaftsréaten,
mit dem Ortsvorsteher oder mit dem Hauptverwal-
tungsbeamten, wenn es sich um Vertrage aufgrund
einer férmlichen Ausschreibung oder um Geschafte
der laufenden Verwaltung handelt deren Vermo-
genswert einen Betrag von 2.500 Euro nicht Uber-
steigt gemal 8§ 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA,

15. nicht erhebliche Uber- oder auBerplanmaliige
Aufwendungen und Auszahlungen (8§ 105 Abs. 1
Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche tber- oder
aullerplanméaRige  Verpflichtungsermachtigungen
(88 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) bis
30.000 Euro im Einzelfall; ferner Gber- und aulRer-
planméaRige Mehrbedarfe im Rahmen der Jahres-
abschlussbuchungen (innerbetriebliche Leistungs-
verrechnungen und weitere zahlungsunwirksame
Buchungen),
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

InvestitionsfordermalBnahmen — unabhangig einer
Wertgrenze -, fur die im Haushaltplan eines Vorjah-
res Planansatze oder Verpflichtungserméchtigun-
gen vorgesehen waren,

16. Anderungen des Sanierungswirtschaftsplanes,
des Malnahmeplanes "stadtebaulicher Denkmal-
schutz" und der MaRnahmepléne Stadtumbau Ost
"Altstadt" dahingehend, dass die geplanten Einzel-
mafnahmen lediglich innerhalb der Wirtschaftspla-
ne verschoben bzw. ausgetauscht werden und die
jeweiligen Haushaltsansatze der Wirtschaftsplane
der Einzelplane laut Haushaltsplan nicht Gberschrit-
ten werden,

17. Abweichungen von Vorgaben der gultigen Ge-
staltungssatzungen, wenn diese begriindete Aus-
nahmefélle darstellen und soweit sie in den einzel-
nen Paragraphen und deren Begrindungen in den
Satzungen vorgesehen sind,

18. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen
gultiger Bebauungsplane, Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplanen (8 31 BauGB) sowie geringfligige Ab-
weichungen von sonstigem Ortsrecht geman
BauGB und BauO LSA,

19. die Annahme oder Vermittlung von geringflgi-
gen Spenden, Schenkungen und ahnlichen Zuwen-
dungen geman § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA bis zu

Erlauterungen

Bei Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB
handelt es sich um gebundene Entscheidungen, bei
denen kein politischer Ermessenspeilraum besteht.
Aus diesem Grunde sollte die Entscheidung hierzu
in die Zustandigkeit des Oberbiurgermeisters fallen.

Alte Fassung (a. F.)

16. Anderungen des Sanierungswirtschaftsplanes,
des Malnahmeplanes "stadtebaulicher Denkmal-
schutz" und der MaRRnahmeplane Stadtumbau Ost
"Altstadt" dahingehend, dass die geplanten Einzel-
mafnahmen lediglich innerhalb der Wirtschaftspla-
ne verschoben bzw. ausgetauscht werden und die
jeweiligen Haushaltsansatze der Wirtschaftsplane
der Einzelplane laut Haushaltsplan nicht tberschrit-
ten werden,

17. Abweichungen von Vorgaben der gultigen Ge-
staltungssatzungen, wenn diese begriindete Aus-
nahmefélle darstellen und soweit sie in den einzel-
nen Paragraphen und deren Begrindungen in den
Satzungen vorgesehen sind,

18. geringfigige Ausnahmen und Befreiungen von
Festlegungen gultiger Bebauungsplane, Vorhaben-
und ErschlieBungsplanen sowie Abweichungen von
sonstigem Ortsrecht gemaR BauGB und BauO
LSA,

19. die Annahme oder Vermittlung von geringfigi-
gen Spenden, Schenkungen und ahnlichen Zuwen-
dungen gemald § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA bis zu
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Neue Fassung (n. F.)

einem Betrag in H6he von 1.000 Euro,

20. die Beantragung und Weitergabe von Foérder-
mitteln aus dem Programm ,Stadtumbau Ost Ruick-
bau®,

21. alle Falle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt,
die Amtsleiter, die Rechnungsprifer und Ratsburo-
leiter, sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben
sind, im Einvernehmen mit dem Stadtrat; es gilt
8 139 Abs. 5 KVG LSA,

22. alle Falle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 1,

23. Umsetzung, Versetzung und Abordnung sowie
die Versetzung in den Ruhestand fur alle Beamten,

24. Ernennung und Entlassung des Stadtwehrlei-
ters, der Ortswehrleiter und deren Stellvertreter
sowie aller anderen Ehrenbeamten, soweit gesetz-
liche Regelungen dem nicht entgegenstehen,

25. Einstellung, Entlassung und die nicht nur vo-
ribergehende Ubertragung einer anders bewerte-
ten Tatigkeit betreffend die Dezernenten, Amtslei-
ter, Rechnungsprifer und Ratsbiroleiter im Einver-
nehmen mit dem Stadtrat,

26. alle weiteren Beschaftigten der Verwaltung, es
Qilt 8 7 Abs. 2 Nr. 21,

27. Pflege- und Unterhaltungsmaf3nahmen an stad-
tischen Grinflachen und Spielplédtzen bis zu einer
Wertgrenze von 25.000 EUR.

Erlauterungen

Bei Pflege- und UnterhaltungsmalBnahmen an stadti-
schen Grunflachen und Spielplatzen handelt es sich in
der Regel um Geschéfte der laufenden Verwaltung. Aus
diesem Grunde wird in § 7 Abs. 2 hierfir bis zu einer
Wertgrenze von 25.000 EUR eine Zustandigkeitsrege-
lung fir den Oberbirgermeister aufgenommen. Pflege-
und Unterhaltungsmaf3nahmen an stadtischen Waldfla-
chen verbleibt in der Zustéandigkeit des BSU.

Alte Fassung (a. F.)

einem Betrag in H6he von 1.000 Euro,

20. die Beantragung und Weitergabe von Foérder-
mitteln aus dem Programm ,Stadtumbau Ost Riick-
bau®,

21. alle Falle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt,
die Amtsleiter, die Rechnungsprifer und Ratsbiro-
leiter, sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben
sind, im Einvernehmen mit dem Stadtrat; es gilt
8 139 Abs. 5 KVG LSA,

22. alle Falle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 1,

23. Umsetzung, Versetzung und Abordnung sowie
die Versetzung in den Ruhestand fir alle Beamten,

24. Ernennung und Entlassung des Stadtwehrlei-
ters, der Ortswehrleiter und deren Stellvertreter
sowie aller anderen Ehrenbeamten, soweit gesetz-
liche Regelungen dem nicht entgegenstehen,

25. Einstellung, Entlassung und die nicht nur vo-
ribergehende Ubertragung einer anders bewerte-
ten Tatigkeit betreffend die Dezernenten, Amtslei-
ter, Rechnungsprufer und Ratsburoleiter im Einver-
nehmen mit dem Stadtrat,

26. alle weiteren Beschaftigten der Verwaltung, es
Qilt 8 7 Abs. 2 Nr. 21-
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Neue Fassung (n. F.)

(3) Dem Oberbirgermeister obliegt die Geschéfts-
verteilung innerhalb der Verwaltung.

§8
Allgemeine Vertretung des Oberbirgermeisters

1Der Stadtrat der Stadt K6then (Anhalt) wahlt einen
Beschaftigten der Stadtverwaltung als 1. Vertreter
des Oberbirgermeisters fir den Verhinderungsfall.
2Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) kann einen
weiteren Beschaftigten der Stadtverwaltung als 2.
Vertreter des Oberbirgermeisters fur den Fall der
Verhinderung sowohl des Oberblrgermeisters als
auch des 1. Vertreters des Oberbirgermeisters
wahlen. 3Das Vorschlagsrecht dafiir hat der Ober-
blrgermeister.

§9
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Der Stadtrat bestellt im Einvernehmen mit dem
Oberbirgermeister eine Gleichstellungsbeauftragte.

(2) Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten
ist widerruflich. 2Uber die Abberufung entscheidet
der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbur-
germeister. 3Einer Abberufung bedarf es nicht bei
Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(3) Dem Oberbirgermeister obliegt die Geschéfts-
verteilung innerhalb der Verwaltung.

§8
Allgemeine Vertretung des Oberbilrgermeisters

Der Stadtrat der Stadt K6then (Anhalt) wahlt einen
Beschaftigten der Stadtverwaltung als 1. Vertreter
des Oberbirgermeisters fir den Verhinderungsfall.
2Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) kann einen
weiteren Beschaftigten der Stadtverwaltung als 2.
Vertreter des Oberbirgermeisters fur den Fall der
Verhinderung sowohl des Oberblrgermeisters als
auch des 1. Vertreters des Oberbirgermeisters
wahlen. 3Das Vorschlagsrecht dafiir hat der Ober-
blrgermeister.

§9
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Der Stadtrat bestellt im Einvernehmen mit dem
Oberbirgermeister eine Gleichstellungsbeauftragte.

(2) Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten
ist widerruflich. 2Uber die Abberufung entscheidet
der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbir-
germeister. 3Einer Abberufung bedarf es nicht bei
Beendigung des Beschéaftigungsverhaltnisses.
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(3) 'Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den
Sitzungen des Stadtrates und der Ausschisse teil-
nehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist.
2Ihr ist in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches
auf Verlangen das Wort zu erteilen.

IV. ABSCHNITT
UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER
EINWOHNER

§ 10
Einwohnerversammlung

(1) Uber allgemein bedeutsame Angelegenheiten
der Stadt Kothen (Anhalt) konnen die Einwohner
auch durch Einwohnerversammlungen unterrichtet
werden. 2Der Oberbilrgermeister beruft die Ein-
wohnerversammlungen ein. 3Er setzt die Ge-
sprachsgegenstande sowie Ort und Zeit der Veran-
staltung fest. “Die Einladung ist gemaR § 14 Abs. 2
bekanntzumachen und soll in der Regel 14 Tage
vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. °Die Einla-
dungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit auf
drei Tage verkirzt werden.

(2) Die Einwohnerversammlungen kdnnen auf Teile
des Stadtgebietes beschréankt werden.

(3) Der Oberburgermeister unterrichtet den Stadtrat
in seiner nachsten Sitzung Uber den Ablauf der
Einwohnerversammlung und die wesentlichen Er-
gebnisse.

§11

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den
Sitzungen des Stadtrates und der Ausschiisse teil-
nehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist.
2Ihr ist in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches
auf Verlangen das Wort zu erteilen.

IV. ABSCHNITT
UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER
EINWOHNER

§ 10
Einwohnerversammlung

(1) 'Uber allgemein bedeutsame Angelegenheiten
der Stadt Kothen (Anhalt) konnen die Einwohner
auch durch Einwohnerversammlungen unterrichtet
werden. 2Der Oberbilrgermeister beruft die Ein-
wohnerversammlungen ein. 3Er setzt die Ge-
sprachsgegenstande sowie Ort und Zeit der Veran-
staltung fest. *Die Einladung ist gemaR § 14 Abs. 2
bekanntzumachen und soll in der Regel 14 Tage
vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. °Die Einla-
dungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit auf
drei Tage verklrzt werden.

(2) Die Einwohnerversammlungen kdnnen auf Teile
des Stadtgebietes beschrankt werden.

(3) Der Oberburgermeister unterrichtet den Stadtrat
in seiner nachsten Sitzung Uber den Ablauf der
Einwohnerversammlung und die wesentlichen Er-
gebnisse.

§11
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Einwohnerfragestunde

(1) Der Stadtrat sowie seine Ausschiisse flihren im
Rahmen ordentlicher o6ffentlicher Sitzungen eine
Einwohnerfragestunde durch.

(2) 'Die Einwohnerfragestunde erfolgt in der Regel
zum Beginn der Sitzung. 2Abweichungen hiervon
kann der Vorsitzende des Stadtrates in der Einla-
dung zur Sitzung festlegen.

(3) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Be-
ginn und das Ende der Fragestunde fest. 2Findet
sich zu Beginn der Fragestunde kein Einwohner
ein, kann sie geschlossen werden. 3Die Fragestun-
de soll auf hochstens 30 Minuten begrenzt sein.

(4) YJeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, grundséatzlich
eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den
Gegenstand der ersten Frage beziehen, zu stellen.
2Zugelassen sind Fragen von allgemeinem Interes-
se, die in die Zustandigkeit der Stadt Koéthen (An-
halt) fallen, insbesondere Fragen, die die Tages-
ordnung betreffen. 3Die Fragezeit betragt in der
Regel drei Minuten. “Persénliche Angelegenheiten
einzelner Personen kdnnen nicht Gegenstand der
Einwohnerfragestunde sein. Uber Ausnahmen ent-
scheidet der Vorsitzende des Stadtrates.

(5) Fragen, die die Tagesordnung betreffen, sollen
bei der Behandlung des Tagesordnungspunktes
beantwortet werden. ?Die Beantwortung der Fragen
erfolgt in der Regel mindlich durch den Oberbur-
germeister oder den Vorsitzenden des Stadtrates.
Eine Aussprache findet nicht statt. “Ist die Beant-
wortung der Frage in der Sitzung nicht mdglich,
erhélt der Einwohner eine schriftiche Antwort, die

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Einwohnerfragestunde

(1) Der Stadtrat sowie seine Ausschisse fiihren im
Rahmen ordentlicher offentlicher Sitzungen eine
Einwohnerfragestunde durch.

(2) 'Die Einwohnerfragestunde erfolgt in der Regel
zum Beginn der Sitzung. 2Abweichungen hiervon
kann der Vorsitzende des Stadtrates in der Einla-
dung zur Sitzung festlegen.

(3) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Be-
ginn und das Ende der Fragestunde fest. 2Findet
sich zu Beginn der Fragestunde kein Einwohner
ein, kann sie geschlossen werden. 3Die Fragestun-
de soll auf hochstens 30 Minuten begrenzt sein.

(4) YJeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, grundséatzlich
eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den
Gegenstand der ersten Frage beziehen, zu stellen.
2Zugelassen sind Fragen von allgemeinem Interes-
se, die in die Zustandigkeit der Stadt Kothen (An-
halt) fallen, insbesondere Fragen, die die Tages-
ordnung betreffen. Die Fragezeit betragt in der
Regel drei Minuten. “Personliche Angelegenheiten
einzelner Personen kdnnen nicht Gegenstand der
Einwohnerfragestunde sein. *Uber Ausnahmen ent-
scheidet der Vorsitzende des Stadtrates.

(5) Fragen, die die Tagesordnung betreffen, sollen
bei der Behandlung des Tagesordnungspunktes
beantwortet werden. 2Die Beantwortung der Fragen
erfolgt in der Regel mindlich durch den Oberbur-
germeister oder den Vorsitzenden des Stadtrates.
3Eine Aussprache findet nicht statt. “Ist die Beant-
wortung der Frage in der Sitzung nicht moglich,
erhélt der Einwohner eine schriftiche Antwort, die
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innerhalb von vier Wochen erteilt werden soll.
SSchriftliche Antworten sind dem Protokoll der auf
die Beantwortung folgenden néchsten ordentlichen
Stadtratssitzung beizuflgen.

(6) 'Auf die Einwohnerfragestunden in den Aus-
schissen finden die Regelungen der Absatze 2 bis
5 entsprechend Anwendung. 2An die Stelle des
Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Vorsitzende
des Ausschusses.

(7) In den Ortschaftsraten und ihren beschlieRen-
den Ausschiissen ist jeder Einwohner nach Angabe
seines Namens und seiner Anschrift berechtigt,
grundsatzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen,
die sich auf den Gegenstand der ersten Frage be-
ziehen, zu stellen. 2Zugelassen sind vorrangig Fra-
gen, die die Tagesordnung betreffen und Fragen
von allgemeinem Interesse, die in die Zustandigkeit
der Stadt Kéthen (Anhalt) fallen. ®Die Redezeit be-
tragt in der Regel drei Minuten. *Personliche Ange-
legenheiten einzelner Personen kénnen nicht Ge-
genstand der Einwohnerfragestunde sein. °Die Ab-
satze 2, 3 und 5 finden entsprechende Anwendung
mit der MalRgabe, dass an die Stelle des Vorsitzen-
den des Stadtrates der Ortsbirgermeister tritt.

§12
Burgerbefragung

'Eine Burgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA
erfolgt ausschlief3lich in wichtigen Angelegenheiten
des eigenen Wirkungskreises der Stadt Kéthen
(Anhalt). 2Sie kann nur auf der Grundlage eines
Stadtratsbeschlusses durchgefiihrt werden, in dem
die mit ,ja“ oder ,nein“ zu beantwortende Frage

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

innerhalb von vier Wochen erteilt werden soll.
SSchriftliche Antworten sind dem Protokoll der auf
die Beantwortung folgenden néchsten ordentlichen
Stadtratssitzung beizuftigen.

(6) 'Auf die Einwohnerfragestunden in den Aus-
schissen finden die Regelungen der Absatze 2 bis
5 entsprechend Anwendung. 2An die Stelle des
Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Vorsitzende
des Ausschusses.

(7) In den Ortschaftsraten und ihren beschlieBen-
den Ausschiissen ist jeder Einwohner nach Angabe
seines Namens und seiner Anschrift berechtigt,
grundsatzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen,
die sich auf den Gegenstand der ersten Frage be-
ziehen, zu stellen. 2Zugelassen sind vorrangig Fra-
gen, die die Tagesordnung betreffen und Fragen
von allgemeinem Interesse, die in die Zustandigkeit
der Stadt Kéthen (Anhalt) fallen. *Die Redezeit be-
tragt in der Regel drei Minuten. “Personliche Ange-
legenheiten einzelner Personen kénnen nicht Ge-
genstand der Einwohnerfragestunde sein. °Die Ab-
satze 2, 3 und 5 finden entsprechende Anwendung
mit der MalRgabe, dass an die Stelle des Vorsitzen-
den des Stadtrates der Ortsbirgermeister tritt.

8§12
Burgerbefragung

'Eine Burgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA
erfolgt ausschlief3lich in wichtigen Angelegenheiten
des eigenen Wirkungskreises der Stadt Kéthen
(Anhalt). 2Sie kann nur auf der Grundlage eines
Stadtratsbeschlusses durchgefihrt werden, in dem
die mit ,ja“ oder ,nein“ zu beantwortende Frage
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formuliert ist und insbesondere festgelegt wird, ob
die Befragung als elektronische Abstimmung im
Internet oder im schriftichen Verfahren erfolgt, in
welchem Zeitraum die Befragung durchgefiihrt wird
und in welcher Form das Abstimmungsergebnis
bekanntzugeben ist.

V. ABSCHNITT
EHRENBURGER UND EHRENBEZEICHNUNG

§13
Ehrenbirgerrecht und Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbr-
gerrechts oder der Ehrenbezeichnung bedarf einer
Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten
Mitglieder des Stadtrates.

VI. ABSCHNITT
OFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

8§14
Offentliche Bekanntmachungen

(1) *Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen
und Beschlisse werden im Amtsblatt der Stadt
Kothen (Anhalt) offentlich bekannt gemacht. 2Es
erscheint in der Regel monatlich.
3Bekanntmachungen und Beschlusse, fir die aus
zeitlichen Grinden eine Bekanntmachung im
nachsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in

Erlauterungen
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formuliert ist und insbesondere festgelegt wird, ob
die Befragung als elektronische Abstimmung im
Internet oder im schriftichen Verfahren erfolgt, in
welchem Zeitraum die Befragung durchgefihrt wird
und in welcher Form das Abstimmungsergebnis
bekanntzugeben ist.

V. ABSCHNITT
EHRENBURGER UND EHRENBEZEICHNUNG

§13
Ehrenbirgerrecht und Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbdr-
gerrechts oder der Ehrenbezeichnung bedarf einer
Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten
Mitglieder des Stadtrates.

VI. ABSCHNITT
OFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

§14
Offentliche Bekanntmachungen

(1) *'Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen
und Beschlisse werden im Amtsblatt der Stadt
Kothen (Anhalt) offentlich bekannt gemacht. 2Es
erscheint in der Regel monatlich.
3Bekanntmachungen und Beschliusse, fir die aus
zeitlichen Grinden eine Bekanntmachung im
nachsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in
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der Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lo-
kalausgabe Koéthen veroffentlicht. “Auf diese Be-
kanntmachung wird im darauf folgenden Amtsblatt
hingewiesen. °Die Bekanntmachung ist mit Ablauf
des Erscheinungstages bewirkt, an dem im Falle
des Satz 1 das Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)
bzw. im Falle der Satze 3 und 4 die Mitteldeutsche
Zeitung den bekanntzumachenden Text enthalt.

(2) 1zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des
Stadtrates und seiner Ausschiisse werden spates-
tens sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetsei-
te der Stadt Kothen (Anhalt) unter www.koethen-
anhalt.de offentlich bekannt gemacht. ?Erganzend
ist der Bekanntmachungstext durch Aushang im
Schaukasten des Rathauses mindestens drei Tage
vor der Sitzung zu verdffentlichen. 2Soweit die Be-
kanntmachung nach Satz 1 wegen technischer
Probleme nicht moglich ist, hat sie drei Tage vor
der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, Lokal-
ausgabe Kothen, zu erfolgen. 4In den Fallen der
Ladung des Stadtrates nach § 53 Abs. 4 Satz 5
KVG LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit mog-
lich unverziglich nach der Ladung entsprechend
den Satzen 1 und 2.

(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschafts-
rates Merzien werden drei Tage vor der Sitzung in
den Schaukéasten

1. im Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle ge-
genuber der StralRe der DSF 33,

2. im Ortsteil Hohsdorf, StralRe des 7. Oktober 16,

3. im Ortsteil Zehringen, Stral3e der Freundschaft
11,

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

der Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lo-
kalausgabe Koéthen veroffentlicht. “Auf diese Be-
kanntmachung wird im darauf folgenden Amtsblatt
hingewiesen. °Die Bekanntmachung ist mit Ablauf
des Erscheinungstages bewirkt, an dem im Falle
des Satz 1 das Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)
bzw. im Falle der Séatze 3 und 4 die Mitteldeutsche
Zeitung den bekanntzumachenden Text enthalt.

(2) 1zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des
Stadtrates und seiner Ausschiisse werden spates-
tens sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetsei-
te der Stadt Kéthen (Anhalt) unter www.koethen-
anhalt.de offentlich bekannt gemacht. ?Erganzend
ist der Bekanntmachungstext durch Aushang im
Schaukasten des Rathauses mindestens drei Tage
vor der Sitzung zu veroffentlichen. 3Soweit die Be-
kanntmachung nach Satz 1 wegen technischer
Probleme nicht méglich ist, hat sie drei Tage vor
der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, Lokal-
ausgabe Kothen, zu erfolgen. 4In den Fallen der
Ladung des Stadtrates nach § 53 Abs. 4 Satz 5
KVG LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit mog-
lich unverziglich nach der Ladung entsprechend
den Satzen 1 und 2.

(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschafts-
rates Merzien werden drei Tage vor der Sitzung in
den Schaukasten

1. im Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle ge-
genuber der StrafRe der DSF 33,

2. im Ortsteil Hohsdorf, StralRe des 7. Oktober 16,

3. im Ortsteil Zehringen, Stral3e der Freundschaft
11,
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offentlich bekannt gemacht.

(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzung Arensdorf werden drei Tage vor der
Sitzung in den Schaukéasten

1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11,

2. im Ortsteil Arensdorf, Pappelplatz 2, am Feuer-
wehrgeratehaus,

3. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg 6, am
Pumpenhaus,

offentlich bekannt gemacht.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Baasdorf werden drei Tage vor der Sit-
zung in dem Schaukasten Kothener Str. 23, Ver-
kaufsstelle, 6ffentlich bekannt gemacht.

(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Dohndorf werden drei Tage vor der Sit-
zung in dem Schaukasten Dorfstrale 9, vor dem
Gemeindebiiro, 6ffentlich bekannt gemacht.

(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzungen L6bnitz an der Linde werden drei Ta-
ge vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2
offentlich bekannt gemacht.

(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
sitzungen Wilknitz werden drei Tage vor der Sit-
zung in den Schaukasten

1. im Ortsteil GroRwiilknitz, am Grundstiick Kasta-
nienplatz 1,

2. im Ortsteil Kleinwilknitz, Hauptstral3e, gegen-
uber dem Grundstiick Nr. 19,

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

offentlich bekannt gemacht.

(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzung Arensdorf werden drei Tage vor der
Sitzung in den Schaukéasten

1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11,

2. im Ortsteil Arensdorf, Pappelplatz 2, am Feuer-
wehrgeratehaus,

3. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg 6, am
Pumpenhaus,

offentlich bekannt gemacht.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Baasdorf werden drei Tage vor der Sit-
zung in dem Schaukasten Koéthener Str. 23, Ver-
kaufsstelle, 6ffentlich bekannt gemacht.

(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Dohndorf werden drei Tage vor der Sit-
zung in dem Schaukasten DorfstraRe 9, vor dem
Gemeindeblro, 6ffentlich bekannt gemacht.

(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzungen Lobnitz an der Linde werden drei Ta-
ge vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2
offentlich bekannt gemacht.

(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
sitzungen Wilknitz werden drei Tage vor der Sit-
zung in den Schaukasten

1. im Ortsteil GroRwilknitz, am Grundstiick Kasta-
nienplatz 1,

2. im Ortsteil Kleinwilknitz, Hauptstral3e, gegen-
uber dem Grundstiick Nr. 19,
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offentlich bekannt gemacht.

(9) Bekanntmachungen nach 8 10 Abs. 2 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes (6ffentliche Zustel-
lung) und Bekanntmachungen im Wege der Amts-
hilfe werden durch Aushang an der amtlichen Be-
kanntmachungstafel im Eingangsbereich des
Haupteinganges des Rathauses der Stadt Kdthen
(Anhalt), Marktstrae 1-3, offentlich bekannt ge-
macht, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt
ist.

(10) 'Das Amtsblatt der Stadt Kothen (Anhalt) wird
den Haushalten der Stadt Kéthen (Anhalt) kosten-
los zur Verfigung gestellt. 2Hierliber hinaus hat
jede Person das Recht, Satzungen einschlieflich
aller Anlagen und Plane innerhalb der o6ffentlichen
Sprechzeiten der Stadtverwaltung Kéthen einzuse-
hen und sich gegen Erstattung der dadurch entste-
henden Kosten Abschriften fertigen zu lassen.

(11) YIst das Amtsblatt fiir die Veroffentlichung von
Planen, Karten oder Zeichnungen sowie Begrin-
dungen oder Erlauterungsberichte, die Bestandteile
von Satzungen sind, nicht geeignet, so erfolgt die
offentliche Bekanntmachung dieser Teile dadurch,
dass sie wahrend der offentlichen Sprechzeiten der
Stadtverwaltung o6ffentlich ausgelegt werden und in
der Bekanntmachung des textlichen Teils der Sat-
zung auf die Dauer und den Ort der Auslegung hin-
gewiesen wird. 2Satz 1 findet sinngemaR Anwen-
dung auf entsprechende Bestandteile sonstiger
Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist.

VII. ABSCHNITT

Erlauterungen

Seite 29 von 30

Alte Fassung (a. F.)

offentlich bekannt gemacht.

(9) Bekanntmachungen nach 8 10 Abs. 2 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes (6ffentliche Zustel-
lung) und Bekanntmachungen im Wege der Amts-
hilfe werden durch Aushang an der amtlichen Be-
kanntmachungstafel im Eingangsbereich des
Haupteinganges des Rathauses der Stadt Kdthen
(Anhalt), MarktstraRe 1-3, offentlich bekannt ge-
macht, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt
ist.

(10) 'Das Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt) wird
den Haushalten der Stadt Kéthen (Anhalt) kosten-
los zur Verfligung gestellt. 2Hierliber hinaus hat
jede Person das Recht, Satzungen einschlief3lich
aller Anlagen und Plane innerhalb der o6ffentlichen
Sprechzeiten der Stadtverwaltung Kothen einzuse-
hen und sich gegen Erstattung der dadurch entste-
henden Kosten Abschriften fertigen zu lassen.

(11) Ist das Amtsblatt fiir die Veroffentlichung von
Planen, Karten oder Zeichnungen sowie Begrin-
dungen oder Erlauterungsberichte, die Bestandteile
von Satzungen sind, nicht geeignet, so erfolgt die
offentliche Bekanntmachung dieser Teile dadurch,
dass sie wahrend der 6ffentlichen Sprechzeiten der
Stadtverwaltung o6ffentlich ausgelegt werden und in
der Bekanntmachung des textlichen Teils der Sat-
zung auf die Dauer und den Ort der Auslegung hin-
gewiesen wird. 2Satz 1 findet sinngemal Anwen-
dung auf entsprechende Bestandteile sonstiger
Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist.

VII. ABSCHNITT
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SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§15
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser
Sat-zung gelten jeweils in mannlicher und weibli-
cher Form. Dies gilt nicht fur die Funktionsbe-
zeichnung Gleichstellungsbeauftragte.

§16
Inkrafttreten

!Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (An-
halt) in Kraft. 2Zugleich treten die Hauptsatzung der
Stadt Kothen (Anhalt) vom 10.12.2001, zuletzt ge-
andert durch die 6. Anderung der Hauptsatzung der
Stadt Kéthen (Anhalt) vom 20.01.2014, sowie die
Zustandigkeitsordnung des Stadtrates der Stadt
Kothen (Anhalt) aul3er Kraft.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§15
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser
Sat-zung gelten jeweils in mannlicher und weibli-
cher Form. Dies gilt nicht fur die Funktionsbe-
zeichnung Gleichstellungsbeauftragte.

§16
Inkrafttreten

!Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (An-
halt) in Kraft. 2Zugleich treten die Hauptsatzung der
Stadt Kothen (Anhalt) vom 10.12.2001, zuletzt ge-
andert durch die 6. Anderung der Hauptsatzung der
Stadt Kéthen (Anhalt) vom 20.01.2014, sowie die
Zustandigkeitsordnung des Stadtrates der Stadt
Kothen (Anhalt) aul3er Kraft.
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2_Erläuterungen zur HauptS 2014.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Niederschrift Kothen (Anhalt), 07.09.2017

Uber die 19. Sitzung des Ortschaftsrates Merzien
offentlicher Teil

Die Sitzung fand statt:

Datum : 29.08.2017 Ort: 06369 Merzien

Beginn : 19:20 Stral3e :

Ende : 20:45 Raum : Kulturraum Gemeindehaus Merzien
Anwesende Mitglieder 5 (siehe Anhang)

It. Teilnehmerliste :

Von der Verwaltung Herr Richter
waren anwesend : Frau Denell
AuRerdem waren keine

anwesend (Gaste) :

Tagungsleitung : Adolf Tauer
Schriftfhrer : Steffi Denell
Ortsblrgermeister Amtsleiter Protokollfihrerin

Adolf Tauer Jurgen Richter Steffi Denell




Tagesordnung

TOP Thema Vorl.-Nr.
1 Eroffnung
1.1 Einwohnerfragestunde -
1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung
2 Behandlung der o&ffentlichen TOPs
2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -
2.4 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -
25 Benutzungsgebuhrensatzung fur das Stadtarchiv Kothen 2017105/6
2.6 2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kdthen (Anhalt) zur Umlage 2017109/5

der Verbandsbeitrédge der Unterhaltungsverbande "Westliche
Fuhne-Ziethe" und "Taube-Landgraben"

2.7 3. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)  2017113/5

2.8 MaRnahmen an Gewaéssern in Kéthen tber das Umweltsofortprogramm 2017101/1

29 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

3.1 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -

3.2 Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)

3.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

35 VerauRerung Grundstiick in der Gemarkung Merzien, Flur 1, Flurstiick 2017089/1
129

3.6 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -



Protokolltext

1 Er6ffnung
Herr Tauer begrif3t die Ortschaftsratsmitglieder sowie Vertreter der Verwaltung, Herrn

Richter, Frau Denell und eréffnet die Sitzung.

1.1Einwohnerfragestunde
Entfallt

1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der Ladung
Herr Tauer stellt die Beschlussfahigkeit bei 5 anwesenden Ortschaftsratsmitgliedern
sowie die Ordnungsmafgigkeit der Ladung fest.

2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil)
Die Niederschrift der letzten Sitzung wird mit 1 Enthaltung bestatigt.

2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil)
Frau Denell erklart, dass die Anfragen und Anregungen an die Fachamter weitergeleitet
wurden. Der Verkehrsspiegel in Zehringen wurde ausgewechselt.

Herr Richter berichtet, dass der Tagesordnungspunkt 3.5 Veraul3erung Grundstiick in der
Gemarkung Merzien, Flur 1, Flurstiick 129 im nicht6ffentlichen Teil von der Tagesordnung
gezogen wird und informiert Giber die Grinde.

2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters

Herr Tauer berichtet, dass das neue Spielgerat (Kinderrutsche) in Merzien errichtet wurde.
Weiter berichtet er, dass die Veranstaltungen in der Ortschaft Merzien sehr gut
angenommen wurden und bedankt sich bei Helfern und Sponsoren.

Herr Tauer bittet die Verwaltung, zuklnftig die Zusammenarbeit zwischen Ortsbirgermeister
und Verwaltung zu verbessern. Anrufe seinerseits bei der Verwaltung wurden in der
Vergangenheit vermehrt ignoriert bzw. es erfolgte kein Ruckruf.

2.4 Bestéatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil)
Die Tagesordnung (Offentlicher Teil) wird einstimmig bestatigt.

2.5 Benutzungsgebiihrensatzung fiir das Stadtarchiv Kéthen
Herr Richter erlautert die vorliegende Beschlussvorlage.

Abstimmung: 5/0/0 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.6 2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der
Verbandsbeitrage der Unterhaltungsverbande "Westliche Fuhne Ziethe" und "Taube-

Landgraben”
Herr Richter erlautert die vorliegende Beschlussvorlage.

Herr Tauer beschwert sich, dass einer jahrlichen Erh6hung der Umlage zugestimmt wird,
eine Verbesserung der Graben — Sauberkeit und Pflege — nicht ersichtlich ist.

Herr Fischer fragt nach der Verwaltungskostenpauschale und warum diese auf die Umlage
aufgeschlagen wird.

Herr Richter erklart, dass die Verwaltungsgebihren zum ersten Mal mit auf die Erhebung
umgelegt wurden. Die Verwaltungsgebtiihren ergeben sich aus den Kosten der



Stadtverwaltung, die fur die Umlage auf die Blrger entsteht.
Abstimmung: 0/5/0 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.7 3. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
Herr Richter erlautert die vorliegende Beschlussvorlage.

Herr Tauer stellt den Antrag, unter § 4 Absatz 1 Satz 3 den Stichtag auf den 31.12. des
Vorjahres zu &ndern.

Antrag wird angenommen.

Herr Tauer spricht sich gegen die Anderung der Kompetenz beziiglich der Griinflachen und
Spielplatze aus.

Herr Richter erklart, dass die laufenden Kosten fiir die Pflege- und
Unterhaltungsmaf3nahmen stadtischer Grunflachen und Spielplatzen bis zu einer
Wertgrenze von 25.000 € auch in der Vergangenheit bereits vom OB entschieden wurde.

Abstimmung: 2/1/2 (Ja/Nein/Enthaltung)

2.8 MaRnahmen an Gewassern in Kdthen tber das Umweltsofortprogramm

Der Ortschaftsrat bittet die Verwaltung zu priifen, ob die in der Anlage fehlende, marode
Briicke Kirschweg Richtung Osten Zlethe entlang auch entfernt werden kann. Weiter bittet
der Ortschaftsrat um eine FuRgangerbriicke zur Uberquerung fiir die Briicke Kirschweg
(siehe BV).

Herr Hildebrandt weist drauf hin, dass die Briicke Kirschweg genutzt wird und ein Ersatz als
FuRgangerbricke hier erstrebenswert ware, auch in Hinsicht fur die Jager, die in diesem
Gebiet im Einsatz sind.

2.9 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil)

Herr Fischer berichtet, dass im Rahmen der Flurneuordnung eine Sanierung des Libehnaer
Weges Uber den landlichen Wegebau zu 80 % gefordert werde. Weiter erklart er hierzu,
dass Miteigentimer dieser Strafl3e die Verwaltungsgemeinschaft Stdliches Anhalt ihr
Interesse an einer Sanierung bekundet hat.

Herr Tauer fragt nach dem Stand zur 2. Mihle Merzien. Er erklart, dass die Blrgermeisterin
der Ortschaft GroBbadegast mitgeteilt hatte, dass der Flachentauch abgeschlossen ist und
die 2. Muhle im Gebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) verbleibt. Er fragt, ob diese Aussagen
richtig sind.

Herr Tauer bittet um den Verschnitt der Linden auf dem Geldnde des Sportplatzes Seite
Richtung Stadt Kéthen dahingehend, dass man darunter durchlaufen kann.

Weiter erklart er, dass die Larchen an der Trauerhalle Merzien verschnitten werden miissen,
diese schlagen auf das Dach der Trauerhalle.

Der Ortschaftsrat bittet die Verwaltung zu prifen, ob in der Wasserstral3e 2 — 6 aus
Rasengittersteinen Parktaschen errichtet werden kénnen. Parkende Anlieger versperren in
dieser Stral3e regelmaRig die Durchfahrt. Die Fahrbahn gibt keine Parkmoglichkeiten her.

Frau Rathmann fragt, wer Eigentiimer des Grundstiicks (Grunflache) Stral3e der
Freundschaft Ecke Feldstraf3e ist. Sollte die Stadt hier Eigentiimerin sein, bittet sie, die
Flache in den Pflegeplan aufzunehmen oder den Eigentiimer aufzufordern, der Pflege
nachzukommen.






Tagesordnung
der
19. Sitzung des Ortschaftsrates Merzien
am 29.08.2017

TOP Betreff BV-Nr.
1 Er6ffnung
11 Einwohnerfragestunde -
12 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der -
Ladung
2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs
21 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -
2.4 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -
25 Benutzungsgebiihrensatzung fiir das Stadtarchiv Kéthen 2017105/6
2.6 2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage 2017109/5

der Verbandsbeitrage der Unterhaltungsverbande "Westliche
Fuhne-Ziethe" und "Taube-Landgraben"

2.7 3. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) 2017113/5
2.8 MafRnahmen an Gewassern in Kéthen Uber das Umweltsofortprogramm 2017101/1
2.9 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -
3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs
3.1 Informationen der Verwaltung (nichtoffentlicher Teil) -
3.2 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)
3.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -
3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -
35 VerauRerung Grundstiick in der Gemarkung Merzien, Flur 1, Flurstiick 2017089/1
129

3.6 Anfragen und Anregungen (nichtéffentlicher Teil) -




2.5

Benutzungsgebuhrensatzung fir das
Stadtarchiv Kéthen



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017105/6

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 29.08.2017
Ortschaftsrat Merzien TOP: 25

Amt: Amt 32 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017105/6
Az.: erstellt am: 13.07.2017

Betreff

Benutzungsgebihrensatzung fur das Stadtarchiv Kéthen

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1117.08.2017: Sozial- und Kulturausschuss 17.08.2017 |laut BV
2(21.08.2017: Ortschaftsrat Lébnitz an der Linde 21.08.2017 |laut BV
3123.08.2017: Ortschaftsrat Wilknitz 23.08.2017 |entspr. prot. And.
4124.08.2017: Ortschaftsrat Baasdorf 24.08.2017 |laut BV
5(28.08.2017: Ortschaftsrat Dohndorf 28.08.2017 |laut BV
6 (29.08.2017: Ortschaftsrat Merzien 29.08.2017 |laut BV
7 (30.08.2017: Ortschaftsrat Arensdorf 30.08.2017 |laut BV
8(19.09.2017: Hauptausschuss 19.09.2017 [laut BV
9(26.09.2017: Stadtrat 26.09.2017 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschliel3t die Benutzungsgebihrensatzung fir das
Stadtarchiv Kothen (Anhalt) geman Anlage.

Gesetzliche Grundlagen:

88 5, 8, 45 Abs. 2 Nr. 1 KVG LSA
88 2, 5 KAG LSA

88 10, 11 ArchG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Bei der routinemaRigen Uberpriifung der Benutzungsgebuihrensatzung fiir das Stadtarchiv
Kdthen (Anhalt) wurde festgestellt, dass sie in einigen Punkten lUberarbeitungsbedurftig ist.
Aus diesem Anlass wird dem Stadtrat diese aktualisierte Satzung zur Beschlussfassung
vorgelegt. Die Gegentberstellung der derzeitigen Satzung ("alte" Fassung) und der neuen
Satzung erfolgt in der Synopse, die auch gleichzeitig die jeweilige Begrindung beinhaltet.
Insbesondere wurde das Gebuhrenverzeichnis Gberarbeitet.



Benutzungsgebiihrensatzung und Gebiithrenverzeichnis.pdf Synopse.pdf

Benutzungsgebiihrensatzung alt.pdf



Anlage 1

Benutzungsgebihrensatzung fur das Stadtarchiv Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der 88 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288), der 88 2, 5 und 13a des
Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 13. Dezember 1996
(GVBI.LSA S.405), zuletzt geandert durch Gesetz vom 17. Juni 2016 (GVBI.LSA S.202) und
der 88 10 und 11 des Landesarchivgesetzes vom 28.Juni 1995 (GVBI.LSA S.190), zuletzt
geéandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 03. Juli 2015 (GVBI.LSA S.314), hat der Stadtrat
der Stadt Koéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 14.September 2017 folgende Satzung
beschlossen:

§1
Kostenersatzpflicht

!Die Benutzung des Stadtarchivs ist kostenpflichtig. 2Der Kostenersatz (Gebuhren und
Auslagen) wird nach Mal3gabe dieser Satzung und des Gebuhrenverzeichnisses, das
Bestandteil der Satzung ist, erhoben.

§2
Entstehen und Falligkeit des Kostenersatzanspruches, Kostenersatzschuldner

D) 1Der Kostenersatzanspruch entsteht bei Benutzung des Stadtarchivs. 2Er wird bei
personlicher Benutzung des Stadtarchivs sofort fallig und ist sofort zu zahlen. *Dies gilt auch,
wenn das Stadtarchiv fur einen langeren Zeitraum als die Dauer eines Tages genutzt werden
soll.

(2) 1Soweit keine personliche Benutzung des Stadtarchivs erfolgt, wird der Kostenersatz
durch Bescheid festgesetzt. ?Der Kostenersatz wird mit Bekanntgabe des Bescheids an den
Kostenschuldner fallig und ist innerhalb von 14 Tagen zu zahlen.

3) Kostenschuldner ist der Benutzer des Stadtarchivs.

§3
BilligkeitsmalRnahmen

'Der Kostenersatzanspruch kann entsprechend § 13a Abs. 1 des Kommunalabgabenge-
setzes des Landes Sachsen-Anhalt ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die
Einziehung bei Félligkeit eine erhebliche Harte flr den Kostenschuldner bedeuten wiirde und
der Anspruch durch die Stundung nicht gefahrdet erscheint. 2Ist dessen Einziehung nach
Lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in weiblicher und
mannlicher Form.





85
In-Kraft-Treten, AulBer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kéthen

(Anhalt) in Kraft. Zugleich wird die Benutzungsgebtihrensatzung fur das Stadtarchiv Kéthen
(Anhalt) vom 12. April 2012 aul3er Kraft gesetzt.

Kothen (Anhalt),

Bernd Hauschild
Oberbirgermeister (Siegel)





Gebuhrenverzeichnis zu 8 1 der Benutzungsgebihrensatzung fir das Stadtarchiv
K6then (Anhalt)

1. Benutzung des Stadtarchivs:

a) fur einen Tag pro Benutzer 5,00 €
b) fir eine Woche pro Benutzer 15,00 €
c) fur einen Zeitraum bis hdchstens 12 Wochen pro Benutzer 50,00 €

2. Recherchen bzw. Ermittlungen aus Archivalien ein-
schlie3lich aus dem historischen Melderegister und den
standesamtlichen Sammelakten durch das Stadtarchiv:
je angefangene viertel Stunde 11,00 €

3. Anfertigung einer beglaubigten Kopie aus Personenstands-
Blchern sowie von Personenstandsurkunden
a) je Vorgang bzw. Urkunde (neben der Gebiihr nach Nr. 3
Fallen Gebtihren nach Nr. 1 und Nr. 5 nicht an. Fur die
Anfertigung einfacher Kopien gilt Nr. 3 nicht). 10,00 €
b) fir ein zweites und jedes weitere Exemplar, soweit es
gleichzeitig beantragt und in einem Arbeitsgang

hergestellt wird 5,00 €

4. Einfache schriftliche Auskunft:
je Auskunft 5,00 €

5. Reproduktion aus Archivalien:
a) je Reproduktion DIN A4 s/w 0,50 €
b) je Reproduktion DIN A4 Farbe 1,00 €
c) je Reproduktion DIN A3 s/w 1,00 €
d) je Reproduktion A3 Farbe 2,00 €

6. Fotoaufnahmen durch Benutzer:
pro Fotoaufnahme 1,00 €

7. Digitalisierung von Fotos und anderen Archivalien
durch das Archiv
pro Scan 2,00 €

8. Wiedergabe von Archivgut:
a) Publikationen im Druck oder auf elektronischen

Speichermedien je Reproduktion 5,00 €
b) fir Fernsehsendungen, Videoproduktionen
oder Kinofilme je zur Verfliigung gestellte Reproduktion 10,00 €

9. Gebilhrenbefreiung:
Die Benutzungsgebiihr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt fir die Benutzung und
Auskunftserteilung zu wissenschaftlichen und heimatkundlichen Zwecken. Die
Benutzergebihr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt ferner fir Schiler, Studenten,
Doktoranden, Vereine sowie Sozialhilfe,- ALG II- und Sozialgeldempfanger.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Benutzungsgebührensatzung und Gebührenverzeichnis.pdf


neuer Text ist unterstrichen

Synopse zur Benutzungsgebiihrensatzung

Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Benutzungsgebuhrensatzung fur das Stadtarchiv
Kothen (Anhalt)

Aufgrund der 88 5, 8 und 45 Abs.2 Nr. 1 des
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-

Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA, S.

288), der 88 2, 5 und 13a des Kommunalabgaben-
gesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 13.

Dezember 1996 (GVBI.LSA S.405), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 17. Juni 2016 (GVBI.LSA S.202)

und der 88 10 und 11 des Landesarchivgesetzes vom
28. Juni 1995 (GVBI.LSA S.190), zuletzt geandert
durch Art. 1 des Gesetzes vom _03. Juli 2015
(GVBI.LSA S.314), hat der Stadtrat der Stadt

Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 14. September
2017 folgende Satzung beschlossen:

Aktualisierung der geltenden
Rechtsvorschriften

Benutzungsgebuhrensatzung fur das Stadtarchiv
Kothen (Anhalt)

Aufgrund der 88 4, 6 und 91 der Gemeindeordnung
fur das Land Sachsen-Anhalt in der Fassung vom
10. August 2009 (GVBI. LSA, S. 383), zuletzt ge-
andert durch § 20 StiftungsG LSA vom 20. Januar
2011 (GVBI.LSA S.14) der 88 2 und 5 des
Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt vom 13. Dezember 1996 (GVBI.LSA S.405)
zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 02.
Februar 2011 (GVBI.LSA S.58) und der 88 10 und
11 des Landesarchivgesetzes vom 28. Juni 1995
(GVBI.LSA S.190), zuletzt geéndert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 18. Juni 2004 (GVBI.LSA S.335), hat
hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner
Sitzung am 12. April 2012 folgende Satzung
beschlossen:






Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

§1
Kostenersatzpflicht

Die Benutzung des Stadtarchivs ist kostenpflichtig.
Der Kostenersatz (Gebuhren und Auslagen) wird
nach Mal3gabe dieser Satzung und des Gebihren-
verzeichnisses, das Bestandteil der Satzung ist,
erhoben.

keine Anderungen

§1
Kostenersatzpflicht

Die Benutzung des Stadtarchivs ist kostenpflichtig.
Der Kostenersatz (Gebtuhren und Auslagen) wird
nach Mal3gabe dieser Satzung und des Geblhren-
verzeichnisses, das Bestandteil der Satzung ist,
erhoben.

§2
Entstehen und Falligkeit des Kostenersatzan-
anspruchs, Kostenersatzschuldner

1. Der Kostenersatzanspruch entsteht bei Be-
nutzung des Stadtarchivs. Er wird bei personlicher
Benutzung des Stadtarchivs sofort fallig und ist so-
fort zu zahlen. Dies gilt auch, wenn das Stadtarchiv
fur einen langeren Zeitraum als die Dauer eines
Tages genutzt werden soll.

2. Soweit keine personliche Benutzung des Stadt-
archivs erfolgt, wird der Kostenersatz durch Be-
scheid festgesetzt. Der Kostenersatz wird mit
Bekanntgabe des Bescheids an den Kostenschuld-
ner fallig und ist innerhalb von 14 Tagen zu zahlen.

3. Kostenschuldner ist der Benutzer des Stadtarchivs.

keine Anderungen

§2
Entstehen und Falligkeit des Kostenersatz-
anspruchs, Kostenersatzschuldner

1. Der Kostenersatzanspruch entsteht bei Be-
nutzung des Stadtarchivs. Er wird bei personlicher
Benutzung des Stadtarchivs sofort fallig und ist so-
fort zu zahlen. Dies gilt auch, wenn das Stadtarchiv
fur einen langeren Zeitraum als die Dauer eines
Tages genutzt werden soll.

2. Soweit keine personliche Benutzung des Stadt-
archivs erfolgt, wird der Kostenersatz durch Be-
scheid festgesetzt. Der Kostenersatz wird mit
Bekanntgabe des Bescheids an den Kostenschuld-
ner fallig und ist innerhalb von 14 Tagen zu zahlen.

3. Kostenschuldner ist der Benutzer des Stadtarchivs.






Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

g3
Billigkeitsmaflinahmen

Der Kostenersatzanspruch kann entsprechend § 13a

Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt ganz oder teilweise gestundet
werden, wenn die Einziehung bei Falligkeit eine
erhebliche Harte fir den Kostenschuldner bedeuten
wirde und der Anspruch durch die Stundung nicht
gefahrdet erscheint. Ist dessen Einziehung nach
Lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder
zum Teil erlassen werden.

keine Anderungen

§3
Billigkeitsmalinahmen

Der Kostenersatzanspruch kann entsprechend § 13a

Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt ganz oder teilweise gestundet
werden, wenn die Einziehung bei Falligkeit eine
erhebliche Harte fir den Kostenschuldner bedeuten
wirde und der Anspruch durch die Stundung nicht
gefahrdet erscheint. Ist dessen Einziehung nach
lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder
zum Teil erlassen werden.

§4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser
Satzung gelten jeweils in weiblicher und ménn-
licher Form.

Der Hoflichkeit entsprechend wird weiblich
vor méannlich genannt.

§4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser
Satzung gelten jeweils in mannlicher und weib-
licher Form.

85
In-Kraft-Treten, AuRer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)
in Kraft.

Zugleich wird die Benutzungsgebiihrensatzung fir
das Stadtarchiv Kéthen (Anhalt) vom 12. April
2012 aul3er Kraft gesetzt.

Anpassung des Datums

85
In-Kraft-Treten, AuBer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)

in Kraft.

Zugleich wird die Benutzungsgebuhrensatzung fur
das Stadtarchiv Kéthen (Anhalt) vom 03. November
2004 aulBer Kraft gesetzt.






Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Gebihrenverzeichnis zu § 1 der Benutzungsge-
buhrensatzung fur das Stadtarchiv Kéthen
(Anhalt)

1.Benutzung des Stadtarchivs:
a) fur einen Tag pro Benutzer 5,00 €

b) fiir eine Woche pro Benutzer 15,00 €
c) fur einen Zeitraum bis héchstens
12 Wochen pro Benutzer 50,00 €

2. Recherchen bzw. Ermittlungen aus
Archivalien einschliel3lich aus dem
historischen Melderegister und den standesamt-

lichen Sammelakten durch das Stadtarchiv:
je angefangene viertel Stunde 11,00 €

3. Anfertigung einer beglaubigten Kopie aus
Personenstandshiichern sowie von Personen-
standsurkunden

a) je Vorgang bzw. Urkunde (neben

der Gebuhr nach Nr. 3 fallen Ge-

bidhren nach Nr. 1 und Nr. 5 nicht

an. Fur die Anfertigung einfacher

Kopien gilt Nr. 3 nicht). 10,00 €
b) flr ein zweites und jedes weitere

Exemplar, soweit es gleichzeitig

beantragt und in einem Arbeitsgang

hergestellt wird 5,00 €

keine Anderungen

Aufgrund eines Vergleichs mit den Ge-
bihrenverzeichnissen der Stadtarchive
Halle und Dessau-Rof3lau erfolgt in An-
lehnung daran diese Anderung.

keine Anderungen

Gebuhrenverzeichnis zu 8 1 der Benutzungsge-
buhrensatzung fir das Stadtarchiv Kéthen
(Anhalt)

1.Benutzung des Stadtarchivs:
a) fur einen Tag pro Benutzer 5,00 €

b) fir eine Woche pro Benutzer 15,00 €
c) fur einen Zeitraum bis héchstens
12 Wochen pro Benutzer 50,00 €

2. Recherchen bzw. Ermittlungen aus
Archivalien einschlief3lich aus dem
historischen Melderegister und den standesamt-

lichen Sammelakten durch das Stadtarchiv:
je angefangene halbe Stunde 15,00 €

3. Anfertigung einer beglaubigten Kopie aus
Personenstandsbiichern sowie von Personen-
standsurkunden

a) je Vorgang bzw. Urkunde (neben
der Gebuhr nach Nr. 3 fallen Ge-
bihren nach Nr. 1 und Nr. 5 nicht
an. Fur die Anfertigung einfacher
Kopien gilt Nr. 3 nicht).

b) fir ein zweites und jedes weitere
Exemplar, soweit es gleichzeitig
beantragt und in einem Arbeitsgang
hergestellt wird 5,00 €

10,00 €






Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

4. Einfache schriftliche Auskunft:
je Auskunft 5,00 €

5. Reproduktion aus Archivalien

a) je Reproduktion DIN A4 s/w 0,50 €
b) je Reproduktion DIN A4 Farbe 1,00 €
c) je Reproduktion DIN A3 s/w 1,00 €
d) je Reproduktion DIN A3 Farbe 2,00€

6. Fotoaufnahmen durch Benutzer
pro Fotoaufnahme 1,00 €

7. Digitalisierung von Fotos und anderen

Archivalien durch das Archiv

pro Scan 2,00 €

8. Wiedergabe von Archivgut:

a) Publikationen im Druck oder auf
elektronischen Speichermedien

je Reproduktion 5,00 €
b) fur Fernsehsendungen, Video-

produktionen oder Kinofilme

je zur Verfigung gestellte

Reproduktion 10,00 €

keine Anderungen

Der neue Kopierer ermdglicht jetzt Farb-
kopien, die nun ebenfalls in das Ge-
biihrenverzeichnis aufzunehmen sind.

Der Zusatz "durch Benutzer" ist erforderlich,
da das Stadtarchiv tGber keine Fotoaus-
ristung verfugt. Der Benutzer muss die
technischen Utensilien mitbringen.

Der alte Punkt 6b wird zu Punkt 7. Scans

sind von Fotos und anderen Archivalien
mdaglich und entsprechend angepasst.

aus Punkt 7 wird Punkt 8

4. Einfache schriftliche Auskunft:
je Auskunft 5,00 €

5. Reproduktion aus Archivalien
a) je Reproduktion DIN A4 0,50 €
b) je Reproduktion DIN A3 1,00 €

6. Fotoaufnahmen und Digitalisierung:
a) pro Fotoaufnahme 1,00 €
b) Foto scannen pro Aufnahme 1,00 €

7. Wiedergabe von Archivgut:

a) Publikationen im Druck oder auf
elektronischen Speichermedien

je Reproduktion 5,00 €
b) fur Fernsehsendungen, Video-

produktionen oder Kinofilme

je zur Verfigung gestellte

Reproduktion 10,00 €






Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

9. Gebiuhrenbefreiung:

Die Benutzungsgebuhr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt
fur die Benutzung und Auskunftserteilung zu
wissenschaftlichen und heimatkundlichen Zwecken
Die Benutzergebuhr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt
ferner fur Schiler, Studenten, Doktoranden, Vereine
sowie Sozialhilfe-, ALG-II- und Sozialgeld-
empfanger.

aus Punkt 8 wird Punkt 9

8. Gebuhrenbefreiung:

Die Benutzungsgebihr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt
fur die Benutzung und Auskunftserteilung zu
wissenschaftlichen und heimatkundlichen Zwecken
Die Benutzergebiihr nach Nr. 1 und Nr. 4 entfallt
ferner fur Schiler, Studenten, Doktoranden, Vereine
sowie Sozialhilfe- , ALG-2- und Sozialgeld-
empfanger.






Anlage zur Sitzungsvorlage
Synopse.pdf


Anlage S

Benutzungsgebiihrensatzung fiir das Stadtarchiv Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 4, 6 und 91 der Gemeindeordnung fiir das Land Sachsen-Anhalt in der Fas-
sung vom 10. August 2009 (GVBI. LSA S. 383), zuletzt gedndert durch § 20 StiftungsG LSA
vom 20. Januar 2011 (GVBI. LSA S. 14), der §§ 2 und 5 des Kommunalabgabengesetzes
des Landes Sachsen-Anhalt vom 13. Dezember 1996 (GVBI. LSA S. 405), zuletzt gedndert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 02. Februar 2011 (GVBI. LSA S. 58) und der §§ 10 und 11
des Landesarchivgesetzes vom 28. Juni 1995 (GVBI. LSA S. 190), zuletzt gedndert durch
Art. 2 des Gesetzes vom 18. Juni 2004 (GVBI. LSA S. 335), hat der Stadtrat der Stadt
Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 12. April 2012 folgende Satzung beschlossen:

§1
Kostenersatzpflicht

Die Benutzung des Stadtarchivs ist kostenpflichtig. Der Kostenersatz (Gebihren und Ausla-
gen) wird nach Maligabe dieser Satzung und des Gebillhrenverzeichnisses, das Bestandteil

der Satzung ist, erhoben.

§2
Entstehen und Falligkeit des Kostenersatzanspruchs,

Kostenersatzschuldner

(1) Der Kostenersatzanspruch entsteht bei Benutzung des Stadtarchivs. Er wird bei per-
sonlicher Benutzung des Stadtarchivs sofort fallig und ist sofort zu zahlen. Dies gilt auch,
wenn dass Stadtarchiv fiir einen langeren Zeitraum als die Dauer eines Tages genutzt wer-

den soll.
(2) Soweit keine persénliche Benutzung des Stadtarchivs erfolgt, wird der Kostenersatz
durch Bescheid festgesetzt. Der Kostenersatz wird mit Bekanntgabe des Bescheids an den

Kostenschuldner féllig und ist innerhalb von 14 Tagen zu zahlen.

(3) Kostenschuldner ist der Benutzer des Stadtarchivs.





§3

BilligkeitsmaBnahmen

Der Kostenersatzanspruch kann entsprechend § 13a Abs. 1 des Kommunalabgabengeset-
zes des Landes Sachsen-Anhalt ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung
bei Falligkeit eine erhebliche Harte fur den Kostenschuldner bedeuten wirde und der An-
spruch durch die Stundung nicht gefdhrdet erscheint. Ist dessen Einziehung nach Lage des

Einzelfalls unbillig, kénnen sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§4

Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in mé&nnlicher und

weiblicher Form.

§5

In-Kraft-Treten, AuRer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (An-

halt) in Kraft. Zugleich wird die Benutzungsgebiihrensatzung fur das Stadtarchiv Kéthen (An-
halt) vom 03. November 2004 auBer Kraft gesetzt.

Kéthen (Anhalt),

Kurt-Jurgen Zander

Oberblrgermeister (Siegel)





Gebiihrenverzeichnis zu § 1 der Benutzungsgebiihrensatzung fiir das Stadtarchiv
Kéthen (Anhalt)

1. Benutzung des Stadtarchivs:

a) fur einen Tag pro Benutzer 5,00 EUR
b) fir eine Woche pro Benutzer 15,00 EUR
c) fur einen Zeitraum bis héchsten 12 Wochen pro Benutzer 50,00 EUR

2. Recherchen bzw. Ermittlungen aus Archivalien einschlieBlich aus dem Histori-
schen Melderegister und den standesamtlichen Sammelakten durch das Stadtarchiv:
Je angefangene halbe Stunde 15,00 EUR

3. Anfertigung einer beglaubigten Kopie aus Personenstandsbiichern sowie von Per-
sonenstandsurkunden

a) je Vorgang bzw. Urkunde (Neben der Gebuhr nach Nr. 3 fallen Gebuhren 10,00 EUR
nach Nr. 1 und Nr. 5 nicht an. Fur die Anfertigung einfacher Kopien gilt Nr. 3 nicht.)

b) fur ein zweites und jedes weitere Exemplar, soweit es gleichzeitig bean- 5,00 Euro

tragt und in einem Arbeitsgang hergestellt wird

4. Einfache schriftliche Auskunft:
Je Auskunft 5,00 EUR

5. Reproduktion aus Archivalien:
a) je Reproduktion DIN A4 0,50 EUR
b) je Reproduktion DIN A3 1,00 EUR

6. Fotoaufnahmen und Digitalisierung:
a) pro Fotoaufnahme 1,00 EUR
b) Foto scannen pro Aufnahme 1,00 EUR

7. Wiedergabe von Archivgut:

a) Publikationen im Druck oder auf elektronischen Speichermedien je Re- 5,00 EUR
produktion
b) fir Fernsehsendungen, Videoproduktionen oder Kinofilme je zur Verfu- 10,00 EUR

gung gestelite Reproduktion

8. Gebiihrenbefreiung:

Die Benutzergebiihr nach Nr. 1 und Nr. 4 entféllt fir die Benutzung und Auskunftserteilung
zu wissenschaftlichen und heimatkundlichen Zwecken. Die Benutzergebiihr nach Nr. 1 und
Nr. 4 entfallt ferner fur Schiller, Studenten, Doktoranden, Vereine sowie Sozialhilfe- und

ALG-2- und Sozialgeldempfanger.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Benutzungsgebührensatzung alt.pdf
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2. Anderungssatzung zur Satzung der
Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der
Verbandsbeitrage der
Unterhaltungsverbande "Westliche
Fuhne-Ziethe" und "Taube-Landgraben"



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017109/5
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 29.08.2017
Ortschaftsrat Merzien TOP: 26
Amt: Amt 73 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017109/5
Az.: erstellt am: 19.07.2017
Betreff
2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage
der Verbandsbeitrage der Unterhaltungsverbande "Westliche
Fuhne-Ziethe" und "Taube-Landgraben”

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]21.08.2017: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 21.08.2017 |abgelehnt
2(23.08.2017: Ortschaftsrat Wilknitz 23.08.2017 |abgelehnt
3124.08.2017: Ortschaftsrat Baasdorf 24.08.2017 |laut BV
4128.08.2017: Ortschaftsrat Dohndorf 28.08.2017 |abgelehnt
5129.08.2017: Ortschaftsrat Merzien 29.08.2017 |abgelehnt
6 [30.08.2017: Ortschaftsrat Arensdorf 30.08.2017 |abgelehnt
7131.08.2017: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 31.08.2017 |abgelehnt
8(19.09.2017: Hauptausschuss 19.09.2017 [laut BV
9126.09.2017: Stadtrat 26.09.2017 |abgelehnt

10]02.11.2017: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschlieRt die 2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur
Umlage der Verbandsbeitrdge der Unterhaltungsverbénde ,Westliche Fuhne-Ziethe* und
»Taube-Landgraben®.

Gesetzliche Grundlagen:
Wassergesetz LSA
KAG



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Im Jahr 2015 wurde die Satzung zur Umlegung der Beitrage der
Gewasserunterhaltungsverbande neu gefasst, u. a. weil sich ein neuer Umlagemodus bei
den Erschwernisbeitragen ergeben hat.

In die 2. Anderungssatzung sind wieder die fiir das Jahr 2017 ermittelten Satze fiir die
Flachen- und Erschwernisbeitrage beider Unterhaltungsverbande aufzunehmen.

Weiterhin ergibt sich eine inhaltliche Veranderung in der Satzung durch Bertcksichtigung
der Verwaltungskosten, die der Stadt Kéthen im Rahmen der Erhebung der
Gewasserumlage entstehen.

Gemald 8 56 Abs.1 des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt kann die Gemeinde
die Verwaltungskosten, die ihr bei der Umlegung der Verbandsbeitrage entstehen, umlegen.
Im Rahmen der Haushaltskonsolidierung ist die Stadt Kéthen verpflichtet, diese
Einnahmemaglichkeit umzusetzen.

Fur das Jahr 2017 wurde ein Verwaltungskostenaufwand von 20.662,81 € ermittelt. Dieser
setzt sich zusammen aus dem zeitlichen Aufwand der beteiligten Amter (Kammerei und
Umweltamt) und den nach den KGST-Richtlinien zu ermittelnden Verwaltungsgemeinkosten.
Entsprechend der Empfehlung des Ministeriums fur Umwelt, Landwirtschaft und Energie
sollen die Verwaltungskosten nicht gesondert ausgewiesen werden, sondern auf den
Umlageaufwand der Verbande aufgeschlagen werden. Aus Sicht der Verwaltung erscheint
es gerecht, jedes Grundstiick Uber seine Flache einmalig mit den Verwaltungskosten zu
belasten. Damit wird eine gleichmaRiige Verteilung des Verwaltungsaufwandes nach dem
Solidarprinzip erreicht. Der tatsachliche Verwaltungsaufwand, der fur jedes Grundsttick
entsteht, ist nicht zu ermitteln. Er ist in den Jahren unterschiedlich und steht in Abhéngigkeit
von den Grundsticksveranderungen hinsichtlich Eigentiimer, Nutzung, Teilung usw.

Es ist deshalb vorgesehen, die Verwaltungskosten nur Gber den Flachenbeitrag und nicht
Uber den Erschwernisbeitrag umzulegen. Dies hat zur Folge, dass sich héhere
Beitragssatze fur den Flachenbeitrag ergeben als in den letzten Jahren. Bisher wurde der
Flachenbeitrag der Unterhaltungsverbande in gleicher Hohe in die Umlagesatzung der Stadt
Kdthen ibernommen. Die Ermittlung des neuen Flachenbeitragssatzes mit Beriicksichtigung
der Verwaltungskosten fur das Jahr 2017 ist der Anlage 1 zu entnehmen. Die Einarbeitung
des stadtischen Verwaltungsaufwandes fihrt danach zu einer Erhéhung des
Flachenbeitragssatzes fiir beide Verbande um 2,63 €/ha.

Die geplante Verfahrensweise bei der Umlage der Verwaltungskosten wurde mit der
Kommunalaufsicht des Landkreises Anhalt-Bitterfeld im Vorfeld abgestimmt.

Weiterhin sind auf der Grundlage der diesjahrigen Beitragsbescheide der
Unterhaltungsverbande vom Umweltamt die Erschwernisbeitragssatze ermittelt worden.
Die Berechnung des Erschwernisbeitrages fir die beiden Verbéande kann der Anlage 2
entnommen werden.

Fur das Veranlagungsjahr 2017 ergeben sich folgende Umlagesatze:

1. Unterhaltungsverband ,Westliche Fuhne-Ziethe*
Flachenbeitrag: 10,88 €/ha (2016: 8,13 €/ha)
Erschwernisbeitrag: 21,77 €/ha (2016: 21,49 €/ha)

2. Unterhaltungsverband ,Taube-Landgraben*
Flachenbeitrag: 13,56 €/ha (2016: 9,65 €/ha)
Erschwernisbeitrag: 3,16 €/ha (2016: 2,15 €/ha)

Diese Beitragssatze sollen in die 2. Anderungssatzung aufgenommen werden.

In der Anlage 1 ist die diesjahrige Beitragszusammensetzung dargestellt.



Hinsichtlich des Erschwernisbeitragssatzes bestehen grofzen Abweichungen zwischen den
beiden Verbandsgebieten. Das erklart sich aus den unterschiedlichen Anteilen an Verkehrs-
und Siedlungsflachen, sowie der Einwohnerdichte. Im Verbandsgebiet des UHV ,Westliche
Fuhne-Ziethe" ist ein hdherer Versiegelungsgrad vorhanden, als im Gebiet des UHV , Taube-
Landgraben®.

Die Verbande erheben die Erschwernisse Uber die Einwohnerzahl. Der hohe Beitragssatz im
Gebiet des UHV ,Westliche Fuhne-Ziethe" entsteht neben dem héheren Anteil an Verkehrs-
und Siedlungsflache auch durch die dichte Besiedlung, da zu diesem Verband die
Einwohner des Stadtgebietes Kéthen und alle Ortsteile aul3er Elsdorf zahlen. Dagegen
befinden sich im Verbandsgebiet des UHV ,Taube-Landgraben” nur die Einwohner der
Ortschaft Elsdorf.

Die Verwaltung empfiehlt dem Stadtrat, die vorliegende 2. Anderungssatzung zu
beschlie3en.

2. Anderungssatzung zur Satzung
der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der Verbandsbeitrage der
Unterhaltungsverbande , Westliche Fuhne/Ziethe" und , Taube-Landgraben*
(Gewasserumlagesatzung)

Aufgrund des § 56 des Wassergesetzes fir das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16.
Marz 2011 (GVBI. LSA S. 492), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes zur
Beschleunigung von Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren und zur
Verbesserung der Verteidigung im Hochwasserschutz vom 18.12.2015 (GVBL. LSA Nr.
12/2015),der 88 2, 5, 8, 11, 36, 45, 90 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG-LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA S.288) und der 88 1 und 2 des
Kommunalabgabengesetzes fir das Land Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996, zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 17.12.2014 (GVBI. LSA S.522), hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 26.09.2017 die 2.
Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der Verbandsbeitrage
der Unterhaltungsverbande ,Westliche Fuhne-Ziethe* und ,Taube-Landgraben” vom
01.01.2015 beschlossen:

Artikel 1
§1
8§ 2 wird wie folgt geandert:

Die Stadt Kéthen legt die Beitrage, die ihr aus ihrer gesetzlichen Mitgliedschaft in den
Unterhaltungsverbanden entstehen, sowie die in diesem Zusammenhang anfallenden
Verwaltungskosten auf die Umlageschuldner um.

§2
8 7 Abs. (1) wird wie folgt geandert:
Satz 1 wird wie folgt erganzt:

,zuzlglich des ermittelten Beitragssatzes pro Hektar, der sich aus den errechneten
Verwaltungskosten dividiert durch die Gesamtflache ( in Hektar) vom Stadtgebiet ergibt.



§3
8 7 Abs. (2) wird wie folgt geandert

1. nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:
Fur das Kalenderjahr 2017 betragt der Flachenbeitragssatz 10,88 €/ha.
2. Aus Satz 2 wird Satz 3.
3. Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefigt:
Fur das Kalenderjahr 2017 betragt der Erschwernisbeitragssatz 21,77 €/ha.
§4

8 7 Abs. (3) wird wie folgt geandert

1. nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:
Fur das Kalenderjahr 2017 betragt der Flachenbeitragssatz 13,56 €/ha.
2. Aus Satz 2 wird Satz 3.
3. Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefigt:
Fur das Kalenderjahr 2017 betragt der Erschwernisbeitragssatz 3,16 €/ha.

Artikel 2
Die 2. Anderungssatzung tritt riickwirkend zum 01.01.2017 in Kraft.

Kdthen (Anhalt), den Siegel

Bernd Hauschild
Oberburgermeister



my .

Anlage 1 - Ermittlung Flichenbeitrag 1 mit Yerwaltungskosten.pdf

yy

Anlage 2 - Beitragsermittlung 2017.pdf



ANLAGE 1

Flachenbeitrag 2017 unter Beriicksichtigung der Verwaltungskosten

ermittelter Verwaltungskostenanteil: | 20.662,81 I

UHV Westl.Fuhne-Ziethe UHV Taube-Landgraben
Flachenanteil in ha: 6886,0454 957,96
Gesamtflache in ha: 7844,0054
Flachenanteil in%: 87,79 12,21
Aufteilung
Verwaltungskosten in €: 18.139,34 2.523,47

Flachenbeitrag des

Verbandes in € 56.838,25 10.469,12
entspricht 8,25412 €/ha 10,92856 €/ha
Gesamtbeitrag in € 74.977,58 12.992,59

Beitragssatz unter

Beriicksichtigung der

Verwaltungskosten der

Stadt Kéthen in €/ha 10,88834 13,56277

Erh6éhung Flachenbeitrag in
€/ha: 2,63422 2,63422






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Ermittlung Flächenbeitrag 1 mit Verwaltungskosten.pdf


Ubersicht Beitragszusammensetzung Gewasserumlage 2017

1. UHV "Westliche Fuhne-Ziethe" FlachengroRRe im Verband: 6.886,05 ha davon nicht Grundsteuer A- 1574,35 ha
Einwohner: 26.845 pflichtig:
It.Beitragsbescheid des Verbandes fir Umlagesatzung Stadt
ergibt sich aus dem
Flachenbeitrag in Beitrag Flachenbeitrag in Flachenbeitragssatz des
€/ha 8,25 gesamt: 56.838,25 € €/ha 10,88 Verbandes zuziiglich des
(8,25+2,63) Verwaltungskostensatzes der Stadt
Erschwernisbeitrag Beitrag Erschwernisbeitrag ergibt sich aus dem
in €/Einwohner 1,28 gesamt: 34.272,80 € in€/ha 21,77 Erschwernisbeitrag
geteilt durch die ermittelte
nicht Grundsteuer A pflichtige
gesamt: 91.111,04 € Flache
2. UHV "Taube-Landgraben" FlachengréBe im Verband: 957,96 ha davon nicht Grundsteuer A- 90,18 ha
Einwohner: 277 pflichtig:
It.Beitragsbescheid des Verbandes flir Umlagesatzung Stadt
ergibt sich aus dem
Flachenbeitrag in Beitrag Flachenbeitrag in Flachenbeitragssatz des
€/ha 10,93 gesamt : 10.469,12 € €/ha 13,56 Verbandes zuziglich des
(10,93+2,63) Verwaltungskostensatzes der Stadt
Erschwernisbeitrag Beitrag Erschwernisbeitrag ergibt sich aus dem
in €/Einwohner 1,03 gesamt : 284,66 € in €/ha 3,16 Erschwernisbeitrag
geteilt durch die ermittelte
nicht Grundsteuer A pflichtige
gesamt: 10.753,78 € Flache
Flache Stadt Kéthen, gesamt: 7.844,01 ha davon nicht Grundsteuer A- pflichtig: 1664,5 ha

Einwohner Kéthen, gesamt: 27.122






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - Beitragsermittlung 2017.pdf
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3. Anderungssatzung zur Hauptsatzung
der Stadt Kéthen (Anhalt)



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017113/5

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 29.08.2017
Ortschaftsrat Merzien TOP: 2.7

Amt: Bereich 030 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017113/5
Az.: erstellt am: 10.08.2017

Betreff

3. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]21.08.2017: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 21.08.2017 |laut BV
2(23.08.2017: Ortschaftsrat Wilknitz 23.08.2017 |entspr. prot. And.
3124.08.2017: Ortschaftsrat Baasdorf 24.08.2017 |laut BV
4128.08.2017: Ortschaftsrat Dohndorf 28.08.2017 |laut BV
5129.08.2017: Ortschaftsrat Merzien 29.08.2017 |entspr. prot. And.
6 [30.08.2017: Ortschaftsrat Arensdorf 30.08.2017 |laut BV
7119.09.2017: Hauptausschuss 19.09.2017 |zuriuickgestellt
8(26.09.2017: Stadtrat 26.09.2017 |zuriickgestellt

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlieRt die 3. Anderungssatzung zur
Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) gemaf Anlage 1 zu dieser Vorlage.

Gesetzliche Grundlagen:
88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr.1 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

1. Regelungsanlass

Anlasslich des Beschlusses des Stadtrates zur 2. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der
Stadt Kéthen (Anhalt) vom 22.06.2017 (Beschluss-Nr.: 2017/StR/19/010) kamen weitere
Anderungswiinsche aus der Vertretung und der Verwaltung auf, die zum damaligen
Zeitpunkt nicht mehr umsetzbar waren und mit dieser Vorlage zur Beschlussfassung
eingebracht werden.

2. Anderung der Hauptsatzung

a)

b.)

8 11 — Einwohnerfragestunde

Aus der Fraktion DIE LINKE kam der Vorschlag, dass in der Hauptsatzung geregelt
werden sollte, dass in der Einwohnerfragestunde nicht nur Fragen gestellt werden
koénnen, sondern allgemein auch Anregungen, Probleme usw. angesprochen werden
konnen.

Dieser Vorschlag wird seitens der Verwaltung als rechtlich nicht umsetzbar erachtet.
§ 28 Abs. 2 KVG LSA benennt die vorgesehene Form der Blrgerbeteiligung explizit
als ,Einwohnerfragestunde”. Zwar soll eine wechselseitige Erdrterung zu dem
jeweiligen Punkt zulassig sein, jedoch ist von dem ,Fragerecht jedes Einwohners
[nicht] die Befugnis [erfasst], eigene politische oder kritische Stellungnahmen
abzugeben* (Miller/Wiegand, in: Kommunalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, § 28
KVG S. 5 — Stand September 2015).

Um die Rechtsanwendung hinreichend bestimmt vornehmen zu kénnen sowie um
eine zeitliche Ausuferung der etwaigen Diskussionsbeitrdge zu vermeiden, ist eine
Einschrankung auf die vorgesehene Form der Einwohnerfragestunde aus Sicht der
Verwaltung beizubehalten.

Pflege- und Unterhaltungsmafnahmen an stadtischen Grunflachen und

Spielplatzen

Bislang war die Zustandigkeit beim BSU in § 6 Abs. 9 Satz 2 Nr. 7 wie folgt geregelt:

.. Anlegung; Erweiterung, Unterhaltung und Pflege stadtischer Griin- und
Waldflachen sowie Spielplatzen,”

Aus Sicht der Verwaltung handelt es sich bei Pflege- und Unterhaltungsmafnahmen
an stadtischen Griunflachen und Spielplatzen in der Regel um Geschafte der
laufenden Verwaltung. Aus diesem Grunde wird in 8 7 Abs. 2 hierfr bis zu einer
Wertgrenze von 25.000 EUR eine Zustandigkeitsregelung fur den Oberblrgermeister
aufgenommen; die Zustandigkeit des BSU ist insoweit zu prazisieren. Pflege- und
Unterhaltungsmaf3hahmen an stadtischen Waldflachen verbleiben in der
Zustandigkeit des BSU.

In § 7 Abs. 2 wird folgende Regelung neu aufgenommen:

L27. Pflege- und Unterhaltungsmanahmen an stadtischen Grinflachen und

Spielplatzen bis zu einer Wertgrenze von 25.000 EUR."




d.

8 6 Abs. 9 Satz 2 Nr. 7 erhalt folgende Fassung:

»7. Anlegung und Erweiterung stadtischer Griin- und Waldflachen sowie Spielplatzen;
Pflege- und UnterhaltungsmalRnahmen an stédtischen Waldflachen und, soweit es
nicht in die Zustandigkeit des Oberbirgermeisters nach § 7 Abs. 2 Nr. 27 fallt, an
stadtischen Grinflachen und Spielplatzen,”

Angelegenheiten des Tierparks

Es soll eine klarstellende Zustandigkeit des SK fiir Angelegenheiten des Tierparks
aufgenommen werden, da es hieran bislang gefehlt hat.

In § 6 Abs. 10 wird folgende Regelung neu aufgenommen:

.19. Angelegenheiten des Tierparks."

Haushaltsrechtliche Zustandigkeiten des Oberblrgermeisters

Im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten kann es vorkommen, dass nach Prifung
einzelne Vorgange periodengerecht einem anderen Haushaltsjahr zugeordnet
werden mussen. Hierfir missen dann ggf. tGber- bzw. au3erplanméaRige Mittel zur
Verfigung gestellt werden, um die korrekten Aufwandsbuchungen programmseitig
umzusetzen. Anderungen ergeben sich lediglich in der Ergebnisrechnung; die
Finanzrechnung bleibt unverandert. Gerade in den ersten doppischen
Haushaltsjahren ist davon auszugehen, dass vermehr derartige Buchungen
vorzunehmen sind. Dies sollte in der Verwaltungskompetenz liegen.

Bislang ist in 8 7 Abs. 2 Nr. 15 folgendes geregelt:

»15. nicht erhebliche Gber- oder aulRerplanméaRige Aufwendungen und Auszahlungen
(8 105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche tber- oder au3erplanméaRige
Verpflichtungsermachtigungen (88 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) bis 30.000
Euro im Einzelfall; ferner Gber- und auBerplanmafige Mehrbedarfe im Rahmen der
Jahresabschlussbuchungen (innerbetriebliche Leistungsverrechnungen und weitere
zahlungsunwirksame Buchungen),”

Als neue Formulierung wird folgende Fassung vorgeschlagen:

»15. nicht erhebliche Uber- oder auBerplanmagige Aufwendungen und Auszahlungen
(8 105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche Uber- oder auRerplanmafige
Verpflichtungsermachtigungen (88 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) his 30.000
Euro im Einzelfall; ferner Uber- und au3erplanmaf3ige Mehrbedarfe im Rahmen der
Jahresabschlussarbeiten unabhangig  einer Wertgrenze  (u.a.  Aufwands-
Umbuchungen hinsichtlich einer periodengerechten Zuordnung, innerbetriebliche
Leistungsverrechnungen und weitere zahlungsunwirksame Buchungen),”

Zudem soll eine Zustandigkeitsregelung fur den Oberblrgermeister flr



Aufwendungen und Auszahlungen im Rahmen der vorlaufigen Haushaltsfihrung im
Sinne des § 104 KVG LSA aufgenommen werden.

Hierzu erhalt der § 7 Abs. 2 eine neue Nr. 15a;

Jd5a. Aufwendungen und Auszahlungen im Rahmen der vorlaufigen
Haushaltsfihrung (§ 104 KVG LSA), soweit es sich um eine Geschaft der laufenden
Verwaltung handelt; ohne Wertgrenze, wenn bereits eine rechtliche oder vertragliche
Verpflichtung zur Leistung besteht; bis zu einer Wertgrenze von 30.000 EUR im
Einzelfall, wenn diese zur Weiterfihrung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar ist
sowie Uber die Fortsetzung von Investitionen und Investitionsférdermalnahmen —
unabhéngig einer Wertgrenze -, flr die im Haushaltplan eines Vorjahres Plananséatze
oder Verpflichtungsermachtigungen vorgesehen waren,"

Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB

Bei Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB handelt es sich um gebundene
Entscheidungen, bei denen kein politischer Ermessenspielraum besteht. Aus diesem
Grunde sollte die Entscheidung hierzu in die Zustandigkeit des Oberbirgermeisters
fallen.

Daher werden folgende Anderungen vorgeschlagen:

§ 6 Abs. 9 Nr. 3 erhélt folgende Fassung:

»3. die planungsrechtliche Zuldssigkeit von Vorhaben im AuRRenbereich im Sinne des
8§ 35 BauGB sowie, soweit die MaRnahmen nicht unter die Zustandigkeit des

Oberbirgermeisters gemalR § 7 Abs. 2 Nrn. 8, 17 und 18 fallen, die
planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben gemal den §8 31 bis 34 BauGB-f&:

und § 7 Abs. 2 Nr. 18 erhélt folgende Fassung:

.18. getingfogige Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen glltiger
Bebauungsplane, "Vorhaben- und ErschlieBungsplanen (8 31 BauGB) sowie
geringfiigige Abweichungen von sonstigem Ortsrecht gemald BauGB und BauO
LSA“

Dieser Vorlage ist eine Synopse als Anlage 2 beigefligt, in der die Neufassung der
Altfassung gegenlber gestellt wird und Erlauterungen enthalten sind.

3. Vorschlag der Verwaltung



Die Verwaltung schlagt vor, die als Anlage 1 dieser Vorlage beigefiigte 3. Anderungssatzung
zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zu beschlieRen.



Anlage 1- 3. Anderungssatzung zur HS 2014.pdf

Anlage 2 _Erlduterungen zur Haupts 201 4.pdf



Anlage 1

2. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt
Koéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 26.09.2017 folgende 3. Anderungssatzung zur Haupt-

satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen:

81
Anderung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
1. 86 Abs. 9 Satz 2 Nr. 3 wird wie folgt neu gefasst:

»3. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben im AufRenbereich im Sinne des
§ 35 BauGB sowie, soweit die MalRnahmen nicht unter die Zustandigkeit des Ober-
birgermeisters gemaf 8 7 Abs. 2 Nrn. 8, 17 und 18 fallen, die planungsrechtliche Zu-
lassigkeit von Vorhaben gemal den 88 31 bis 34 BauGB,*

2. 86 Abs. 9 Satz 2 Nr. 7 wird wie folgt neu gefasst:

ol . Anlegung und Erweiterung stadtischer Grin- und Waldflachen sowie Spiel-
platzen; Pflege- und Unterhaltungsmalinahmen an stadtischen Waldflachen und, so-
weit es nicht in die Zustandigkeit des Oberblrgermeisters nach § 7 Abs. 2 Nr. 27 fallt,

an stadtischen Griinflachen und Spielplatzen,*

3. In § 6 Abs. 10 Nr. 18 wird nach den Wértern ,und deren Férderung“ der Punkt durch

ein Komma ersetzt.

4. In 8§ 6 Abs. 10 wird nach Nr. 18 folgende neue Nr. 19 eingefiigt:
»,19. Angelegenheiten des Tierparks.*

5. 8§87 Abs. 2 Nr. 15 wird wie folgt neu gefasst:

,15.  nicht erhebliche Uber- oder auRerplanmafige Aufwendungen und Auszahlun-
gen (8 105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche tber- oder auRerplanma-
RBige Verpflichtungsermachtigungen (88 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) bis
30.000 Euro im Einzelfall; ferner Gber- und aul3erplanméRige Mehrbedarfe im Rah-
men der Jahresabschlussarbeiten unabhangig einer Wertgrenze (u.a. Aufwands-
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3. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Umbuchungen hinsichtlich einer periodengerechten Zuordnung, innerbetriebliche

Leistungsverrechnungen und weitere zahlungsunwirksame Buchungen),”

6. In 87 Abs. 2 wird nach Nr. 15 folgende neue Nr. 15a eingefugt:

,15a. Aufwendungen und Auszahlungen im Rahmen der vorlaufigen Haushaltsfih-
rung (8 104 KVG LSA), soweit es sich um eine Geschéft der laufenden Verwaltung
handelt; ohne Wertgrenze, wenn bereits eine rechtliche oder vertragliche Verpflich-
tung zur Leistung besteht; bis zu einer Wertgrenze von 30.000 EUR im Einzelfall,
wenn diese zur Weiterfihrung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar ist sowie Uber
die Fortsetzung von Investitionen und InvestitionsférdermaRnahmen — unabhangig
einer Wertgrenze -, fir die im Haushaltplan eines Vorjahres Planansatze oder Ver-

pflichtungsermachtigungen vorgesehen waren,*

7. 87 Abs. 2 Nr. 18 wird wie folgt neu gefasst:

»18. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen glltiger Bebauungsplane, Vor-
haben- und ErschlieRungsplanen (8 31 BauGB) sowie geringfligige Abweichungen
von sonstigem Ortsrecht gemaf? BauGB und BauO LSA,

8. In§7 Abs. 2 Nr. 26 wird nach den Wértern ,es gilt 8 7 Abs. 2 Nr. 21* der Punkt durch

ein Komma ersetzt.

9. In 87 Abs. 2 wird nach Nr. 26 folgende neue Nr. 27 eingeflgt:

,27. Pflege- und UnterhaltungsmaRnahmen an stadtischen Grinflachen und Spiel-

platzen bis zu einer Wertgrenze von 25.000 EUR.*

82
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Kothen (Anhalt),

Bernd Hauschild

Oberburgermeister (Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1- 3. Änderungssatzung zur HS 2014.pdf


Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.

Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

Aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA
S. 288) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in
seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Hauptsat-
zung beschlossen:

I. ABSCHNITT
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§1
Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen

(1) Die Stadt fuhrt den Namen "K6then (Anhalt)".

(2) Die Farben der Stadt Kéthen (Anhalt) sind blau
und weil3.

(3) Das Wappen der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigt in
Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, schwarz ge-
fugt, mit gedffnetem roten Tor, hochgezogenem
blauen Fallgatter und drei aufgesetzten gezinnten
roten, schwarz gefugten Turmen mit je einem Fens-
ter, der grolRere und starkere mittlere Turm mit
blauem Kegeldach und goldenem Knauf.

(4) Die Flagge der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigt die
Farben blau und weil3 und im Mittelfeld das Stadt-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA
S. 288) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in
seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Hauptsat-
zung beschlossen:

. ABSCHNITT
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§1
Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen

(1) Die Stadt fuhrt den Namen "K6then (Anhalt)".

(2) Die Farben der Stadt Kéthen (Anhalt) sind blau
und weil3.

(3) Das Wappen der Stadt Kothen (Anhalt) zeigt in
Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, schwarz ge-
fugt, mit gedffnetem roten Tor, hochgezogenem
blauen Fallgatter und drei aufgesetzten gezinnten
roten, schwarz gefugten Turmen mit je einem Fens-
ter, der groRBere und starkere mittlere Turm mit
blauem Kegeldach und goldenem Knauf.

(4) Die Flagge der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigt die
Farben blau und weil3 und im Mittelfeld das Stadt-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

wappen.

(5) YJede unbefugte oder missbrauchliche Benut-
zung des Stadtwappens oder der Stadtflagge ist
unzulassig. 2Den in Satz 1 genannten Wappen,
Wappenteilen und Flaggen stehen solche gleich,
die ihnen zum Verwechseln ahnlich sind.

§2
Dienstsiegel

!Die Stadt Koéthen (Anhalt) fuhrt ein Dienstsiegel.
2Es zeigt das Stadtwappen mit der Umschrift "Stadt
Kothen (Anhalt)". 3Es wird entweder als Pragesiegel
oder als Drucksiegel gebraucht.

II. ABSCHNITT
ORTSCHAFTSVERFASSUNG

§3
Ortschaftsverfassung

(1) Die Stadt Kothen (Anhalt) gliedert sich in die
Ortsteile Kothen (Anhalt), Arensdorf, Baasdorf,
Dohndorf, Elsdorf, Gahrendorf, GrofRwiilknitz,
Hohsdorf, Kleinwulknitz, Lobnitz an der Linde, Mer-
zien, Porst und Zehringen.

(2) Es werden folgende Ortschaften unter Einflh-
rung der Ortschaftsverfassung gemalf3 den 88 81 ff.
KVG LSA gebildet:

Erlauterungen
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Alte Fassung (a. F.)

wappen.

(5) Jede unbefugte oder missbrauchliche Benut-
zung des Stadtwappens oder der Stadtflagge ist
unzulassig. 2Den in Satz 1 genannten Wappen,
Wappenteilen und Flaggen stehen solche gleich,
die ihnen zum Verwechseln ahnlich sind.

§2
Dienstsiegel

!Die Stadt Koéthen (Anhalt) fuhrt ein Dienstsiegel.
2Es zeigt das Stadtwappen mit der Umschrift "Stadt
Kothen (Anhalt)". 3Es wird entweder als Pragesiegel
oder als Drucksiegel gebraucht.

Il. ABSCHNITT
ORTSCHAFTSVERFASSUNG

§3
Ortschaftsverfassung

(1) Die Stadt Kothen (Anhalt) gliedert sich in die
Ortsteile Kothen (Anhalt), Arensdorf, Baasdorf,
Dohndorf, Elsdorf, Gahrendorf, GrofRwiilknitz,
Hohsdorf, Kleinwtilknitz, Lobnitz an der Linde, Mer-
zien, Porst und Zehringen.

(2) Es werden folgende Ortschaften unter Einfuh-
rung der Ortschaftsverfassung gemaf den 8§ 81 ff.
KVG LSA gebildet:






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt
Kothen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Arens-
dorf, bestehend aus den Ortsteilen Arensdorf und
Gahrendorf,

2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Baasdorf,

3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Dohndorf,

4. Lobnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die
Stadt Koéthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde
Lobnitz an der Linde,

5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Merzien, be-
stehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien und
Zehringen,

6. Wilknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Wilknitz, be-
stehend aus den Ortsteilen GroRwilknitz und
Kleinwtlknitz.

(3) lIn den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat ge-
wahlt. 2Er besteht in den Ortschaften

1. Dohndorf, Merzien und Wilknitz aus neun Mit-
gliedern,

2. Arensdorf, Baasdorf und L6bnitz an der Linde
aus sieben Mitgliedern.

§4
Zustandigkeiten des Ortschaftsrates

(1) Der Ortschaftsrat Merzien ist insbesondere bei

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt
Kothen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Arens-
dorf, bestehend aus den Ortsteilen Arensdorf und
Gahrendorf,

2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Baasdorf,

3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Dohndorf,

4. Lobnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die
Stadt Kothen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde
Lobnitz an der Linde,

5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Merzien, be-
stehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien und
Zehringen,

6. Wiilknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Wilknitz, be-
stehend aus den Ortsteilen GrofR3wilknitz und
Kleinwtlknitz.

(3) lIn den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat ge-
wahlt. 2Er besteht in den Ortschaften

1. Dohndorf, Merzien und Wilknitz aus neun Mit-
gliedern,

2. Arensdorf, Baasdorf und Lo6bnitz an der Linde
aus sieben Mitgliedern.

§4
Zustandigkeiten des Ortschaftsrates

(1) Der Ortschaftsrat Merzien ist insbesondere bei
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft be-
treffen, anzuhéren:
1. Benennung von Stral3en, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestaltungs-
satzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

5. Errichtung, wesentliche Anderung und Aufhe-
bung von éffentlichen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,
7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen,

8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der Kul-
tur und Gemeinschaftspflege, Sport-anlagen, Kin-
derspielplatze und Griinanlagen,

9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Ortschaft.

2Der Ortschaftsrat Merzien verfugt jahrlich eigen-
standig Uber 25,56 Euro je Einwohner. *Basis ist die
Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr
vorangegangenen Jahres. “Die Mittel sind fur Ver-
anstaltungen der Heimatpflege und Forderung des
ortlichen Brauchtums, fir Zuwendungen an Verei-
ne, Verbé&nde und Organisationen, fir Aufwendun-
gen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen
sowie fur die Altenbetreuung insbesondere Renten-
weihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Dra-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft be-
treffen, anzuhoren:
1. Benennung von Stral3en, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestaltungs-
satzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

5. Errichtung, wesentliche Anderung und Aufhe-
bung von 6ffentlichen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,
7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen,

8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der Kul-
tur und Gemeinschaftspflege, Sport-anlagen, Kin-
derspielplatze und Griinanlagen,

9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Ortschaft.

2Der Ortschaftsrat Merzien verfugt jahrlich eigen-
standig tber 25,56 Euro je Einwohner. *Basis ist die
Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr
vorangegangenen Jahres. “Die Mittel sind fur Ver-
anstaltungen der Heimatpflege und Férderung des
oOrtlichen Brauchtums, fir Zuwendungen an Verei-
ne, Verbadnde und Organisationen, fir Aufwendun-
gen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen
sowie fur die Altenbetreuung insbesondere Renten-
weihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Dra-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

chenfest usw. zu verwenden sowie fur re-
prasentative Leistungen und Offentlichkeitsarbeit.
°Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und der
anderen Nutzung von Grundstiicken, die durch die
Eingliederung in das Vermdgen der Stadt Koéthen
(Anhalt) eingebracht wurden, sind die Einwohner
der Ortschaft Merzien bevorzugt, einschlie3lich
Zehringen und Hohsdorf, zu berlcksichtigen. ®Mit
dem Ortschaftsrat ist diesbeziiglich Einvernehmen
herzustellen.

(2) Die Ortschaftsrate Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Lobnitz an der Linde und Wiilknitz sind insbe-
sondere bei folgenden Angelegenheiten, die die
Ortschaft betreffen, anzuhoren:

1. Benennung von Stral3en, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestaltungs-
satzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

5. Planung, Errichtung, und SchlieRung von offentli-
chen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,

7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und In-
standsetzung  kulturellen und sozialer Ein-
richtungen, Sportanlagen, Kinderspielplatze und
Griunanlagen, StraRen, Wege und Platze.

(3) 'Den Ortschaftsraten Arensdorf, Dohndorf, Lob-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

chenfest usw. zu verwenden sowie fur re-
prasentative Leistungen und Offentlichkeitsarbeit.
°Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und der
anderen Nutzung von Grundstticken, die durch die
Eingliederung in das Vermdgen der Stadt Kdthen
(Anhalt) eingebracht wurden, sind die Einwohner
der Ortschaft Merzien bevorzugt, einschlie3lich
Zehringen und Hohsdorf, zu berlcksichtigen. ®Mit
dem Ortschaftsrat ist diesbeziiglich Einvernehmen
herzustellen.

(2) Die Ortschaftsrate Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Lobnitz an der Linde und Wilknitz sind insbe-
sondere bei folgenden Angelegenheiten, die die
Ortschaft betreffen, anzuhoren:

1. Benennung von Stral3en, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestaltungs-
satzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

5. Planung, Errichtung, und SchlieRung von 6ffentli-
chen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,

7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und In-
standsetzung  kulturellen und sozialer Ein-
richtungen, Sportanlagen, Kinderspielplatze und
Griunanlagen, StraRen, Wege und Platze.

(3) 'Den Ortschaftsraten Arensdorf, Dohndorf, Lob-
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Neue Fassung (n. F.)

nitz an der Linde und Wilknitz werden jahrlich 9,00
Euro je Einwohner, dem Ortschaftsrat Baasdorf
werden jahrlich 15,00 Euro je Einwohner fur freiwil-
lige Leistungen, die die Ortschaften betreffen, zur
Verfugung gestellt. ?Basis ist die Einwohnerzahl
zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden
Jahres. ®Die in Satz 1 genannten Betrage werden
bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. “Ab 2010
werden diese Betrdge entsprechend der Haushalts-
lage der Stadt Kothen (Anhalt) jahrlich neu fest-
gesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner nicht unterschritten werden darf. °Die Mittel sol-
len nach MaRRgabe der Ansatze des Haushaltspla-
nes der Stadt Kothen (Anhalt) fir folgende Malf3-
nahmen verwandt werden:

1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Forde-
rung des drtlichen Brauchtums,

2. Zuwendungen fur Vereine, Verbande und Orga-
nisationen,

3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung, insbesondere
fur Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Dra-
chenfeste und gemeindliche Veranstaltungen,

4. in den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf und Lébnitz an der Linde ferner flr reprasenta-
tive Leistungen, Jubilaen, Ehrungen und Offentlich-
keitsarbeit.

(4) Die Ortschaftsrate entscheiden tber

1. Vertrage bis 20.000 Euro uber die Nutzung von
Grundstiucken und beweglichem Vermodgen der
jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermdgen, wel-
ches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht
wurde),

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

nitz an der Linde und Wulknitz werden jahrlich 9,00
Euro je Einwohner, dem Ortschaftsrat Baasdorf
werden jahrlich 15,00 Euro je Einwohner fur freiwil-
lige Leistungen, die die Ortschaften betreffen, zur
Verfigung gestellt. 2Basis ist die Einwohnerzahl
zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden
Jahres. °Die in Satz 1 genannten Betrage werden
bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. “Ab 2010
werden diese Betrdge entsprechend der Haushalts-
lage der Stadt Kothen (Anhalt) jahrlich neu fest-
gesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner nicht unterschritten werden darf. °Die Mittel sol-
len nach MalRRgabe der Anséatze des Haushaltspla-
nes der Stadt Kdthen (Anhalt) fir folgende Malf3-
nahmen verwandt werden:

1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Forde-
rung des drtlichen Brauchtums,

2. Zuwendungen fur Vereine, Verbande und Orga-
nisationen,

3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung, insbesondere
fur Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Dra-
chenfeste und gemeindliche Veranstaltungen,

4. in den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf und Lébnitz an der Linde ferner flr reprasenta-
tive Leistungen, Jubilaen, Ehrungen und Offentlich-
keitsarbeit.

(4) Die Ortschaftsrate entscheiden tber

1. Vertrage bis 20.000 Euro Uber die Nutzung von
Grundstucken und beweglichem Vermdgen der
jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermdgen, wel-
ches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht
wurde),

Seite 6 von 30






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

2. die VeraufRerung von beweglichem Vermdgen bis
20.000 Euro (bewegliches Vermogen, welches
durch die jeweilige Gemeinde eingebracht wurde).

2Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer
anderen Nutzung von beweglichem und nicht be-
weglichem Vermogen, das durch die Eingliederung
in das Vermdgen der Stadt Kéthen (Anhalt) einge-
bracht wurde, ist, soweit die abschlielende Ent-
scheidungskompetenz nicht beim Ortschaftsrat
liegt, dieser vorher zu diesen Angelegenheiten zu
hdren.

lll. ABSCHNITT
ORGANE

85
Stadtrat

(1) Der Gemeinderat der Stadt Kothen (Anhalt) fihrt
die Bezeichnung ,Stadtrat®.

(2) Der Stadtrat wahlt aus dem Kreis der ehren-
amtlichen Mitglieder fur die Dauer der Wahlperiode
einen Vorsitzenden und mindestens zwei Stellver-
treter; diese bilden den Stadtratsvorstand. ?Die An-
zahl der Stellvertreter richtet sich nach der Anzahl
der Fraktionen zum Zeit-punkt der konstituierenden
Sitzung. *Werden keine Fraktionen gebildet, sind
zwei Stellvertreter zu wahlen. “Die Reihenfolge der
Stellvertreter richtet sich nach der Stimmenzahl; bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der
Vorsitzende des Stadtrates zieht.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

2. die VeraufRerung von beweglichem Vermdgen bis
20.000 Euro (bewegliches Vermdgen, welches
durch die jeweilige Gemeinde eingebracht wurde).

2Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer
anderen Nutzung von beweglichem und nicht be-
weglichem Vermégen, das durch die Eingliederung
in das Vermdgen der Stadt Kéthen (Anhalt) einge-
bracht wurde, ist, soweit die abschlieRende Ent-
scheidungskompetenz nicht beim Ortschaftsrat
liegt, dieser vorher zu diesen Angelegenheiten zu
horen.

. ABSCHNITT
ORGANE

85
Stadtrat

(1) Der Gemeinderat der Stadt Kéthen (Anhalt) fuhrt
die Bezeichnung ,Stadtrat”.

(2) Der Stadtrat wahlt aus dem Kreis der ehren-
amtlichen Mitglieder fur die Dauer der Wahlperiode
einen Vorsitzenden und mindestens zwei Stellver-
treter; diese bilden den Stadtratsvorstand. ?Die An-
zahl der Stellvertreter richtet sich nach der Anzahl
der Fraktionen zum Zeit-punkt der konstituierenden
Sitzung. *Werden keine Fraktionen gebildet, sind
zwei Stellvertreter zu wahlen. “Die Reihenfolge der
Stellvertreter richtet sich nach der Stimmenzahl; bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der
Vorsitzende des Stadtrates zieht.

Seite 7 von 30






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

(3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des
Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der gewahl-
ten Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit
die Aufgabe des Vorsitzenden wahr.

(4) Der Vorsitzende und die Stellvertreter konnen
jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder des Stadtra-
tes abgewahlt werden. 2Eine Neuwahl hat unver-
zuglich zu erfolgen.

(5) Die Frist gemaf 8 43 Abs. 3 Satz 3 KVG LSA,
innerhalb der einem Mitglied des Stadtrates Aus-
kunft zu erteilen ist, betragt vier Wochen.

86
Ausschiisse des Stadtrates

(1) Der Stadtrat bildet zur Erfiillung seiner Aufgaben
die folgenden standigen Ausschisse:
1. als beschlieRende Ausschiisse

a) den Hauptausschuss,

b) den Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss,
¢) den Heimausschuss,

2. als beratende Ausschiisse

a) den Sozial- und Kulturausschuss,

b) den Rechnungspriifungsausschuss.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des
Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der gewéhl-
ten Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit
die Aufgabe des Vorsitzenden wahr.

(4) Der Vorsitzende und die Stellvertreter konnen
jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder des Stadtra-
tes abgewahlt werden. 2Eine Neuwahl hat unver-
zuglich zu erfolgen.

(5) Die Frist gemal § 43 Abs. 3 Satz 3 KVG LSA,
innerhalb der einem Mitglied des Stadtrates Aus-
kunft zu erteilen ist, betragt vier Wochen.

86
Ausschiisse des Stadtrates

(1) Der Stadtrat bildet zur Erfiillung seiner Aufgaben
die folgenden standigen Ausschisse:
1. als beschliel3ende Ausschiisse

a) den Hauptausschuss,

b) den Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss,
c¢) den Heimausschuss,

2. als beratende Ausschiisse

a) den Sozial- und Kulturausschuss,

b) den Rechnungspriifungsausschuss.
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Neue Fassung (n. F.)

(2) 'Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadtra-
ten und dem Oberbirgermeister als Vorsitzenden.
2Die Vertretung des Oberblrgermeisters bestimmt
sich nach § 50 KVG LSA.

(3) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
besteht aus elf Stadtraten. ?Vorsitzender des Bau-,
Sanierungs- und Umweltausschusses ist ein Stadt-
rat. 3Die Fraktion, die den Vorsitzenden stellt, be-
nennt auch den Vertreter fur den Verhinderungsfall
aus der Mitte der dem jeweiligen Ausschuss ange-
hérenden Stadtraten der Fraktion.

(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses
und der Vorsitz richten sich nach den Bestimmun-
gen der Eigenbetriebssatzung fir das Pflegeheim
der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 05.03.2014 (AmtsBlI.
03/2014) in der jeweils geltenden Fassung.

(5) Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus
elf Stadtraten und zehn sachkundigen Einwohnern.
2Vorsitzender des Sozial- und Kulturausschusses
ist ein Stadtrat. 3Die Fraktion, die den Vorsitzenden
stellt, benennt auch den Vertreter fir den Verhinde-
rungsfall aus der Mitte der dem jeweiligen Aus-
schuss angehoérenden Stadtraten der Fraktion.

(6) Der Rechnungsprifungsausschuss besteht aus
elf Stadtraten und zehn sachkundigen Einwohnern.
2Vorsitzender des Rechnungspriifungsausschusses
ist ein Stadtrat. *Die Fraktion, die den Vorsitzenden
stellt, benennt auch den Vertreter flir den Verhinde-
rungsfall aus der Mitte der dem jeweiligen Aus-
schuss angehoérenden Stadtraten der Fraktion.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(2) 'Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadtra-
ten und dem Oberblrgermeister als Vorsitzenden.
’Die Vertretung des Oberblrgermeisters bestimmt
sich nach § 50 KVG LSA.

(3) 'Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
besteht aus elf Stadtraten. ?Vorsitzender des Bau-,
Sanierungs- und Umweltausschusses ist ein Stadt-
rat. Die Fraktion, die den Vorsitzenden stellt, be-
nennt auch den Vertreter fir den Verhinderungsfall
aus der Mitte der dem jeweiligen Ausschuss ange-
hdrenden Stadtraten der Fraktion.

(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses
und der Vorsitz richten sich nach den Bestimmun-
gen der Eigenbetriebssatzung fir das Pflegeheim
der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 05.03.2014 (AmtsBlI.
03/2014) in der jeweils geltenden Fassung.

(5) Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus
elf Stadtraten und zehn sachkundigen Einwohnern.
2\Vorsitzender des Sozial- und Kulturausschusses
ist ein Stadtrat. 3Die Fraktion, die den Vorsitzenden
stellt, benennt auch den Vertreter fir den Verhinde-
rungsfall aus der Mitte der dem jeweiligen Aus-
schuss angehdrenden Stadtraten der Fraktion.

(6) Der Rechnungsprifungsausschuss besteht aus
elf Stadtraten und zehn sachkundigen Einwohnern.
2Vorsitzender des Rechnungsprifungsausschusses
ist ein Stadtrat. *Die Fraktion, die den Vorsitzenden
stellt, benennt auch den Vertreter fur den Verhinde-
rungsfall aus der Mitte der dem jeweiligen Aus-
schuss angehdrenden Stadtraten der Fraktion.

Seite 9 von 30






Anlage 2
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(7) 'Soweit Ausschiisse durch Stadtrate geleitet
werden, richtet sich die Verteilung dieser Aus-
schussvorsitze auf die im Stadtrat vertretenen Frak-
tionen nach dem Hochstzahlverfahren. 2Die Benen-
nung des Vorsitzenden erfolgt durch die zugriffsbe-
rechtigte Fraktion gegen-tber dem Stadtratsvorsit-
zenden. 3Der Stadtratsvorsitzende informiert den
Stadtrat.

(8) Der Hauptausschuss berat in der Regel alle
Angelegenheiten, die der Stadtrat abschlieRend
entscheidet oder die dem Stadtrat zur Kenntnis
gebracht werden sollen. 2Der Haupt-ausschuss
beschliel3t abschlielRend Uber:

1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschisse in
Streitfallen Uber Ausschusszustandigkeiten,

2. die Durchfiihrung von reprasentativen Veranstal-
tungen, Messen, Ausstellungen und Kongressen,

3. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu
erwartenden Kostenaufwand von tber 1.000 Euro
pro Person,

4. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschut-
zes,

5. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Sat-
zung anderen Ubertragen,

6. Zuwendungen an Vereine, Verbande und wirt-
schaftliche Bereiche,

7. Uber den Jahresplan stadtepartnerschaftliche
Angelegenheiten und deren Anderungen,

8. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unterneh-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(7) 'Soweit Ausschiisse durch Stadtrate geleitet
werden, richtet sich die Verteilung dieser Aus-
schussvorsitze auf die im Stadtrat vertretenen Frak-
tionen nach dem Hochstzahlverfahren. 2Die Benen-
nung des Vorsitzenden erfolgt durch die zugriffsbe-
rechtigte Fraktion gegen-tber dem Stadtratsvorsit-
zenden. °Der Stadtratsvorsitzende informiert den
Stadtrat.

(8) Der Hauptausschuss berat in der Regel alle
Angelegenheiten, die der Stadtrat abschlieRend
entscheidet oder die dem Stadtrat zur Kenntnis
gebracht werden sollen. 2Der Haupt-ausschuss
beschliel3t abschlie3end Uber:

1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschisse in
Streitfallen Uber Ausschusszustandigkeiten,

2. die Durchfiihrung von reprasentativen Veranstal-
tungen, Messen, Ausstellungen und Kongressen,

3. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu
erwartenden Kostenaufwand von dber 1.000 Euro
pro Person,

4. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschut-
zes,

5. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Sat-
zung anderen ubertragen,

6. Zuwendungen an Vereine, Verbande und wirt-
schaftliche Bereiche,

7. Uber den Jahresplan stadtepartnerschaftliche
Angelegenheiten und deren Anderungen,

8. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unterneh-
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men,

9. Vermdgensangelegenheiten im Sinne von § 45
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze von
100.000 Euro auf3erhalb des Sanierungsgebietes,

10. alle Félle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt,
sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben sind, im
Einvernehmen mit dem Oberbirgermeister.

(9) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
berat in der Regel Uber

1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des
Baugesetzbuches und anderer baurechtlicher Vor-
schriften durch den Stadtrat entschieden werden,

2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zustan-
digkeit des Stadtrates fallen,

3. Verkehrsentwicklungsplanungen.

2Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss ent-
scheidet Uber folgende Vorgéange und Vorhaben:

1. Vergaben von Bau- und Planungsauftragen in
einer Hohe bis 500.000 Euro,

2. Planungsentwurfe stadtischer Tief- und Hoch-
baumalinahmen,

3. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorha-
ben im AuRenbereich im Sinne des 8 35 BauGB
sowie, soweit die MalRnahmen nicht unter die Zu-
standigkeit des Oberbirgermeisters gemafll § 7
Abs. 2 Nrn. 8, 17 und 18 fallen, die planungsrechtli-

Erlauterungen

Bei Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB
handelt es sich um gebundene Entscheidungen, bei
denen kein politischer Ermessenspeilraum besteht.
Aus diesem Grunde sollte die Entscheidung hierzu

Alte Fassung (a. F.)

men,

9. Vermdgensangelegenheiten im Sinne von § 45
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze von
100.000 Euro auf3erhalb des Sanierungsgebietes,

10. alle Falle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt,
sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben sind, im
Einvernehmen mit dem Oberblrgermeister.

(9) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
berat in der Regel Uber

1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des
Baugesetzbuches und anderer baurechtlicher Vor-
schriften durch den Stadtrat entschieden werden,

2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zustan-
digkeit des Stadtrates fallen,

3. Verkehrsentwicklungsplanungen.

2Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss ent-
scheidet Uber folgende Vorgéange und Vorhaben:

1. Vergaben von Bau- und Planungsauftragen in
einer Hohe bis 500.000 Euro,

2. Planungsentwuirfe stadtischer Tief- und Hoch-
baumalRnahmen,

3. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorha-
ben gemal den 88 31 bis 35 BauGB fur

a|) die EI|IIG|IEHIIg "el" we_lmgebaueleln “I"E Fehr-als
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che Zulassigkeit von Vorhaben gemal den 88 31
bis 34 BauGB

4. Ausnahmen von der Veranderungssperre gemaf
8 14 Abs. 2 BauGB,

5. Entscheidung Uber die Ausubung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinde (88 24, 25 BauGB),

6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen
gultiger Bebauungspléane, Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplane sowie Abweichungen zu sonstigem
Ortsrecht gemalR BauGB und BauO LSA soweit die
MalRnahmen nicht unter Zusténdigkeit des Ober-
blrgermeisters gemal § 7 Abs. 2 Nrn. 17 und 18
fallen,

7. Anlegung und Erweiterung stadtischer Griin- und
Waldflachen sowie Spielplatzen; Pflege- und Unter-

haltungsmaflnahmen an stadtischen Waldflachen

und, soweit es nicht in die Zustandigkeit des Ober-

birgermeisters nach 8 7 Abs. 2 Nr. 27 fallt, an stad-

tischen Grinflachen und Spielplatzen,

Erlauterungen

in die Zustandigkeit des Oberburgermeisters fallen.

Bei Pflege- und UnterhaltungsmalBnahmen an stadti-
schen Griunflachen und Spielplatzen handelt es sich in
der Regel um Geschéfte der laufenden Verwaltung. Aus
diesem Grunde wird in § 7 Abs. 2 hierfir bis zu einer
Wertgrenze von 25.000 EUR eine Zustandigkeitsrege-
lung fir den Oberbirgermeister aufgenommen; die Zu-
standigkeit des BSU ist insoweit zu prazisieren. Pflege-
und UnterhaltungsmalRnahmen an stadtischen Waldfla-
chen verbleiben in der Zustandigkeit des BSU.

Alte Fassung (a. F.)

4. Ausnahmen von der Veranderungssperre gemar
8 14 Abs. 2 BauGB,

5. Entscheidung Uber die Austbung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinde (88 24, 25 BauGB),

6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen
glltiger Bebauungsplane, Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplane sowie Abweichungen zu sonstigem
Ortsrecht gemalR BauGB und BauO LSA soweit die
Malnahmen nicht unter Zustandigkeit des Ober-
blrgermeisters gemal 8 7 Abs. 2 Nrn. 17 und 18
fallen,

7. Anlegung; Erweiterung,—UYnterhaltung-und-Pflege

stadtischer Grin- und Waldflachen sowie Spielplat-
zen,
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8. Ablésung von mehr als drei Stellplatzen gemar3
der Stellplatzablésesatzung,

9. stadtebauliche Gebote gemafl den 88 176 bis
179 BauGB,

10. Genehmigung von Antragen auf Baumfallungen
gemalR Baumschutzsatzung fiir Baumgruppen, die
einen Park bildenden und/oder das Stadtbild pra-
gen,

11. Bezuschussung der Sanierung von Denkma-
lern,

12. den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirt-
schaftsplan ,Stadtebaulicher Denkmalschutz® und
die Wirtschaftsplane der Stadtumbaugebiete ,Alt-
stadt®, ,Risternbreite” und ,Wasserturm“ soweit der
im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz nicht
Uberschritten wird,

13. geringfligige Abweichungen vom Sanierungs-
rahmenplan,

14. geringfligige Abweichungen von Verkehrspla-
nungen (insbesondere Verkehrsentwicklungsplan,
Parkraumkonzepte),

15. Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der Verkehrsplanung,

16. Vermdgensangelegenheiten im Sinne von § 45
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze von
100.000 Euro innerhalb des Sanierungsgebietes,

17. Forderung von Einzelmaflnahmen in den For-
dergebieten des Stadtumbaus, im Sa-
nierungsgebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

8. Ablésung von mehr als drei Stellplatzen gemar3
der Stellplatzablésesatzung,

9. stadtebauliche Gebote gemaR den 88 176 bis
179 BauGB,

10. Genehmigung von Antragen auf Baumfallungen
gemal Baumschutzsatzung fir Baumgruppen, die
einen Park bildenden und/oder das Stadtbild pra-
gen,

11. Bezuschussung der Sanierung von Denkma-
lern,

12. den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirt-
schaftsplan ,Stadtebaulicher Denkmalschutz® und
die Wirtschaftsplane der Stadtumbaugebiete ,Alt-
stadt®, ,RUsternbreite” und ,Wasserturm“ soweit der
im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz nicht
Uberschritten wird,

13. geringfiigige Abweichungen vom Sanierungs-
rahmenplan,

14. geringfiigige Abweichungen von Verkehrspla-
nungen (insbesondere Verkehrsentwicklungsplan,
Parkraumkonzepte),

15. Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der Verkehrsplanung,

16. Vermdgensangelegenheiten im Sinne von § 45
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze von
100.000 Euro innerhalb des Sanierungsgebietes,

17. Forderung von EinzelmafBnahmen in den For-
dergebieten des Stadtumbaus, im Sa-
nierungsgebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

.Innenstadt* (Darlehen und Zu-schisse),

18. Ubertragung von OrdnungsmafRnahmen nach
§ 147 BauGB und deren Finanzierung,

19. Grundsatzentscheidungen und allgemeine
Richtlinien im Zusammenhang mit Sanie-
rungsverfahren,

20. einzelne Abweichungen von den im Rahmen-
plan genannten Zielen der Sanierung.

(10) Der Sozial- und Kulturausschuss berét in An-
gelegenheiten der Stadt Kéthen (Anhalt) in der Re-
gel Uber

1. kulturelle Veranstaltungen,

2. Zuwendungen fir kulturelle, sportliche und sozia-
le Zwecke aus Haushaltsmitteln der Stadt Kdthen
(Anhalt),

3. die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken,

4. die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und
Sportvereinen,

5. den Neubau und die Unterhaltung von stadti-
schen Freizeit-, Kultur- und Sportstatten,

6. die Belegung stadtischer Freizeit- und Sportein-
richtungen,

7. den Erhalt und die Forderung kultureller Einrich-
tungen sowie der Sportstétten,

8. Vorschlage fur den Abschluss von Partner-
schaftsbeziehungen zur Forderung der eu-
ropaischen Integration, zu den Jahresaktivitaten in
partnerschaftlichen Beziehungen und Vorbereitung

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

.Innenstadt* (Darlehen und Zu-schisse),

18. Ubertragung von Ordnungsmafnahmen nach
§ 147 BauGB und deren Finanzierung,

19. Grundsatzentscheidungen und allgemeine
Richtlinien im  Zusammenhang mit Sanie-
rungsverfahren,

20. einzelne Abweichungen von den im Rahmen-
plan genannten Zielen der Sanierung.

(10) Der Sozial- und Kulturausschuss berat in An-
gelegenheiten der Stadt Kéthen (Anhalt) in der Re-
gel Uber

1. kulturelle Veranstaltungen,

2. Zuwendungen fur kulturelle, sportliche und sozia-
le Zwecke aus Haushaltsmitteln der Stadt Kdthen
(Anhalt),

3. die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken,

4. die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und
Sportvereinen,

5. den Neubau und die Unterhaltung von stadti-
schen Freizeit-, Kultur- und Sportstatten,

6. die Belegung stadtischer Freizeit- und Sportein-
richtungen,

7. den Erhalt und die Forderung kultureller Einrich-
tungen sowie der Sportstatten,

8. Vorschlage fur den Abschluss von Partner-
schaftsbeziehungen zur Forderung der eu-
ropaischen Integration, zu den Jahresaktivitaten in
partnerschaftlichen Beziehungen und Vorbereitung

Seite 14 von 30






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

von einzelnen Veranstaltungen in diesem Zusam-
menhang,

9. die Verteilung von Zuwendungen an Verbande
und Vereine im Sozial- und Jugendbereich,

10. soziale Probleme von Hilfsbedurftigen,
11. Obdachlosenangelegenheiten,
12. Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege,

13. Angelegenheiten der stadtischen Kindertages-
einrichtungen,

14. Angelegenheiten der stadtischen Schulen und
Schulhorte,

15. den An-, Um- und Neubau von stadtischen
Schulen und Kindertageseinrichtungen,

16. stadtische Spielplatzkonzeption und Neugestal-
tung von Spielplatzen sowie Auswahl der Standor-
te,

17. die Umgestaltung von Auf3enanlagen in stadti-
schen Sozial- und Jugendeinrichtungen,

18. die drtliche Jugendfreizeitangebote und deren
Forderung,

19. Angelegenheiten des Tierparks.

(11) Der Rechnungsprifungsausschuss berat in der
Regel Uber

1. die Entgegennahme der Jahresrechnung und die
Entlastung des Oberbirgermeisters fiir die Haus-

Erlauterungen

Es soll eine klarstellende Zustandigkeit des SK fur
Angelegenheiten des Tierparks aufgenommen wer-
den, da es hieran bislang gefehlt hat.

Alte Fassung (a. F.)

von einzelnen Veranstaltungen in diesem Zusam-
menhang,

9. die Verteilung von Zuwendungen an Verbande
und Vereine im Sozial- und Jugendbereich,

10. soziale Probleme von Hilfsbeddrftigen,
11. Obdachlosenangelegenheiten,
12. Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege,

13. Angelegenheiten der stadtischen Kindertages-
einrichtungen,

14. Angelegenheiten der stadtischen Schulen und
Schulhorte,

15. den An-, Um- und Neubau von stadtischen
Schulen und Kindertageseinrichtungen,

16. stadtische Spielplatzkonzeption und Neugestal-
tung von Spielplatzen sowie Auswahl der Standor-
te,

17. die Umgestaltung von Auf3enanlagen in stadti-
schen Sozial- und Jugendeinrichtungen,

18. die drtliche Jugendfreizeitangebote und deren
Forderung-

(11) Der Rechnungsprifungsausschuss berat in der
Regel tber

1. die Entgegennahme der Jahresrechnung und die
Entlastung des Oberbirgermeisters fir die Haus-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

haltsdurchfiihrung,

2. die Stellungnahme zum Prifergebnis der Gberort-
lichen Prifung sowie eine Stellungnahme zum
Prufbericht Gber die Jahresabschlussprifung der
Eigenbetriebe,

3. die Gegenstande der Rechnungsprifungsord-
nung der Stadt Kothen (Anhalt) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(12) Die Information Uber die Beschliisse der be-
schlieBenden Ausschiisse erfolgt Uber die Vertei-
lung der Protokolle an alle Stadtréte.

8§87
Zustandigkeiten des Oberburgermeisters

(1) Geschéfte der laufenden Verwaltung im Sinne
des § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind diejenigen,
die nicht von grundsatzlicher, Uber den Einzelfall
hinausgehender Bedeutung sind und deshalb keine
besondere Beurteilung erfordern, sondern die mit
einer gewissen Regelmanigkeit wiederkehren, nach
feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden
und fur die Stadt Kéthen (Anhalt) sachlich und fi-
nanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind.

(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Kothen
(Anhalt) entscheidet der Oberbirgermeister insbe-
sondere uber

1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ord-
nungen und Satzungen abzuschlieBenden Ge-
schéafte des taglichen Verkehrs,

2. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
haltsdurchfiihrung,

2. die Stellungnahme zum Priifergebnis der Gberort-
lichen Prifung sowie eine Stellungnahme zum
Prufbericht Gber die Jahresabschlusspriifung der
Eigenbetriebe,

3. die Gegenstande der Rechnungsprifungsord-
nung der Stadt Kéthen (Anhalt) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(12) Die Information Uber die Beschliisse der be-
schlielBenden Ausschiisse erfolgt tber die Vertei-
lung der Protokolle an alle Stadtrate.

§7
Zusténdigkeiten des Oberburgermeisters

(1) Geschéfte der laufenden Verwaltung im Sinne
des 8 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind diejenigen,
die nicht von grundsatzlicher, Uber den Einzelfall
hinausgehender Bedeutung sind und deshalb keine
besondere Beurteilung erfordern, sondern die mit
einer gewissen Regelmafigkeit wiederkehren, nach
feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden
und fur die Stadt Kéthen (Anhalt) sachlich und fi-
nanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind.

(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Kothen
(Anhalt) entscheidet der Oberbirgermeister insbe-
sondere uber

1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ord-
nungen und Satzungen abzuschlielRenden Ge-
schéfte des taglichen Verkehrs,

2. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)
25.000 Euro,

3. Geschafte oder andere MalRhahmen, bei denen
im Einzelfall folgende Wertgrenzen (ohne Steuer)
nicht Uberschritten werden:

a) Stundungen bis zu drei Monaten unbegrenzt, im
Ubrigen bis zu 15.000 Euro je Forderung und Ab-
rechnungszeitraum,

b) Niederschlagung, bis zu 5.000 Euro je Forderung
und Abrechnungszeitraum,

¢) Erlass bis zu 2.500 Euro je Forderung und Ab-
rechnungszeitraum,

d) kurzfristige Vereinbarungen uber die Nutzung
stadtischer Liegenschaften (Laufzeit unter funf Jah-
ren),

e) Abschluss von gerichtlichen und auf3ergerichtli-
chen Vergleichen bis zu einem Nachgebensbetrag
in Personalangelegenheiten von 15.000 Euro in
allen Ubrigen Rechtsstreitigkeiten bis 50.000 Euro,

4. die Heranziehung zu kommunalen Abgaben,

5. Loéschungsbewilligungen, Abtretungserklarungen
und Vorrangseinraumungen bis 25.000 Euro,

6. die Erteilung von Prozessvollmachten und die
Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. Erhebung von
Klagen fur Rechtsstreitigkeiten, die fir die Stadt von
nicht erheblicher Bedeutung sind,

7. Auszahlungen, soweit die Summe und der Zu-
schussempfanger im Haushaltsplan genau definiert
sind,

8. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorha-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
25.000 Euro,

3. Geschafte oder andere Mafhahmen, bei denen
im Einzelfall folgende Wertgrenzen (ohne Steuer)
nicht Uberschritten werden:

a) Stundungen bis zu drei Monaten unbegrenzt, im
Ubrigen bis zu 15.000 Euro je Forderung und Ab-
rechnungszeitraum,

b) Niederschlagung, bis zu 5.000 Euro je Forderung
und Abrechnungszeitraum,

c¢) Erlass bis zu 2.500 Euro je Forderung und Ab-
rechnungszeitraum,

d) kurzfristige Vereinbarungen uber die Nutzung
stadtischer Liegenschaften (Laufzeit unter finf Jah-
ren),

e) Abschluss von gerichtlichen und auf3ergerichtli-
chen Vergleichen bis zu einem Nachgebensbetrag
in Personalangelegenheiten von 15.000 Euro in
allen Ubrigen Rechtsstreitigkeiten bis 50.000 Euro,

4. die Heranziehung zu kommunalen Abgaben,

5. Loschungsbewilligungen, Abtretungserklarungen
und VorrangseinrAumungen bis 25.000 Euro,

6. die Erteilung von Prozessvollmachten und die
Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. Erhebung von
Klagen fur Rechtsstreitigkeiten, die fur die Stadt von
nicht erheblicher Bedeutung sind,

7. Auszahlungen, soweit die Summe und der Zu-
schussempfanger im Haushaltsplan genau definiert
sind,

8. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorha-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)
ben gemal den 88 31 bis 35 BauGB fur

a) die Errichtung von Wohngebauden bis zu drei
Wohnungen oder einem anrechenbaren Bauwert
gemall Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000
Euro,

b) die Errichtung von Anlagen fir gewerbliche, kul-
turelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke mit einem anrechenbaren Bau-
wert gemaf Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000
Euro,

¢) Nutzungsdnderungen von Grundsticken und
baulichen Anlagen, die die Gebietscharakteristik
gemal der BauNVO nicht beeinflussen,

d) die Errichtung von Einrichtungen des Einzelhan-
dels, die nicht als groRflachig gemal? § 11 Abs. 3
BauNVO einzustufen sind,

e) die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 20
Stellplatzen,

9. Genehmigungen nach den 88 172, 173 BauGB,

10. die Ablésung von bis zu drei Stellplatzen gemar
der Stellplatzablésesatzung,

11. die sanierungsrechtliche Genehmigung gemaf
§ 144 BauGB,

12. Rechtsgeschéafte gemald § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von 30.000
Euro nicht Uberschreiten,

13. Rechtsgeschéfte gemalR § 45 Abs. 2 Nr. 10
KVG LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von
10.000 Euro nicht tiberschreiten,

14. Vertrdge der Stadt Kéthen (Anhalt) mit ehren-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
ben gemaf den 88 31 bis 35 BauGB fir

a) die Errichtung von Wohngebauden bis zu drei
Wohnungen oder einem anrechenbaren Bauwert
gemall Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000
Euro,

b) die Errichtung von Anlagen fir gewerbliche, kul-
turelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke mit einem anrechenbaren Bau-
wert gemal Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000
Euro,

¢) Nutzungsanderungen von Grundstiicken und
baulichen Anlagen, die die Gebietscharakteristik
gemal der BauNVO nicht beeinflussen,

d) die Errichtung von Einrichtungen des Einzelhan-
dels, die nicht als groRflachig gemal? § 11 Abs. 3
BauNVO einzustufen sind,

e) die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 20
Stellplatzen,

9. Genehmigungen nach den 88 172, 173 BauGB,

10. die Abldsung von bis zu drei Stellplatzen gemar
der Stellplatzablésesatzung,

11. die sanierungsrechtliche Genehmigung gemaf
§ 144 BauGB,

12. Rechtsgeschéafte gemal3 § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von 30.000
Euro nicht Uberschreiten,

13. Rechtsgeschafte gemall § 45 Abs. 2 Nr. 10
KVG LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von
10.000 Euro nicht Giberschreiten,

14. Vertrdge der Stadt Kéthen (Anhalt) mit ehren-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

amtlichen Mitgliedern der Vertretung, sonstigen
Mitgliedern von Ausschissen, von Ortschaftsréaten,
mit dem Ortsvorsteher oder mit dem Hauptverwal-
tungsbeamten, wenn es sich um Vertrage aufgrund
einer férmlichen Ausschreibung oder um Geschéfte
der laufenden Verwaltung handelt deren Vermo-
genswert einen Betrag von 2.500 Euro nicht tber-
steigt gemal 8§ 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA,

15. nicht erhebliche Uber- oder auBerplanmélige
Aufwendungen und Auszahlungen (§ 105 Abs. 1
Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche tber- oder
aullerplanméaRige  Verpflichtungsermachtigungen
(88 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) bis
30.000 Euro im Einzelfall; ferner Gber- und aulRer-
planméaRige Mehrbedarfe im Rahmen der Jahres-
abschlussarbeiten unabhéngig einer Wertgrenze
(u.a. _Aufwands-Umbuchungen hinsichtlich _einer
periodengerechten Zuordnung, innerbetriebliche
Leistungsverrechnungen und weitere zahlungsun-
wirksame Buchungen),

15a. Aufwendungen und Auszahlungen im Rah-
men der vorlaufigen Haushaltsfihrung (8 104 KVG
LSA), soweit es sich um eine Geschéft der laufen-
den Verwaltung handelt; ohne Wertgrenze, wenn
bereits _eine rechtliche oder vertragliche Verpflich-
tung zur Leistung besteht; bis zu einer Wertgrenze
von 30.000 EUR im Einzelfall, wenn diese zur Wei-
terfiihrung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar
ist sowie Uber die Fortsetzung von Investitionen und

Erlauterungen

Im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten kann es
vorkommen, dass nach Prifung einzelne Vorgange
periodengerecht einem anderen Haushaltsjahr zu-
geordnet werden muissen. Hierfir missen dann
gof. Uber- bzw. auRerplanméRige Mittel zur Verfi-
gung gestellt werden, um die korrekten Aufwands-
buchungen programmseitig umzusetzen. Anderun-
gen ergeben sich lediglich in der Ergebnisrechnung;
die Finanzrechnung bleibt unverandert. Gerade in
den ersten doppischen Haushaltsjahren ist davon
auszugehen, dass vermehr derartige Buchungen
vorzunehmen sind. Dies sollte in der Verwaltungs-
kompetenz liegen.

Es soll eine Zustandigkeitsregelung fur den Ober-
birgermeister fur Aufwendungen und Auszahlun-
gen im Rahmen der vorlaufigen Haushaltsfihrung
im Sinne des § 104 KVG LSA aufgenommen wer-
den.

Alte Fassung (a. F.)

amtlichen Mitgliedern der Vertretung, sonstigen
Mitgliedern von Ausschissen, von Ortschaftsréaten,
mit dem Ortsvorsteher oder mit dem Hauptverwal-
tungsbeamten, wenn es sich um Vertrage aufgrund
einer férmlichen Ausschreibung oder um Geschafte
der laufenden Verwaltung handelt deren Vermo-
genswert einen Betrag von 2.500 Euro nicht Uber-
steigt gemal 8§ 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA,

15. nicht erhebliche Uber- oder auBerplanmaliige
Aufwendungen und Auszahlungen (8§ 105 Abs. 1
Satz 2 KVG LSA) sowie nicht erhebliche tber- oder
aullerplanméaRige  Verpflichtungsermachtigungen
(88 45 Abs. 2 Nr. 4, 107 Abs. 5 KVG LSA) bis
30.000 Euro im Einzelfall; ferner Gber- und aulRer-
planméaRige Mehrbedarfe im Rahmen der Jahres-
abschlussbuchungen (innerbetriebliche Leistungs-
verrechnungen und weitere zahlungsunwirksame
Buchungen),
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

InvestitionsfordermalBnahmen — unabhangig einer
Wertgrenze -, fur die im Haushaltplan eines Vorjah-
res Planansatze oder Verpflichtungserméchtigun-
gen vorgesehen waren,

16. Anderungen des Sanierungswirtschaftsplanes,
des Malnahmeplanes "stadtebaulicher Denkmal-
schutz" und der MaRnahmepléne Stadtumbau Ost
"Altstadt" dahingehend, dass die geplanten Einzel-
mafnahmen lediglich innerhalb der Wirtschaftspla-
ne verschoben bzw. ausgetauscht werden und die
jeweiligen Haushaltsansatze der Wirtschaftsplane
der Einzelplane laut Haushaltsplan nicht Gberschrit-
ten werden,

17. Abweichungen von Vorgaben der gultigen Ge-
staltungssatzungen, wenn diese begriindete Aus-
nahmefélle darstellen und soweit sie in den einzel-
nen Paragraphen und deren Begrindungen in den
Satzungen vorgesehen sind,

18. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen
gultiger Bebauungsplane, Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplanen (8 31 BauGB) sowie geringfligige Ab-
weichungen von sonstigem Ortsrecht geman
BauGB und BauO LSA,

19. die Annahme oder Vermittlung von geringflgi-
gen Spenden, Schenkungen und ahnlichen Zuwen-
dungen geman § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA bis zu

Erlauterungen

Bei Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB
handelt es sich um gebundene Entscheidungen, bei
denen kein politischer Ermessenspeilraum besteht.
Aus diesem Grunde sollte die Entscheidung hierzu
in die Zustandigkeit des Oberbiurgermeisters fallen.

Alte Fassung (a. F.)

16. Anderungen des Sanierungswirtschaftsplanes,
des Malnahmeplanes "stadtebaulicher Denkmal-
schutz" und der MaRRnahmeplane Stadtumbau Ost
"Altstadt" dahingehend, dass die geplanten Einzel-
mafnahmen lediglich innerhalb der Wirtschaftspla-
ne verschoben bzw. ausgetauscht werden und die
jeweiligen Haushaltsansatze der Wirtschaftsplane
der Einzelplane laut Haushaltsplan nicht tberschrit-
ten werden,

17. Abweichungen von Vorgaben der gultigen Ge-
staltungssatzungen, wenn diese begriindete Aus-
nahmefélle darstellen und soweit sie in den einzel-
nen Paragraphen und deren Begrindungen in den
Satzungen vorgesehen sind,

18. geringfigige Ausnahmen und Befreiungen von
Festlegungen gultiger Bebauungsplane, Vorhaben-
und ErschlieBungsplanen sowie Abweichungen von
sonstigem Ortsrecht gemaR BauGB und BauO
LSA,

19. die Annahme oder Vermittlung von geringfigi-
gen Spenden, Schenkungen und ahnlichen Zuwen-
dungen gemald § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA bis zu
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

einem Betrag in H6he von 1.000 Euro,

20. die Beantragung und Weitergabe von Foérder-
mitteln aus dem Programm ,Stadtumbau Ost Ruick-
bau®,

21. alle Falle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt,
die Amtsleiter, die Rechnungsprifer und Ratsburo-
leiter, sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben
sind, im Einvernehmen mit dem Stadtrat; es gilt
8 139 Abs. 5 KVG LSA,

22. alle Falle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 1,

23. Umsetzung, Versetzung und Abordnung sowie
die Versetzung in den Ruhestand fur alle Beamten,

24. Ernennung und Entlassung des Stadtwehrlei-
ters, der Ortswehrleiter und deren Stellvertreter
sowie aller anderen Ehrenbeamten, soweit gesetz-
liche Regelungen dem nicht entgegenstehen,

25. Einstellung, Entlassung und die nicht nur vo-
ribergehende Ubertragung einer anders bewerte-
ten Tatigkeit betreffend die Dezernenten, Amtslei-
ter, Rechnungsprifer und Ratsbiroleiter im Einver-
nehmen mit dem Stadtrat,

26. alle weiteren Beschaftigten der Verwaltung, es
Qilt 8 7 Abs. 2 Nr. 21,

27. Pflege- und Unterhaltungsmaf3nahmen an stad-
tischen Grinflachen und Spielplédtzen bis zu einer
Wertgrenze von 25.000 EUR.

Erlauterungen

Bei Pflege- und UnterhaltungsmalBnahmen an stadti-
schen Grunflachen und Spielplatzen handelt es sich in
der Regel um Geschéfte der laufenden Verwaltung. Aus
diesem Grunde wird in § 7 Abs. 2 hierfir bis zu einer
Wertgrenze von 25.000 EUR eine Zustandigkeitsrege-
lung fir den Oberbirgermeister aufgenommen. Pflege-
und Unterhaltungsmaf3nahmen an stadtischen Waldfla-
chen verbleibt in der Zustéandigkeit des BSU.

Alte Fassung (a. F.)

einem Betrag in H6he von 1.000 Euro,

20. die Beantragung und Weitergabe von Foérder-
mitteln aus dem Programm ,Stadtumbau Ost Riick-
bau®,

21. alle Falle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt,
die Amtsleiter, die Rechnungsprifer und Ratsbiro-
leiter, sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben
sind, im Einvernehmen mit dem Stadtrat; es gilt
8 139 Abs. 5 KVG LSA,

22. alle Falle der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 1,

23. Umsetzung, Versetzung und Abordnung sowie
die Versetzung in den Ruhestand fir alle Beamten,

24. Ernennung und Entlassung des Stadtwehrlei-
ters, der Ortswehrleiter und deren Stellvertreter
sowie aller anderen Ehrenbeamten, soweit gesetz-
liche Regelungen dem nicht entgegenstehen,

25. Einstellung, Entlassung und die nicht nur vo-
ribergehende Ubertragung einer anders bewerte-
ten Tatigkeit betreffend die Dezernenten, Amtslei-
ter, Rechnungsprufer und Ratsburoleiter im Einver-
nehmen mit dem Stadtrat,

26. alle weiteren Beschaftigten der Verwaltung, es
Qilt 8 7 Abs. 2 Nr. 21-
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(3) Dem Oberbirgermeister obliegt die Geschéfts-
verteilung innerhalb der Verwaltung.

§8
Allgemeine Vertretung des Oberbirgermeisters

1Der Stadtrat der Stadt K6then (Anhalt) wahlt einen
Beschaftigten der Stadtverwaltung als 1. Vertreter
des Oberbirgermeisters fir den Verhinderungsfall.
2Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) kann einen
weiteren Beschaftigten der Stadtverwaltung als 2.
Vertreter des Oberbirgermeisters fur den Fall der
Verhinderung sowohl des Oberblrgermeisters als
auch des 1. Vertreters des Oberbirgermeisters
wahlen. 3Das Vorschlagsrecht dafiir hat der Ober-
blrgermeister.

§9
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Der Stadtrat bestellt im Einvernehmen mit dem
Oberbirgermeister eine Gleichstellungsbeauftragte.

(2) Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten
ist widerruflich. 2Uber die Abberufung entscheidet
der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbur-
germeister. 3Einer Abberufung bedarf es nicht bei
Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(3) Dem Oberbirgermeister obliegt die Geschéfts-
verteilung innerhalb der Verwaltung.

§8
Allgemeine Vertretung des Oberbilrgermeisters

Der Stadtrat der Stadt K6then (Anhalt) wahlt einen
Beschaftigten der Stadtverwaltung als 1. Vertreter
des Oberbirgermeisters fir den Verhinderungsfall.
2Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) kann einen
weiteren Beschaftigten der Stadtverwaltung als 2.
Vertreter des Oberbirgermeisters fur den Fall der
Verhinderung sowohl des Oberblrgermeisters als
auch des 1. Vertreters des Oberbirgermeisters
wahlen. 3Das Vorschlagsrecht dafiir hat der Ober-
blrgermeister.

§9
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Der Stadtrat bestellt im Einvernehmen mit dem
Oberbirgermeister eine Gleichstellungsbeauftragte.

(2) Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten
ist widerruflich. 2Uber die Abberufung entscheidet
der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbir-
germeister. 3Einer Abberufung bedarf es nicht bei
Beendigung des Beschéaftigungsverhaltnisses.
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(3) 'Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den
Sitzungen des Stadtrates und der Ausschisse teil-
nehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist.
2Ihr ist in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches
auf Verlangen das Wort zu erteilen.

IV. ABSCHNITT
UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER
EINWOHNER

§ 10
Einwohnerversammlung

(1) Uber allgemein bedeutsame Angelegenheiten
der Stadt Kothen (Anhalt) konnen die Einwohner
auch durch Einwohnerversammlungen unterrichtet
werden. 2Der Oberbilrgermeister beruft die Ein-
wohnerversammlungen ein. 3Er setzt die Ge-
sprachsgegenstande sowie Ort und Zeit der Veran-
staltung fest. “Die Einladung ist gemaR § 14 Abs. 2
bekanntzumachen und soll in der Regel 14 Tage
vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. °Die Einla-
dungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit auf
drei Tage verkirzt werden.

(2) Die Einwohnerversammlungen kdnnen auf Teile
des Stadtgebietes beschréankt werden.

(3) Der Oberburgermeister unterrichtet den Stadtrat
in seiner nachsten Sitzung Uber den Ablauf der
Einwohnerversammlung und die wesentlichen Er-
gebnisse.

§11

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den
Sitzungen des Stadtrates und der Ausschiisse teil-
nehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist.
2Ihr ist in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches
auf Verlangen das Wort zu erteilen.

IV. ABSCHNITT
UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER
EINWOHNER

§ 10
Einwohnerversammlung

(1) 'Uber allgemein bedeutsame Angelegenheiten
der Stadt Kothen (Anhalt) konnen die Einwohner
auch durch Einwohnerversammlungen unterrichtet
werden. 2Der Oberbilrgermeister beruft die Ein-
wohnerversammlungen ein. 3Er setzt die Ge-
sprachsgegenstande sowie Ort und Zeit der Veran-
staltung fest. *Die Einladung ist gemaR § 14 Abs. 2
bekanntzumachen und soll in der Regel 14 Tage
vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. °Die Einla-
dungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit auf
drei Tage verklrzt werden.

(2) Die Einwohnerversammlungen kdnnen auf Teile
des Stadtgebietes beschrankt werden.

(3) Der Oberburgermeister unterrichtet den Stadtrat
in seiner nachsten Sitzung Uber den Ablauf der
Einwohnerversammlung und die wesentlichen Er-
gebnisse.

§11
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Einwohnerfragestunde

(1) Der Stadtrat sowie seine Ausschiisse flihren im
Rahmen ordentlicher o6ffentlicher Sitzungen eine
Einwohnerfragestunde durch.

(2) 'Die Einwohnerfragestunde erfolgt in der Regel
zum Beginn der Sitzung. 2Abweichungen hiervon
kann der Vorsitzende des Stadtrates in der Einla-
dung zur Sitzung festlegen.

(3) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Be-
ginn und das Ende der Fragestunde fest. 2Findet
sich zu Beginn der Fragestunde kein Einwohner
ein, kann sie geschlossen werden. 3Die Fragestun-
de soll auf hochstens 30 Minuten begrenzt sein.

(4) YJeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, grundséatzlich
eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den
Gegenstand der ersten Frage beziehen, zu stellen.
2Zugelassen sind Fragen von allgemeinem Interes-
se, die in die Zustandigkeit der Stadt Koéthen (An-
halt) fallen, insbesondere Fragen, die die Tages-
ordnung betreffen. 3Die Fragezeit betragt in der
Regel drei Minuten. “Persénliche Angelegenheiten
einzelner Personen kdnnen nicht Gegenstand der
Einwohnerfragestunde sein. Uber Ausnahmen ent-
scheidet der Vorsitzende des Stadtrates.

(5) Fragen, die die Tagesordnung betreffen, sollen
bei der Behandlung des Tagesordnungspunktes
beantwortet werden. ?Die Beantwortung der Fragen
erfolgt in der Regel mindlich durch den Oberbur-
germeister oder den Vorsitzenden des Stadtrates.
Eine Aussprache findet nicht statt. “Ist die Beant-
wortung der Frage in der Sitzung nicht mdglich,
erhélt der Einwohner eine schriftiche Antwort, die

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Einwohnerfragestunde

(1) Der Stadtrat sowie seine Ausschisse fiihren im
Rahmen ordentlicher offentlicher Sitzungen eine
Einwohnerfragestunde durch.

(2) 'Die Einwohnerfragestunde erfolgt in der Regel
zum Beginn der Sitzung. 2Abweichungen hiervon
kann der Vorsitzende des Stadtrates in der Einla-
dung zur Sitzung festlegen.

(3) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Be-
ginn und das Ende der Fragestunde fest. 2Findet
sich zu Beginn der Fragestunde kein Einwohner
ein, kann sie geschlossen werden. 3Die Fragestun-
de soll auf hochstens 30 Minuten begrenzt sein.

(4) YJeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, grundséatzlich
eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den
Gegenstand der ersten Frage beziehen, zu stellen.
2Zugelassen sind Fragen von allgemeinem Interes-
se, die in die Zustandigkeit der Stadt Kothen (An-
halt) fallen, insbesondere Fragen, die die Tages-
ordnung betreffen. Die Fragezeit betragt in der
Regel drei Minuten. “Personliche Angelegenheiten
einzelner Personen kdnnen nicht Gegenstand der
Einwohnerfragestunde sein. *Uber Ausnahmen ent-
scheidet der Vorsitzende des Stadtrates.

(5) Fragen, die die Tagesordnung betreffen, sollen
bei der Behandlung des Tagesordnungspunktes
beantwortet werden. 2Die Beantwortung der Fragen
erfolgt in der Regel mindlich durch den Oberbur-
germeister oder den Vorsitzenden des Stadtrates.
3Eine Aussprache findet nicht statt. “Ist die Beant-
wortung der Frage in der Sitzung nicht moglich,
erhélt der Einwohner eine schriftiche Antwort, die
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innerhalb von vier Wochen erteilt werden soll.
SSchriftliche Antworten sind dem Protokoll der auf
die Beantwortung folgenden néchsten ordentlichen
Stadtratssitzung beizuflgen.

(6) 'Auf die Einwohnerfragestunden in den Aus-
schissen finden die Regelungen der Absatze 2 bis
5 entsprechend Anwendung. 2An die Stelle des
Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Vorsitzende
des Ausschusses.

(7) In den Ortschaftsraten und ihren beschlieRen-
den Ausschiissen ist jeder Einwohner nach Angabe
seines Namens und seiner Anschrift berechtigt,
grundsatzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen,
die sich auf den Gegenstand der ersten Frage be-
ziehen, zu stellen. 2Zugelassen sind vorrangig Fra-
gen, die die Tagesordnung betreffen und Fragen
von allgemeinem Interesse, die in die Zustandigkeit
der Stadt Kéthen (Anhalt) fallen. ®Die Redezeit be-
tragt in der Regel drei Minuten. *Personliche Ange-
legenheiten einzelner Personen kénnen nicht Ge-
genstand der Einwohnerfragestunde sein. °Die Ab-
satze 2, 3 und 5 finden entsprechende Anwendung
mit der MalRgabe, dass an die Stelle des Vorsitzen-
den des Stadtrates der Ortsbirgermeister tritt.

§12
Burgerbefragung

'Eine Burgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA
erfolgt ausschlief3lich in wichtigen Angelegenheiten
des eigenen Wirkungskreises der Stadt Kéthen
(Anhalt). 2Sie kann nur auf der Grundlage eines
Stadtratsbeschlusses durchgefiihrt werden, in dem
die mit ,ja“ oder ,nein“ zu beantwortende Frage

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

innerhalb von vier Wochen erteilt werden soll.
SSchriftliche Antworten sind dem Protokoll der auf
die Beantwortung folgenden néchsten ordentlichen
Stadtratssitzung beizuftigen.

(6) 'Auf die Einwohnerfragestunden in den Aus-
schissen finden die Regelungen der Absatze 2 bis
5 entsprechend Anwendung. 2An die Stelle des
Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Vorsitzende
des Ausschusses.

(7) In den Ortschaftsraten und ihren beschlieBen-
den Ausschiissen ist jeder Einwohner nach Angabe
seines Namens und seiner Anschrift berechtigt,
grundsatzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen,
die sich auf den Gegenstand der ersten Frage be-
ziehen, zu stellen. 2Zugelassen sind vorrangig Fra-
gen, die die Tagesordnung betreffen und Fragen
von allgemeinem Interesse, die in die Zustandigkeit
der Stadt Kéthen (Anhalt) fallen. *Die Redezeit be-
tragt in der Regel drei Minuten. “Personliche Ange-
legenheiten einzelner Personen kénnen nicht Ge-
genstand der Einwohnerfragestunde sein. °Die Ab-
satze 2, 3 und 5 finden entsprechende Anwendung
mit der MalRgabe, dass an die Stelle des Vorsitzen-
den des Stadtrates der Ortsbirgermeister tritt.

8§12
Burgerbefragung

'Eine Burgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA
erfolgt ausschlief3lich in wichtigen Angelegenheiten
des eigenen Wirkungskreises der Stadt Kéthen
(Anhalt). 2Sie kann nur auf der Grundlage eines
Stadtratsbeschlusses durchgefihrt werden, in dem
die mit ,ja“ oder ,nein“ zu beantwortende Frage
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formuliert ist und insbesondere festgelegt wird, ob
die Befragung als elektronische Abstimmung im
Internet oder im schriftichen Verfahren erfolgt, in
welchem Zeitraum die Befragung durchgefiihrt wird
und in welcher Form das Abstimmungsergebnis
bekanntzugeben ist.

V. ABSCHNITT
EHRENBURGER UND EHRENBEZEICHNUNG

§13
Ehrenbirgerrecht und Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbr-
gerrechts oder der Ehrenbezeichnung bedarf einer
Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten
Mitglieder des Stadtrates.

VI. ABSCHNITT
OFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

8§14
Offentliche Bekanntmachungen

(1) *Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen
und Beschlisse werden im Amtsblatt der Stadt
Kothen (Anhalt) offentlich bekannt gemacht. 2Es
erscheint in der Regel monatlich.
3Bekanntmachungen und Beschlusse, fir die aus
zeitlichen Grinden eine Bekanntmachung im
nachsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in

Erlauterungen
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formuliert ist und insbesondere festgelegt wird, ob
die Befragung als elektronische Abstimmung im
Internet oder im schriftichen Verfahren erfolgt, in
welchem Zeitraum die Befragung durchgefihrt wird
und in welcher Form das Abstimmungsergebnis
bekanntzugeben ist.

V. ABSCHNITT
EHRENBURGER UND EHRENBEZEICHNUNG

§13
Ehrenbirgerrecht und Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbdr-
gerrechts oder der Ehrenbezeichnung bedarf einer
Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten
Mitglieder des Stadtrates.

VI. ABSCHNITT
OFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

§14
Offentliche Bekanntmachungen

(1) *'Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen
und Beschlisse werden im Amtsblatt der Stadt
Kothen (Anhalt) offentlich bekannt gemacht. 2Es
erscheint in der Regel monatlich.
3Bekanntmachungen und Beschliusse, fir die aus
zeitlichen Grinden eine Bekanntmachung im
nachsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in
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der Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lo-
kalausgabe Koéthen veroffentlicht. “Auf diese Be-
kanntmachung wird im darauf folgenden Amtsblatt
hingewiesen. °Die Bekanntmachung ist mit Ablauf
des Erscheinungstages bewirkt, an dem im Falle
des Satz 1 das Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)
bzw. im Falle der Satze 3 und 4 die Mitteldeutsche
Zeitung den bekanntzumachenden Text enthalt.

(2) 1zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des
Stadtrates und seiner Ausschiisse werden spates-
tens sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetsei-
te der Stadt Kothen (Anhalt) unter www.koethen-
anhalt.de offentlich bekannt gemacht. ?Erganzend
ist der Bekanntmachungstext durch Aushang im
Schaukasten des Rathauses mindestens drei Tage
vor der Sitzung zu verdffentlichen. 2Soweit die Be-
kanntmachung nach Satz 1 wegen technischer
Probleme nicht moglich ist, hat sie drei Tage vor
der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, Lokal-
ausgabe Kothen, zu erfolgen. 4In den Fallen der
Ladung des Stadtrates nach § 53 Abs. 4 Satz 5
KVG LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit mog-
lich unverziglich nach der Ladung entsprechend
den Satzen 1 und 2.

(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschafts-
rates Merzien werden drei Tage vor der Sitzung in
den Schaukéasten

1. im Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle ge-
genuber der StralRe der DSF 33,

2. im Ortsteil Hohsdorf, StralRe des 7. Oktober 16,

3. im Ortsteil Zehringen, Stral3e der Freundschaft
11,

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

der Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lo-
kalausgabe Koéthen veroffentlicht. “Auf diese Be-
kanntmachung wird im darauf folgenden Amtsblatt
hingewiesen. °Die Bekanntmachung ist mit Ablauf
des Erscheinungstages bewirkt, an dem im Falle
des Satz 1 das Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)
bzw. im Falle der Séatze 3 und 4 die Mitteldeutsche
Zeitung den bekanntzumachenden Text enthalt.

(2) 1zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des
Stadtrates und seiner Ausschiisse werden spates-
tens sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetsei-
te der Stadt Kéthen (Anhalt) unter www.koethen-
anhalt.de offentlich bekannt gemacht. ?Erganzend
ist der Bekanntmachungstext durch Aushang im
Schaukasten des Rathauses mindestens drei Tage
vor der Sitzung zu veroffentlichen. 3Soweit die Be-
kanntmachung nach Satz 1 wegen technischer
Probleme nicht méglich ist, hat sie drei Tage vor
der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, Lokal-
ausgabe Kothen, zu erfolgen. 4In den Fallen der
Ladung des Stadtrates nach § 53 Abs. 4 Satz 5
KVG LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit mog-
lich unverziglich nach der Ladung entsprechend
den Satzen 1 und 2.

(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschafts-
rates Merzien werden drei Tage vor der Sitzung in
den Schaukasten

1. im Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle ge-
genuber der StrafRe der DSF 33,

2. im Ortsteil Hohsdorf, StralRe des 7. Oktober 16,

3. im Ortsteil Zehringen, Stral3e der Freundschaft
11,

Seite 27 von 30






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

offentlich bekannt gemacht.

(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzung Arensdorf werden drei Tage vor der
Sitzung in den Schaukéasten

1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11,

2. im Ortsteil Arensdorf, Pappelplatz 2, am Feuer-
wehrgeratehaus,

3. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg 6, am
Pumpenhaus,

offentlich bekannt gemacht.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Baasdorf werden drei Tage vor der Sit-
zung in dem Schaukasten Kothener Str. 23, Ver-
kaufsstelle, 6ffentlich bekannt gemacht.

(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Dohndorf werden drei Tage vor der Sit-
zung in dem Schaukasten Dorfstrale 9, vor dem
Gemeindebiiro, 6ffentlich bekannt gemacht.

(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzungen L6bnitz an der Linde werden drei Ta-
ge vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2
offentlich bekannt gemacht.

(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
sitzungen Wilknitz werden drei Tage vor der Sit-
zung in den Schaukasten

1. im Ortsteil GroRwiilknitz, am Grundstiick Kasta-
nienplatz 1,

2. im Ortsteil Kleinwilknitz, Hauptstral3e, gegen-
uber dem Grundstiick Nr. 19,

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

offentlich bekannt gemacht.

(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzung Arensdorf werden drei Tage vor der
Sitzung in den Schaukéasten

1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11,

2. im Ortsteil Arensdorf, Pappelplatz 2, am Feuer-
wehrgeratehaus,

3. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg 6, am
Pumpenhaus,

offentlich bekannt gemacht.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Baasdorf werden drei Tage vor der Sit-
zung in dem Schaukasten Koéthener Str. 23, Ver-
kaufsstelle, 6ffentlich bekannt gemacht.

(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Dohndorf werden drei Tage vor der Sit-
zung in dem Schaukasten DorfstraRe 9, vor dem
Gemeindeblro, 6ffentlich bekannt gemacht.

(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzungen Lobnitz an der Linde werden drei Ta-
ge vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2
offentlich bekannt gemacht.

(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
sitzungen Wilknitz werden drei Tage vor der Sit-
zung in den Schaukasten

1. im Ortsteil GroRwilknitz, am Grundstiick Kasta-
nienplatz 1,

2. im Ortsteil Kleinwilknitz, Hauptstral3e, gegen-
uber dem Grundstiick Nr. 19,
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offentlich bekannt gemacht.

(9) Bekanntmachungen nach 8 10 Abs. 2 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes (6ffentliche Zustel-
lung) und Bekanntmachungen im Wege der Amts-
hilfe werden durch Aushang an der amtlichen Be-
kanntmachungstafel im Eingangsbereich des
Haupteinganges des Rathauses der Stadt Kdthen
(Anhalt), Marktstrae 1-3, offentlich bekannt ge-
macht, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt
ist.

(10) 'Das Amtsblatt der Stadt Kothen (Anhalt) wird
den Haushalten der Stadt Kéthen (Anhalt) kosten-
los zur Verfigung gestellt. 2Hierliber hinaus hat
jede Person das Recht, Satzungen einschlieflich
aller Anlagen und Plane innerhalb der o6ffentlichen
Sprechzeiten der Stadtverwaltung Kéthen einzuse-
hen und sich gegen Erstattung der dadurch entste-
henden Kosten Abschriften fertigen zu lassen.

(11) YIst das Amtsblatt fiir die Veroffentlichung von
Planen, Karten oder Zeichnungen sowie Begrin-
dungen oder Erlauterungsberichte, die Bestandteile
von Satzungen sind, nicht geeignet, so erfolgt die
offentliche Bekanntmachung dieser Teile dadurch,
dass sie wahrend der offentlichen Sprechzeiten der
Stadtverwaltung o6ffentlich ausgelegt werden und in
der Bekanntmachung des textlichen Teils der Sat-
zung auf die Dauer und den Ort der Auslegung hin-
gewiesen wird. 2Satz 1 findet sinngemaR Anwen-
dung auf entsprechende Bestandteile sonstiger
Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist.

VII. ABSCHNITT

Erlauterungen
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offentlich bekannt gemacht.

(9) Bekanntmachungen nach 8 10 Abs. 2 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes (6ffentliche Zustel-
lung) und Bekanntmachungen im Wege der Amts-
hilfe werden durch Aushang an der amtlichen Be-
kanntmachungstafel im Eingangsbereich des
Haupteinganges des Rathauses der Stadt Kdthen
(Anhalt), MarktstraRe 1-3, offentlich bekannt ge-
macht, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt
ist.

(10) 'Das Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt) wird
den Haushalten der Stadt Kéthen (Anhalt) kosten-
los zur Verfligung gestellt. 2Hierliber hinaus hat
jede Person das Recht, Satzungen einschlief3lich
aller Anlagen und Plane innerhalb der o6ffentlichen
Sprechzeiten der Stadtverwaltung Kothen einzuse-
hen und sich gegen Erstattung der dadurch entste-
henden Kosten Abschriften fertigen zu lassen.

(11) Ist das Amtsblatt fiir die Veroffentlichung von
Planen, Karten oder Zeichnungen sowie Begrin-
dungen oder Erlauterungsberichte, die Bestandteile
von Satzungen sind, nicht geeignet, so erfolgt die
offentliche Bekanntmachung dieser Teile dadurch,
dass sie wahrend der 6ffentlichen Sprechzeiten der
Stadtverwaltung o6ffentlich ausgelegt werden und in
der Bekanntmachung des textlichen Teils der Sat-
zung auf die Dauer und den Ort der Auslegung hin-
gewiesen wird. 2Satz 1 findet sinngemal Anwen-
dung auf entsprechende Bestandteile sonstiger
Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist.

VII. ABSCHNITT






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)
SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§15
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser
Sat-zung gelten jeweils in mannlicher und weibli-
cher Form. Dies gilt nicht fur die Funktionsbe-
zeichnung Gleichstellungsbeauftragte.

§16
Inkrafttreten

!Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (An-
halt) in Kraft. 2Zugleich treten die Hauptsatzung der
Stadt Kothen (Anhalt) vom 10.12.2001, zuletzt ge-
andert durch die 6. Anderung der Hauptsatzung der
Stadt Kéthen (Anhalt) vom 20.01.2014, sowie die
Zustandigkeitsordnung des Stadtrates der Stadt
Kothen (Anhalt) aul3er Kraft.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§15
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser
Sat-zung gelten jeweils in mannlicher und weibli-
cher Form. Dies gilt nicht fur die Funktionsbe-
zeichnung Gleichstellungsbeauftragte.

§16
Inkrafttreten

!Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (An-
halt) in Kraft. 2Zugleich treten die Hauptsatzung der
Stadt Kothen (Anhalt) vom 10.12.2001, zuletzt ge-
andert durch die 6. Anderung der Hauptsatzung der
Stadt Kéthen (Anhalt) vom 20.01.2014, sowie die
Zustandigkeitsordnung des Stadtrates der Stadt
Kothen (Anhalt) aul3er Kraft.
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2.8

MalRnahmen an Gewassern in Kothen
uber das Umweltsofortprogramm



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Informationsvorlage

2017101/1

Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 29.08.2017
Ortschaftsrat Merzien TOP: 28
Amt: Amt 73 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017101/1
Az.: erstellt am: 11.07.2017
Betreff

Malnahmen an Gewassern in Kothen tber das Umweltsofortprogramm

Beratungsfolge

Nr. |Gremium

Ist-Termin |Ergebnis

N -

29.08.2017: Ortschaftsrat Merzien
31.08.2017: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss

29.08.2017
31.08.2017

Mitzeichnungspflicht

Person

Unterschrift

Datum

Adolf Tauer

21.08.2017

Beschlussentwurf

Gesetzliche Grundlagen:




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Das Ministerium fir Umwelt, Landwirtschaft und Energie hat ein Umwelt-Sofortprogramm
aufgelegt, welches Malinahmen foérdert, die der Verbesserung der Qualitat und ékologischen
Aufwertung der Gewasser in Sachsen-Anhalt dienen sollen. Antragsteller sind ausschlief3lich
die Gewasserunterhaltungsverbande in Sachsen-Anhalt.

Es erfolgt eine 100 %-ige Forderung.

In diesem Zusammenhang hat der Unterhaltungsverband ,Westliche Fuhne-Ziethe" im
Stadtgebiet Kothen folgende MalRnahmen beantragt und bewilligt bekommen:

1. Ruckbau des Gewdlbedurchlasses in der Ziethe am Kirschweg in Merzien

2. Ruckbau des Gewdlbedurchlasses in der Ziethe in Zehringen am Zehringer
Busch

3. Ruckbau des alten Absetzbeckens am Lehdegraben und Schaffung eines

Durchlasses zur Ziethe

Die beiden Riuckbaumalnahmen der Gewdélbedurchlasse dienen der Verbesserung der
Okologischen Durchgangigkeit der Ziethe. Weiterhin werden durch den Rickbau und die
Angleichung der entstehenden Béschungen an die vorhandenen Béschungen die
Gewasserquerschnitte vergrofRert. Dies fuhrt zur Verbesserung der Abflussverhéltnisse bei
Starkregenereignissen sowie bei Mittel- und Hochwasserstanden. Beide Uberfahrten sind
wegen des schlechten baulichen Zustandes bereits seit langerem gesperrt. Abbruchmaterial
befindet sich schon in der Gewéssersohle. Beide Durchlasse/Uberfahrten sind nicht
Bestandteil von 6ffentlich gewidmeten Feldwegen. Sie haben keine Funktion mehr.

Das alte Absetzbecken am Lehdegraben, kurz vor der Einmindung in die Ziethe, hat seine
wesentliche Funktion, das Absetzen von Grobstoffen aus dem ehemaligen
Gefliigelschlachthof, schon lange verloren. Es ist ein Betonbauwerk. Der Ubergang zur
Ziethe erfolgt Gber einen Doppeldurchlass in einer Héhe, die den gréf3ten Teil des Jahres
Uber der Wasserlinie der Ziethe liegt. Die dkologische Durchgangigkeit fir die aquatischen
Lebewesen zwischen Ziethe und Lehdegraben ist damit nicht gegeben. Um diesen Verbund
herzustellen, wird neben dem Abriss des Betonabsetzbeckens auch ein Durchlass
hergestellt, der die bisherige Hohendifferenz zum Mindestwasserstand der Ziethe nicht mehr
aufweist. Der Durchlass ist notwendig, um den Lutherweg an dieser Stelle nicht zu
unterbrechen.

Alle MaRnahmen wurden seitens der Stadt beflirwortet.

Die bauliche Umsetzung soll noch in diesem Jahr erfolgen. Fir die Stadt Kéthen entstehen
keine Kosten. Die Projektbetreuung liegt in den Handen des Unterhaltungsverbandes.

Der Unterhaltungsverband , Taube-Landgraben” hat keine Malinahmen im Stadtgebiet
Kdthen Uber dieses Foérderprogramm geplant.



.

Anlage 1 - Lageplan und Foto Gewilbedurchlass in der Ziethte am Kirschweq in Merzien.pdf
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Anlage 2 - Lageplan und Foto Gewiilbedurchlass in der Ziethe in Zehringen am Zehringer Busch.pdf
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Anlage 3 - Lageplan und Foto Absetzbecken am Lehdegraben.pdf



Gewolbedurchlass am Ende des Kirschweges in Merzien
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Gewolbedurchlass in Zehringen
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